
Anfang an Uunfer der Obhuft der Ve; einten Nationen. Grebiet Menschen., diıe ın sogyenannten (Gsrenzdortern
Ich habe ıch ın der {a{ 3{4 velrasgt, WIE lanze die wohnen, und überdies einıge Beduinen. Die Lage 1n
zeduld der Beitragsstaaten währen kann, (!Cld für qdie (z17a ıst 5(} ATB, Jafß qAie Minorıitäat der NıchtflüchtlingeFortsetzung eINES F’lücht!ingsproblems auszugeben, das, weit arger daran ıst als die Klüchtlinge, Weı s1e, ebenso
WIE 807008| veilß. löshar iıst |Die internatianale (Gemein- WIC die iiüchtlinege, keine Arbeit en, aber., im (e-
schaft hat überches für Wohnungs- und Arbeitshbeschaf- pENSaLZ VAX| den Flüchtlingen, keine Lebensmitielkarten
fungsprogramme 1e] oroßere DHetrage angeboten, aAls bekommen. |die Bauern der (Grenzdorfer sind dıe ÖOpferSiE dem Amt des Hochkommissars ur F’lüchtlingsfragen Ciner unglucklichen Sıtuation: SIE lehben In ihren Bauern-
der flr ahnhche AZwoecke eı anderen L Hüchtlings- hiüiusern und haben keinen Zutritt ihren Feldern,
STUDPEN j€ ZUTE Verfügung pestehlt wurden. He der weil] S1e sıch ayuf der anderen, der „unrichtigen” Seıte
Sonderbehandlung gerade Je: arıbischen Flüchtlinge der (irenze und des Stacheldrahtes behinden. Da aber
haben Are freiwilligen Organisationen ine cchr DE- he Definition des „TFlüchtlinegs“ erfordert. daß -
merkenswerte olle gespiekt. Das Budget le: Komm1s- wuohl SseEINE Arbeit als auch SeIN Heim verloren en
SION der Vereinten \Natıonen Zl Betreuung un | Dra mm uls. entstand Cine (Gruppe V ON vielen Tausenden
haltung der palastınensischen Iüchtlinge beliec$ sıch ımM V O1 Menschen, dAre ZW Ür nıcht ıhr He  1m, ohl! aber ıhre
VErDAaNßCHCN Jahr uf '3 Millionen Jollar Die Spen- Irwerbsmöglichkeiten verioren en
den der freiwilligen Organisationen, VOT lHem ohrist- un Appeil der freiwilligen Organisationen die Ver-
lıcher Vereinigungen, währen« der gyleichen Zeit CT — einten Nationen. die Verantwortung tür diese Gruppegaben acht Millionen Dollar Has ıst MEINES Wiıissens VAd! übernehmen. wurde auf der Konferenz, qAre der Welt-
der einzıye Fall, dafß dAre Spende freiwilliger Organt- rat der Kırchen 1im vorıgen Jahr 1n Beirut 1€ abge-safıonen mehr als e1n {)rittel der Spende der Verein- lehnt, weıl HNSEeTC Moglichkeiten übersteigt, tür diese
ten Nationen beträgt. zweiıte Gruppe SOTSCN. Nichtsdestoweniger sollten
Ich g1laube, dafß, ın m gyegebenen Zeitpunkt und WITr beı Überlegungen SiEe denken und W1S-
ıch hoffe, ıst nıcht mehr tern srae] das Kntschächi- SCH, da{fs hre Probleme UU Urc Entschädigung. Hilte-
gungsprobliem ernstlich hbetreiben wird. ie iınternatıo- leistung und 1mM der Grenzbauern. durch kleine
nale (3  A  zemennschaft wieder ihren JTeil der Schaffung (‚renzveränderungen geregeit werden können.
eines kHonds (ragen wircdh. der offensicht!ich ıDer ıe
finanzıellen Möglıchkeiten Israels alleın hinausegeht.

Und letztlich g1bt se1t dem etzten ()ktober noch
eIne weitere (rruppe VOoONn Flüchtlingen, qdie NSer«c Aut-

ine Verpflichtung gegenüber den Fiüchtlingen haben merksamkeiıt erfordern. Wenn mMa  - das Problem der
auch dA1e arabischen Stanten selber. Die historische Ver- arabıischen Flüchtlinge studiert. iıst INnd sıch nıcht
pflichtung. dıie Menschen ımmer UuNnNdGd überall vegenuüber ımmer dessen bewußt, daß gleichzeıitig ein anderes
leidenden Mitmenschen der gleichen Sprache. des gle1- Flüchtiingsproblem ım en ()sten esteht War
chen Glaubens und gleicher soz1ıialer Ordnung empfin- gerade in Bagdad als ıch ırakısche u  en auf dem Flug-den sotflen diese Verpflichtung bedeutet in einfachen feld Sa qdAre ıhren Abtransport nach Israel erwarteten.
Norten dafß die Flüchtlinge als Menschen und nıcht Ich War gerade ın Israel, als dort Juden AUS dem Jemenals polttısche Fußbälle angesenen werden ılssen. ankamen. nachdem SIE Von dort vertrieben worden -

VE Damıt ist qdAie Geschichte noch nıcht Ende, denn
VARSEN haraltete Flüchtlingsprobleme eiwa 41018 Juden In Ägypten staatenlose oder agyp-

Wenn WIr dns vorlıiegende Problem gylobhal betrachten, tischer Nationalität wurde das Leben dort schwer
\ ussen WIFr ZWE1 weltere Iragen in Betracht ziehen. gemacht. dafß ıhnen HUr der Ausweg blieb aliiles, Was

S1€E besaßen, dort lassen und in LKuropa der 1n IsraelDie zweiıte (yruppe, VO  - der ıch reden moöchte. umfalt
mıindestens A) (0() Menschen. qAje In der technıschen Asyl suchen.
JTerminologie 3  iS „andere Anwüärter auf Hılfeleistung” Das sind die Tatsachen, WIE ıch S1E sehe, und iıch 11l
bezeichnet werden. 4G sind dies cie )ınwohner V OIl1 en, dafß CC mır gelungen st. S1e Sıne 1ra et stucho

darzusteilen.(xaza Wı 24  esagt  X ine Minoritätengruppe in diesem

13 Aus dem Heiligen Lande
Chronik der Ereignisse ım Nahen Osten

on Dr Arnold M (zoldbereg

Mıt lreundlicher Fılaubnis der Schriffleitung ‚A)eus LO Vul£, ()r- gende politische Konstellation: Durch dıe außerordentlich E10-Aenshrief Aes Rıtterordens Heiligen ıIra (10 Freibuig., Ma cn Waftenlielerungen der 50ow jetunion Agypten WarTr302 .} verolfentlichen WIr Jıe Lolgende Caronık hre FoLtsetzung 141
zuch für ‚Deus 10 Vult‘ orgesechen Ägypten nach Israel un: der lurkeı ZUL stärksten Milıtär-

mıacht 117 Vorderen Orient geworden, Die Sow jetunion hbe-
absichtigte durch diese milıtarısche Starkung AÄgyptens CInVorbemerkung Gegengewicht den prowestlichen Bagdadpakt (Irak,

Die Ereignisse ım Nahen ()sten wurden waäahren«d dcs etz- Persien, Turkei un: Pakistan) schaffen und, saweıt 165
len Jahres 1 wesentlichen durch dreı Vorgängc bestimmt: möglıch Wafl, selbst aktıv ın d1e Politik des Nahen (Ostens

einzugreıfen. Dies sche1int der 5owJjetunion tatsäachlich gelun-a) den sowJetischen Kinbruch HNn Nahen ()sten v  gl Deus I9
SCH Zzu seın. In cinem neutralıistischen Bündniıssystem fandenvult Heft S, Mai 1956)';

b) die Natıionalıisierung dACcs Suczkanals; sıch Agypten, Syrıen, Saudı-Arabijen un ındirekt uch Jor-
danien zZUSsammen.,.

C) den ısraelısch-agvyptischen Kanitlikt Auf der anderen Seite versuchte AÄgypten seinen polıtischen
Als der Suezkonflikt Ar Nationalisierung dcs Kuanuls FEinflufß auch auf Nordafrıka auszudehnen, ındem VOI
Zu Ausbruch kam, herrschte 1m vorderen Ortient C{iw.d f9l- allem dıe algerische Aufstandsbewegung durch W affenlie-

lerungen förderte. [Dies hatte ZUT Folge Aalßs Frankreich u

Vgl ınten (Anın A Rundbrief-Red.,) srael unterstutztie und durch gyrößere Waffenlieferungen Aas

Anfang an unter der Obhut der Vel einten Nationen. 
Ich habe mich in der Tat oft gefragt, wie lange die 
Geduld der Beitragsstaaten währen kann, Geld für die 
Fortsetzung eines Flüchtlingsproblems auszugeben, das, 
wie man weiß, lösbar ist. Die internationale Gemein-
schaft hat überdies für Wohnungs- und Arbeitsbeschaf-
fungsprogramme viel größere Beträge angeboten, als 
sie dem Amt des Hochkommissars für Flüchtlingsfragen 
der V. N. für ähnliche Zwecke bei anderen Flüchtlings-
gruppen je zur Verfügung gestellt wurden. Bei der 
Sonderbehandlung- gerade der arabischen Flüchtlinge 
haben die freiwilligen Organisationen eine sehr be-
merkenswerte Rolle gespielt. Das Budget der Kommis-
sion der Vereinten Nationen zui Betreuung und Er-
haltung der palästinensischen Flüchtlinge belief sich im 
vergangenen Jahr auf 2:3 Millionen Dollar. Die Spen-
den der freiwilligen Organisationen, vor allem christ-
licher Vereinigungen, während der gleichen Zeit er-
gaben acht Millionen Dollar. Das ist meines Wissens 
der einzige Fall, daß die Spende freiwilliger Organi-
sationen mehr als ein Drittel der Spende der Verein-
ten Nationen beträgt. 
Ich glaube, daß, wenn im gegebenen Zeitpunkt — und 
ich hoffe, er ist nicht mehr fern — Israel das Entschädi-
gungsproblem ernstlich betreiben wird, die internatio-
nale Gemeinschaft wieder ihren Teil an der Schaffung 
eines Fonds tragen wird. der offensichtlich über die 
finanziellen Möglichkeiten Israels allein hinausgeht. 
Eine Verpflichtung gegenüber den Flüchtlingen haben 
auch die arabischen Staaten selber. Die historische Ver-
pflichtung. die Menschen immer und überall gegenüber 
leidenden Mitmenschen der gleichen Sprache, des glei-
chen Glaubens und gleicher sozialer Ordnung empfin-
den sollen — diese Verpflichtung bedeutet in einfachen 
Worten. daß die Flüchtlinge als Menschen und nicht 
als politische Fußbälle angesehen werden müssen. 

Zwei parallele Fliiddlingsprobleme 
Wenn wir das vorliegende Problem global betrachten, 
so müssen wir zwei weitere Fragen in Betracht ziehen. 
Die zweite Gruppe, von der ich reden möchte, umfaßt 
mindestens 200 000 Menschen. die in der technischen 
Terminologie als ,.andere Anwärter auf Hilfeleistung" 
bezeichnet werden. Es sind dies die Einwohner von 
Gaza — wie gesagt. eine Minoritätengruppe in diesem 

Gebiet — Menschen, die in sogenannten Grenzdörfern 
wohnen, und überdies einige Beduinen. Die Lage in 
Gaza ist so at g, daß die Minorität der Nichtflüchtlinge 
weit ärger daran ist als die Flüchtlinge, weil sie, ebenso 
wie die Flüchtlinge, keine Arbeit haben, aber, im Ge-
gensatz zu den Flüchtlingen, keine Lebensmittelkarten 
bekommen. Die Bauern der Grenzdörfer sind die Opfer 
einer unglücklichen Situation: sie leben in ihren Bauern-
häusern und haben keinen Zutritt zu ihren Feldern, 
weil sie sich auf der anderen, der „unrichtigen" Seite 
der Grenze und des Stacheldrahtes befinden. Da aber 
die Definition des ..Flüchtlings" erfordert, daß er so-
wohl seine Arbeit als auch sein Heim verloren haben 
muß. entstand eine Gruppe von vielen Tausenden 
von Menschen, die zwar nicht ihr Heim, wohl aber ihre 
Erwerbsmöglichkeiten verloren haben. 
Ein Appell der freiwilligen Organisationen an die Ver-
einten Nationen, die Verantwortung für diese Gruppe 
zu übernehmen, wurde auf der Konferenz, die der Welt-
rat der Kirchen im vorigen Jahr in Beirut hielt, abge-
lehnt, weil es unsere Möglichkeiten übersteigt, für diese 
zweite Gruppe zu sorgen. Nichtsdestoweniger sollten 
wir bei unseren Überlegungen an sie denken und wis-
sen, daß ihre Probleme nur durch Entschädigung, Hilfe-
leistung und, im Falle der Grenzbauern, durch kleine 
Grenzveränderungen geregelt werden können. 
Und letztlich gibt es seit dem letzten Oktober noch 
eine weitere Gruppe von Flüchtlingen, die unsere Auf-
merksamkeit erfordern. Wenn man das Problem der 
arabischen Flüchtlinge studiert, so ist man sich nicht 
immer dessen bewußt, daß gleichzeitig ein anderes 
Flüchtlingsproblem im Nahen Osten besteht. Ich war 
gerade in Bagdad. als ich irakische Juden auf dem Flug-
feld sah, die ihren Abtransport nach Israel erwarteten. 
Ich war gerade in Israel, als dort Juden aus dem Jemen 
ankamen, nachdem sie von dort vertrieben worden wa-
ren. Damit ist die Geschichte noch nicht zu Ende, denn 
etwa 20 000 Juden in Ägypten — staatenlose oder ägyp-
tischer Nationalität — wurde das Leben dort so schwer 
gemacht, daß ihnen nur der Ausweg blieb, alles, was 
sie besaßen, dort zu lassen und in Europa oder in Israel 
Asyl zu suchen. 
Das sind die Tatsachen, wie ich sie sehe, und ich will 
hoffen, daß es mir gelungen ist, sie sine ira et studio 
darzustellen. 

13. Aus dem Heiligen Lande 
Chronik der Ereignisse im Nahen Osten 

Von Dr. Arnold M. Goldberg 

Mit freundlicher Ellaubnis der Schriftleitung von ,Deus Lo Vult`, Or-
densbrief des Ritterordens vom heiligen Grab (10 [Freibutg, Mai 1957], 
S. 302 ff.) veröffentlichen wir die folgende Chronik. Ihre Fm tsetzung ist 
auch für ,Deus Lo Vult' vorgesehen 

Vorbemerkung 

Die Ereignisse im Nahen Osten wurden während des letz-
ten Jahres im wesentlichen durch drei Vorgänge bestimmt: 

a) den sowjetischen Einbruch im Nahen Osten (vgl. Deus lo 
vult Heft 8, Mai 1956)'; 

b) die Nationalisierung des Suezkanals; 

c) den israelisch-ägyptischen Konflikt. 

Als der Suezkonflikt — die Nationalisierung des Kanals — 
zum Ausbruch kam, herrschte im vorderen Orient etwa fol- 

1 Vgl. unten S. 46 (Anm. d. Rundbrief-Red.). 

gende politische Konstellation: Durch die außerordentlich gro-
ßen Waffenlieferungen der Sowjetunion an Ägypten war 
Ägypten nach Israel und der Türkei zur stärksten Militär-
macht im Vorderen Orient geworden. Die Sowjetunion be-
absichtigte durch diese militärische Stärkung Ägyptens ein 
Gegengewicht gegen den prowestlidien Bagdadpakt (Irak, 
Persien, Türkei und Pakistan) zu schaffen und, soweit dies 
möglich war, selbst aktiv in die Politik des Nahen Ostens 
einzugreifen. Dies scheint der Sowjetunion tatsächlich gelun-
gen zu sein. In einem neutralistischen Bündnissystem fanden 
sich Ägypten, Syrien, Saudi-Arabien und indirekt auch Jor-
danien zusammen. 
Auf der anderen Seite versuchte Ägypten seinen politischen 
Einfluß auch auf Nordafrika auszudehnen, indem es vor 
allem die algerische Aufstandsbewegung durch Waffenlie-
ferungen förderte. Dies hatte zur Folge, daß Frankreich nun 
Israel unterstützte und durch größere Waffenlieferungen das 



miılitarısche Gleichgewicht zwıischen Israel und Ägypten WIEC- Nasser der einz1ge Kandidat wIird nıt (I/0 der ab-
derherzustellen suchte gegebenen Stimmen ZU Staatsprasident O11 Agypten RC“
Die amerıikanische Außenpoltik War durch das Wahljahr wäahlt
praktisch lahmgelegt, daruber hınaus aber G der amerika- Der agyptische Innenminister erhalt dıe Vollmacht, Perso-
nısche Botschafter in Ägypten, Byroade, den Verspre- NCN, dArie VoO  -} dem Kevolutionstribunal] verurteilt worden
chungen AasSSers verfallen, der ıh immer wiecder über- sınd, belıebig lanze gefangenzuhalten.
ZCUSCH verstand, dafß die agyptischen Waltfenkäule _I der R Schepilow hesucht Syrien un en Libanon. Schepilow
5owJjetunion vollkommen unverbindlıch selen und keiperlel uübermittelt dem Prasıdenten der syrıschen Republık, Schu-
Ausdehnung des sowjetischen Einflusses 1ın Nahen ()sten ZUE kry ] Kuwaltly, eıne FKinladung des obersten Sow jet.
Folge haben wuürden. IO Der Eirste Sekretär des Zentralkomitees der
Die englische Nahostpolitik wWar ausschliefßlich auf dıe Festi- klärt in eiınem Interview mıt der agyptischen Zeıtung ;
SUunß des Bagdadpaktes ausgerichtet un: daher eben auch Ahram“: „ın Krıeg zwıschen Israel und den arabischen
antıagyptisch. England konnte jedoch ım Gregensatz Z11 Staaten Ware eın Adritter Weltkriegmilitärische Gleichgewicht zwischen Israel und Ägypten wie-  Nasser — der einzige Kandidat — wird mit 99,84 */o der ab-  derherzustellen suchte.  gegebenen Stimmen zum Staatspräsident von Ägypten ge-  Die amerikanische Außenpoltik war durch das Wahljahr  wählt.  praktisch lahmgelegt, darüber hinaus aber war der amerika-  Der ägyptische Innenminister erhält die Vollmacht, Perso-  nische Botschafter in Ägypten, H. Byroade, den Verspre-  nen, die von dem Revolutionstribunal verurteilt worden  chungen Nassers verfallen, der ihn immer wieder zu über-  sind, beliebig lange gefangenzuhalten.  zeugen verstand, daß die ägyptischen Waffenkäufe in der  28. 6. Schepilow besucht Syrien und den Libanon, Schepilow  Sowjetunion vollkommen unverbindlich seien und keinerlei  übermittelt dem Präsidenten der syrischen Republik, Schu-  Ausdehnung des sowjetischen Einflusses im Nahen Osten zur  kry el Kuwatly, einc Einladung des obersten Sowjet.  Folge haben würden.  2, 7. Der Erste Sekretär des Zentralkomitees der KPdSU er-  Die englische Nahostpolitik war ausschließlich auf die Festi-  klärt in einem Interview mit der ägyptischen Zeitung „Al  gung des Bagdadpaktes ausgerichtet und daher cben auch  Ahram“: „Ein Krieg zwischen Israel und den arabischen  antiägyptisch. England konnte jedoch  im Gegensatz zu  Staaten wäre ein dritter Weltkrieg ... Die Zeit arbeitet zu-  Frankreich Israel nicht unterstützen, denn dadurch wäre der  gunsten der Araber und die Zukunft ist zweifellos auf ihrer  Seite.“  ohnehin labile Bagdadpakt gefährdet worden,  Die Krise trat in dem Moment ein, als die USA ihre Hand  17. 7. Der ägyptische Botschafter in Washington gibi be-  von Ägypten zogen und die Finanzierung des Assuanpro-  kannt, daß die ägyptische Regierung das Assuan-Staudamm-  jektes ablehnten, bei dem Ägypten Amerika gegen Rußland  Projekt mit Hilfe der Internationalen Bank sowie der ame-  auszuspielen versuchte. Die Entwicklung zeigte, daß ein ernst-  rikanischen und britischen Regierungen verwirklichen möchte  haftes Angebot seitens der Russen nie bestanden hatte.  (die Gesamtkosten werden auf 1300 Millionen Dollar ge-  Die Nationalisierung des Suezkanals bedeutete den endgül-  schätzt).  tigen Bruch zwischen Ägypten und England. Dabei konnte  19. 7. Das amerikanische Staatsdepartement zieht das Finan-  Ägypten auf jeden Fall damit rechnen, daß die USA keinen  zierungsangebot zurück, da Ägypten seine künftigen Baum-  ernsthaften Versuch unternehmen würden, die ägyptische Re-  wollernten für Waffenkäufe in den Ländern des Ostblocks  gierung zu irgendwelchen Zugeständnissen zu zwingen.  verpfändet habe.  Nasser hat dabei seine eigenen Kräfte und die Geduld Eng-  20. 7. Großbritannien und die Internationale Bank ziehen  lands und Frankreichs erheblich überschätzt, denn ein An-  ihre Finanzierungsangebote zurück.  griff Israels auf Ägypten stand seit dem Ausbruch der Suez-  22, 7. Schepilow erklärt in Moskau, daß das Assuan-Projekt  krise bevor. Wenn sich auch bis heute nicht nachweisen läßt,  nicht dringlich sei.  daß Israel und Frankreich den Angriff auf Ägypten gemein-  26. 7. Vor 150 000 Zuhörern erklärt Nasser, daß die allge-  sam geplant haben (eine englische Beteiligung ist unwahr-  meine Suezkanal-Gesellschaft aufgelöst und nationalisiert sei.  Der Suezkanal werde den Bau des Assuandammes reichlich  scheinlich), so lagen doch mit Sicherheit — so viel konnte  man schon Wochen vorher der israelischen Presse entnehmen  finanzieren.  — gewisse Zusicherungen der französischen Regierung für  Das Nationalisierungsdekret bestimmt, daß sämtliche Aktiva  den Fall eines israelisch-ägyptischen Konfliktes vor.  und Passiva der Kanalgesellschaft in den Besitz des ägypti-  Als es zum israelischen Angriff kam, war die Sowjetunion  schen Staates übergehen. Die Eigentümer sollen nach dem  durch die ungarische Revolutian gebunden und konnte die  Übergang aller Guthaben der Gesellschaft an den ägypti-  Landung der Engländer und Franzosen nicht mehr verhin-  schen Staat entsprechend den letzten Börsenkursen entschä-  dern — vielleicht wollte sie auch nicht. Der beste Teil der  digt werden. Techniker und Funktionäre der Gesellschaft  ägyptischen Armee wurde binnen wenigen Tagen vernichtet,  haben nicht das Recht, ihre Tätigkeit aufzugeben.  das ägyptische Bündnissystem erwies sich als wirkungslos,  27. 7. Der ägyptische Botschafter in Paris weist die Protest-  da keiner der ägyptischen Verbündeten wirklich bereit war,  noten der Regierungen Großbritanniens und Frankreichs zu-  rück.  eine militärische Niederlage für Agypten in Kauf zu nehmen  und in Wirklichkeit auch keiner der arabischen Staaten über  Die Suezkanalzone wird zur ägyptischen Militärzone erklärt.  eine einsatzfähige Armee verfügte.  Handlungen gegen die ägyptische Kanalgesellschaft sollen  nach Kriegsrecht bestraft werden.  Die Abfolge der Ereignisse  Die Internationale Suezgesellschaft erkennt die Nationalisie-  rung des Kanals nicht an und weist alle französischen und  16. 5. Ägypten nimmt diplomatische Beziehungen zu Peking  ausländischen Banken an, keine Aufträge der ägyptischen  auf und bricht die Beziehungen zur chinesischen National-  Gesellschaft entgegenzunehmen.  regierung ab.  Der ägyptische Handelsminister erklärt die ägyptischen Ge-  1I. 6. Zwischen Syrien und Jordanien wird ein Militärbünd-  richte für Streitigkeiten zwischen den Aktionären und der  nis abgeschlossen. Die Armeen beider Länder werden einem  ägyptischen Kanalgesellschaft für zuständig.  gemeinsamen Kriegsrat unterstellt.  28. 7. Die Regierungen Englands, Frankreichs und Amerikas  13. 6. Die letzten britischen Truppen verlassen Ägypten.  verfügen die Sperrung der ägyptischen Guthaben.  22, 6. Bei den Paraden anläßlich des britischen Abzugs aus  31. 7. Die ägyptische Regierung versichert, daß sie den Ver-  Ägypten werden Panzer, Geschütze und Flugzeuge sowjeti-  pflichtungen, die sich aus der Konvention von 1888 und aus  scher Herkunft gezeigt. Der sowjetische Außenminister Sche-  dem britisch-ägyptischen Vertrag von 1954 ergeben, nach-  pilow erklärt in einer Ansprache: „Für die Völker der So-  kommen wird. Die Freiheit der Schiffahrt im Kanal wird von  wjetunion sind die Völker der arabischen Länder Brüder.  Ägypten nicht beeinträchtigt werden.  Die Sowjetregierung ist fest überzeugt, daß die weitere Ver-  Chruschtschow rechtfertigt die Nationalisierung des Kanals.  stärkung der freundschaftlichen Beziehungen zwischen den  Die Interessen Englands, Frankreichs und Amerikas würden  UdSSR und Ägypten dem Interesse des Friedens und der  nicht beeinträchtigt, da der Kanal frei bleibe. Es sei kein  Sicherheit der Völker entspricht.“‘ Gamal Abdel Nasser er-  Grund zur Nervosität gegeben. „Die Frage des Suezkanals  klärt in Kairo: „Ich erkläre es laut vor der ganzen Welt: Wir  kann und muß auf friedlichem Wege gelöst werden.“  wollen den Frieden. Wir wollen in Harmonie mit allen Völ-  1.—5. 8, Eine größere Anzahl Düsenbomber, die Flugzeug-  träger „Bulwark Ocean“ und „Theseus“ laufen nach Malta  kern — den großen und den kleinen — leben.“  In einem gemeinsamen Kommunique erklärten Nasser und  und Zypern aus. Das französische Mittelmeergeschwader  Schepilow: „... Die Entwicklung der sowjetisch-ägyptischen  wird in Toulon bereitgehalten. Die Königin von England er-  Beziehungen auf allen Gebieten der politischen, wiırtschaft-  mächtigt die Regierung, eine bestimmte Anzahl Reservisten  einzuberufen.  lichen und kulturellen Zusammenarbeit entspricht den Inter-  essen beider Länder.“  Sir Anthony Eden erklärt im britischen Unterhaus, daß keine  25, 6. Der Kronprinz des Yemen besucht die UdSSR, G. A.  Regelung, bei der der Suezkanal unter der unbeschränkten  41Die eıt arbeıtet Z
Frankreich Israel nıcht unterstutzen, enn dadurch P  ware der gunsten der Araber Un! dıe Zukunft ist zweıfellos auf ıhrer

NSe  ıte.  «ohnehın tabile Bagdadpakt gefährdet worden.,
Die Krise trat in dem Moment ein, als die UJSA ıhre Hand Der agyptische Botschafter in Washington giıbi be-
VO  — AÄgypten un dıe Finanzierung des Assuanpro- kannt, dafß dıe agyptısche Kegierung dns Assuan-Staudamm-
jektes ablehnten, beı dem Ägypten Amerika Rußland Projekt mf Hılfe der Internationalen ank SO WIE der aAM C«
auszuspielen versuchte. Die Entwicklung zeıigte, daß EIN ernst- rikanıschen Un britischen Regierungen verwirklichen mochte
haftes Angebot seıtens der Russen niıe bestanden hatte (die Gesamtkosten werden auf 1300 Miıllionen Dollar 5C-
Die Nationalisierung des Suezkanals bedeutete den endgül- schätzt).
tigen ruch zwıschen Ägypten un! England. Dabei konnte {DDas amerikanısche Staatsdepartement zıeht das Finan-
ÄAgypten auf jeden Fall damıt rechnen, dafß dıe USA keinen zierungsangebot zurück, da Agypten seiıne künftigen Baum-
ernsthaften Versuch unternehmen wurden, die agyptische Re- wollernten für Waffenkäufe in den Ländern des Ostblocks
gıierung irgendwelchen Zugeständnissen zwingen. verpfändet hab
Nasser hat dabei se1nNne eigenen Kräfte und Ad1ıe Geduld Eng- Großbritannien un die Internationale ank zıehen
lands un Frankreichs erheblich überschätzt, enn eın An- ihre Finanzierungsangebote zuruck.
griff sraels auf AÄAgypten stand se1itf dem Ausbruch der ue2- Schepilow erklart in Moskau, daß das Assuan-Projekt
krise bevor. Wenn sıch auch hıs heute nıcht nachweisen Laßt, nıcht dringlich Se1.
dafß Israel und Frankreich den Angriff auf Agypten gemeınn- Vor 150 (OO Zuhörern rklärt Nasser, daf(lß die allge-
S geplant haben (eine englische Beteiligung ist unwahr- inelne Suezkanal-Gesellschaft aufgelöst un nationalisiert Se1

Der Suezkanatl werde den Bau des Assuandammes reichlıchscheinlich), lagen doch mi1t Sicherheit 1e] KFonnte
Ind  } schon Wochen vorher der iısraelischen YPresse entnehmen finanzieren.

yEW1SSE Zusicherungen der französischen Regierung füur {)as Nationalisierungsdekret bestimmt, dafß samtliche Aktıva
den Fall eines israelisch-ägyptischen Konfliktes VOL. un Passıva der Kanalgesellschaft in den Besitz des agyptı-
Als ZU israelischen Angriff kam, WAar dıe Sow jetunion schen Staates übergehen. Die kıgentumer sollen ach dem
durch die ungarische Revolutian gebunden un konnte dıe Übergang aller Guthaben der Gesellschaft den agyptı-
Landung der Engländer un Franzosen nıcht mehr verhin- schen Staat entsprechend den etzten Börsenkursen entschä-
ern vielleicht wollte S1€E auch nıcht {Jer beste eıl der digt werden. Techniker un: Funktionäre der Gesellschaft
agyptischen Ärmee wurde binnen wenigen JTagen vernichtet, haben nicht das Recht, ihre Tätigkeit aufzugeben.
das agyptische Bündntssystem er wIes sıch als wirkungslos, Der agyptische Botschafter ın Parıs weiıst dıe Protest-
da keiner der agyptischen Verbündeten wirklıch bereit WAafrFr, noten der Regierungen Großbritanniens un Frankreichs

rück.eine milıtärıische Niederlage für Ägypten in auf nehmen
un ın Wirklichkeit auch keiner der arabischen Staaten her Die Suezkanalzone wırd ZUC agyptischen Milıtärzone erklärt.
eiıne einsatzfähige Armee verfügte. Handlungen dıe agyptische Kanalgesellschaft sollen

nach Kriegsrecht bestraft werden.
Die ÄAbfolge der Ereignisse Die Internationale Suezgesellschaft erkennt die Nationalisie-

Tung des Kanals nıcht un we1lst alle französischen un
Ägypten nımmt dıplomatısche Beziehungen Peking auslandıschen Banken A keine Aulträge der agyptischen

auf un bricht dıe Beziehungen ZUE chinesiıschen National- Gesellschaft entgegenzunehmen.
regierung ab Der agyptische Handelsminister erklärt die agyptıischen Ge-

Zwischen Syrien un: Jordanien wird eın Mılitärbünd- richte für Streitigkeiten zwıschen den Aktionären und der
N1S abgeschlossen. Die Armeen beider Länder werden einem agyptischen Kanalgesellschaft für zuständig.
gemeınsamen Kriegsrat unterstellt_ Daie Regierungen Englands, Frankreichs un: Amerikas

{)ie etzten britischen Iruppen verlassen Agypten. verfügen die Sperrung der agyptischen (ruthaben.
Be1i den Paraden anläfßslich des britischen Abzugs AuSs 57 Die agyptische Regierung versichert, da S1C den Ver-

Ägypten werden Panzer, Geschütze un Flugzeuge sSoW Jet1- pflichtungen, d1ie siıch N der kKkonvention Vo  en 1558 und AaUuUS
scher Herkunft gezeıgt. Der sow Jetische Außenminister Sche- dem brıtisch-agyptischen Vertrag Vo  — 1954 ergeben, nach-
pilow erklärt in eıner Änsprache: „Für dıe Volker der So- kommen wıird. Die Freiheit der Schiffahrt 11 Kanal wird Vo  »

wJjetunlion sınd dıe Völker der arabischen Länder Brüder. Ägypten nıcht beeinträchtigt werden.
Die SoWwJjetregierung ıst fest überzeugt, daß die weıtere Ver- Chruschtschow rechtfertigt Ad1e Nationalis:erung des Kanals.
starkung der freundschaftlichen Beziehungen zwıschen den Die Interessen Englands, Frankreichs un!: Amerikas wurden

un: Ägypten dem Interesse des Friıedens un der nıcht beeinträchtigt, da der Kanal frei bleibe. Es Se1 eın
Sicherheit der Völker entspricht.” (Gamal Abdel Nasser Grund ZUr Nervosıtat gyegeben. „Die Frage des Suezkanals
kläart iın Kairo: „I erkläre laut VOLr der Sanzen Welt Wır annn un muß auf friedlichem Wege gelöst werden.“
wollen den Frieden. Wır wollen 1n Harmaonie mıt allen Vol- 1.—5 Eine yrößere Anzahl Düsenbomber, die Flugzeug-

trager „Bulwark ()cean“ un: „ Iheseus” laufen sach Maltaern den großen un: den kleinen leben
In einem gemeinsamen Kommuni1que erklärten Nasser un un Zypern aUus. Das französische Mittelmeergeschwader
Schepilow: Dıe Entwicklung der sow Jetisch-agyptischen wırd in Toulon bereitgehalten. e Königın Vo  an| England -
Beziehungen auf allen Gebieten der politischen, wıı:tschaft- machtigt d1ie Regierung, eiıne bestimmte Anzahl Reservisten

einzuberufen.Iıchen un kulturellen Zusammenarbeit entspricht den Inter-
beider Länder.“ SI1r Anthony den erklärt 1 britischen Unterhaus, dafß keine

{(JDer Kronprinz des Yemen besucht dıe Regelung, bei der der Suezkanal unter der unbeschränkten
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militärische Gleichgewicht zwischen Israel und Ägypten wie-
derherzustellen suchte. 
Die amerikanische Außenpoltik war durch das Wahljahr 
praktisch lahmgelegt, darüber hinaus aber war der amerika-
nische Botschafter in Ägypten, H. Byroade, den Verspre-
chungen Nassers verfallen, der ihn immer wieder zu über-
zeugen verstand, daß die ägyptischen Waffenkäufe in der 
Sowjetunion vollkommen unverbindlich seien und keinerlei 
Ausdehnung des sowjetischen Einflusses im Nahen Osten zur 
Folge haben würden. 
Die englische Nahostpolitik war ausschließlich auf die Festi-
gung des Bagdadpaktes ausgerichtet und daher eben auch 
antiägyptisch. England konnte jedoch im Gegensatz zu 
Frankreich Israel nicht unterstützen, denn dadurch wäre der 
ohnehin labile Bagdadpakt gefährdet worden. 
Die Krise trat in dem Moment ein, als die USA ihre Hand 
von Ägypten zogen und die Finanzierung des Assuanpro-
jektes ablehnten, bei dem Ägypten Amerika gegen Rußland 
auszuspielen versuchte. Die Entwicklung zeigte, daß ein ernst-
haftes Angebot seitens der Russen nie bestanden hatte. 
Die Nationalisierung des Suezkanals bedeutete den endgül-
tigen Bruch zwischen Ägypten und England. Dabei konnte 
Ägypten auf jeden Fall damit rechnen, daß die USA keinen 
ernsthaften Versuch unternehmen würden, die ägyptische Re-
gierung zu irgendwelchen Zugeständnissen zu zwingen. 
Nasser hat dabei seine eigenen Kräfte und die Geduld Eng-
lands und Frankreichs erheblich überschätzt, denn ein An-
griff Israels auf Ägypten stand seit dem Ausbruch der Suez-
krise bevor. Wenn sich auch bis heute nicht nachweisen läßt, 
daß Israel und Frankreich den Angriff auf Ägypten gemein-
sam geplant haben (eine englische Beteiligung ist unwahr-
scheinlich), so lagen doch mit Sicherheit - so viel konnte 
man schon Wochen vorher der israelischen Presse entnehmen 
- gewisse Zusicherungen der französischen Regierung für 
den Fall eines israelisch-ägyptischen Konfliktes vor. 
Als es zum israelischen Angriff kam, war die Sowjetunion 
durch die ungarische Revolution gebunden und konnte die 
Landung der Engländer und Franzosen nicht mehr verhin-
dern - vielleicht wollte sie auch nicht. Der beste Teil der 
ägyptischen Armee wurde binnen wenigen Tagen vernichtet, 
das ägyptische Bündnissystem erwies sich als wirkungslos, 
da keiner der ägyptischen Verbündeten wirklich bereit war, 
eine militärische Niederlage für Ägypten in Kauf zu nehmen 
und in Wirklichkeit auch keiner der arabischen Staaten über 
eine einsatzfähige Armee verfügte. 

Die Abfolge der Ereignisse 

16. 5. Ägypten nimmt diplomatische Beziehungen zu Peking 
auf und bricht die Beziehungen zur chinesischen National-
regierung ab. 
1. 6. Zwischen Syrien und Jordanien wird ein Militärbünd-
nis abgeschlossen. Die Armeen beider Länder werden einem 
gemeinsamen Kriegsrat unterstellt. 
13. 6. Die letzten britischen Truppen verlassen Ägypten. 
22. 6. Bei den Paraden anläßlich des britischen Abzugs aus 
Ägypten werden Panzer, Geschütze und Flugzeuge sowjeti-
scher Herkunft gezeigt. Der sowjetische Außenminister Sche-
pilow erklärt in einer Ansprache: „Für die Völker der So-
wjetunion sind die Völker der arabischen Länder Brüder.• 
Die Sowjetregierung ist fest überzeugt, daß die weitere Ver-
stärkung der freundschaftlichen Beziehungen zwischen den 
UdSSR und Ägypten dem Interesse des Friedens und der 
Sicherheit der Völker entspricht." Gamal Abdel Nasser er-
klärt in Kairo: „Ich erkläre es laut vor der ganzen Welt: Wir 
wollen den Frieden. Wir wollen in Harmonie mit allen Völ-
kern - den großen und den kleinen - leben." 
In einem gemeinsamen Kommunique erklärten Nasser und 
Schepilow: „... Die Entwicklung der sowjetisch-ägyptischen 
Beziehungen auf allen Gebieten der politischen, wirtschaft-
lichen und kulturellen Zusammenarbeit entspricht den Inter-
essen beider Länder." 
25. 6. Der Kronprinz des Yemen besucht die UdSSR. G. A. 

Nasser - der einzige Kandidat - wird mit 99,84 ()/o der ab- . 
 gegebenen Stimmen zum Staatspräsident von Ägypten ge-

wählt. 
Der ägyptische Innenminister erhält die Vollmacht, Perso-
nen, die von dem Revolutionstribunal verurteilt worden 
sind, beliebig lange gefangenzuhalten. 
28. 6. Schepilow besucht Syrien und den Libanon. Schepilow 
übermittelt dem Präsidenten der syrischen Republik, Schu-
kry el Kuwatly, eine Einladung des obersten Sowjet. 
2. 7. Der Erste Sekretär des Zentralkomitees der KPdSU er-
klärt in einem Interview mit der ägyptischen Zeitung „Al 
Ahram": „Ein Krieg zwischen Israel und den arabischen 
Staaten wäre ein dritter Weltkrieg ... Die Zeit arbeitet zu-
gunsten der Araber und die Zukunft ist zweifellos auf ihrer 
Seite." 
17. 7. Der ägyptische Botschafter in Washington gibt be-
kannt, daß die ägyptische Regierung das Assuan-Staudamm-
Projekt mit Hilfe der Internationalen Bank sowie der ame-
rikanischen und britischen Regierungen verwirklichen möchte 
(die Gesamtkosten werden auf 1300 Millionen Dollar ge-
schätzt). 
19. 7. Das amerikanische Staatsdepartement zieht das Finan-
zierungsangebot zurück, da Ägypten seine künftigen Baum-
wollernten für Waffenkäufe in den Ländern des Ostblocks 
verpfändet habe. 
20. 7. Großbritannien und die Internationale Bank ziehen 
ihre Finanzierungsangebote zurück. 
22. 7. Schepilow erklärt in Moskau, daß das Assuan-Projekt 
nicht dringlich sei. 
26. 7. Vor 150 000 Zuhörern erklärt Nasser, daß die allge-
meine Suezkanal-Gesellschaft aufgelöst und nationalisiert sei. 
Der Suezkanal werde den Bau des Assuandammes reichlich 
finanzieren. 
Das Nationalisierungsdekret bestimmt, daß sämtliche Aktiva 
und Passiva der Kanalgesellschaft in den Besitz des ägypti-
schen Staates übergehen. Die Eigentümer sollen nach dem 
Übergang aller Guthaben der Gesellschaft an den ägypti-
schen Staat entsprechend den letzten Börsenkursen entschä-
digt werden. Techniker und Funktionäre der Gesellschaft 
haben nicht das Recht, ihre Tätigkeit aufzugeben. 
27. 7. Der ägyptische Botschafter in Paris weist die Protest-
noten der Regierungen Großbritanniens und Frankreichs zu-
rück. 
Die Suezkanalzone wird zur ägyptischen Militärzone erklärt. 
Handlungen gegen die ägyptische Kanalgesellschaft sollen 
nach Kriegsrecht bestraft werden. 
Die Internationale Suezgesellschaft erkennt die Nationalisie-
rung des Kanals nicht an und weist alle französischen und 
ausländischen Banken an, keine Aufträge der ägyptischen 
Gesellschaft entgegenzunehmen. 
Der ägyptische Handelsminister erklärt die ägyptischen Ge-
richte für Streitigkeiten zwischen den Aktionären und der 
ägyptischen Kanalgesellschaft für zuständig. 
28. 7. Die Regierungen Englands, Frankreichs und Amerikas 
verfügen die Sperrung der ägyptischen Guthaben. 
31. 7. Die ägyptische Regierung versichert, daß sie den Ver-
pflichtungen, die sich aus der Konvention von 1838 und aus 
dem britisch-ägyptischen Vertrag von 1954 ergeben, nach-
kommen wird. Die Freiheit der Schiffahrt im Kanal wird von 
Ägypten nicht beeinträchtigt werden. 
Chruschtschow rechtfertigt die Nationalisierung des Kanals. 
Die Interessen Englands, Frankreichs und Amerikas würden 
nicht beeinträchtigt, da der Kanal frei bleibe. Es sei kein 
Grund zur Nervosität gegeben. „Die Frage des Suezkanals 
kann und muß auf friedlichem Wege gelöst werden." 
1.-5. 8. Eine größere Anzahl Düsenbomber, die Flugzeug-
träger „Bulwark Ocean" und „Theseus" laufen nach Malta 
und Zypern aus. Das französische Mittelmeergeschwader 
wird in Toulon bereitgehalten. Die Königin von England er-
mächtigt die Regierung, eine bestimmte Anzahl Reservisten 
einzuberufen. 
Sir Anthony Eden erklärt im britischen Unterhaus, daß keine 
Regelung, bei der der Suezkanal unter der unbeschränkten 
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Kontrolle einer einzıgen Macht bleibe, für England aAnnechm- CIn Fünfstaatenkomitee der agyptischen Regierung BC-
bar se1 Lragen werden.
Die Regierungen Knglands, Frankreichs un Amerıkas he- Präasıdent Nasser nımmt dıe Kanladung des küntstaa-

tenausschussesrufen Ine Konterenz ZUT Internationalısıerung des ueZ-
kanals e1n. 208 Die Suezkanal-Gesellschaft lehnt dıe Verantwortung

{ür die Sicherheit des nıchtagyptischen Personals abAus dem gemeınsamen Kommunique der TECI Außenminti-
ster I7

Q Französische Fallschirmjäger werden auf Zypern SftA-

Die rel kReglerungen sind der Ansicht, daß der VoO  — der tionıert.
31 Praäsident Eisenhower erklärt In eıner Pressekonlerenz,agyptischen Regierung yelaflste Beschlulfß unter den Beclin- dafß bezüglich des Wortes „ınternatıonal” eın Mißverständ-SUNSCNH, unter denen zustande kam, dje Freiheit un: djie

Sicherheit des Kanais, wı1ıe S1IE durch dıe Konvention Vo  ] 1555 NiIS herrsche. ıcht (das Eigentum Kanal. sondern dıe
Benutzung des Kanals SC1 international. Wenn Agypten einegewährleistet wurden, bedroht. iınternationale Verwaltung des Kanzals nıcht annchimen wolle,Diı1e dreı Regierungen sınd der Ansıcht, dafß Mafßnahmen

ergriffen werden mussen, unter iınternationalem Regıme ann woile weıterhıin versuchen, eiıner friedlichen 1.5ö-
Suns kommen.1N:  e Betriebsform schalfen, welche auf dauernde Weise Das Fünfimächtekomitee (Australien, USA, Iran.,das Funktionieren des Kanals, WiC Aduyrch dıe Konvention

VO 155 garantıert worden ıst, sıcherstellt ınter Beruück- Athiopien, Schweden) weılt Vo 3.—Q ın Kairo. Die ag yp-
tische Regierung lehnt die Vorschläge des Dulies-Planes absıchtigung der legıtimen Interessen Agyptens.” Staatssekre- Agypten adt 595 Staaten, dıe den Suezkanal benutzen,tar Dulles sagt August nach Se1nNner Rückkehr Aaus Lon-

don in eıner Fernsehsendung: „ S ist undenkbar, Adafß eın einer Konferenz, dıe dıe Fragen der Freiheit der Schiff -
fahrt der Gebühren un der Entwicklung des Kanals regelnvertraglıch internationalısıerter Wasserweg, der für Dut- sollen. England, Frankreich un Amerika lehnen dıe eil-zende VOoOnN Ländern lebenswichtig ıst, Vo  —_ einem einzıgen nahme der Konferenz aband für hOöchst eigennützige Zwecke ausgebeutet un: das I1 Präsident Eusenhower erklärt aut eıner Pressekonfe-Instrument ZUT Durchführung der Konvention VOo Jahre
1CN2Z, dafß Großhritannien un: Frankreich hei eıner evtl1888, namlıch dıe Suezkanal-Gesellschatt durch eınen natıo-

nalen Racheakt unwirksam gemacht werde.“ Schließung des Kanals (wegen des Abzugs der Lotsen) nıcht
das echt hätten, milıtärısche Maifßßnahmen ergreifen,Präsıdent Fisenhower erklärt, dailß alle Hoffnung den Kanal offenzuhalten, C5 Se1 denn, Ägypten begehe „einehabe, da{ß dıe Suezkrise mıt friedlichen Mıtteln beigelegt

werde. Art Vo Aggression ” den Kanal
12 Dı1e internatıionale Duezgesellschaft ermaächtigt dasPräsident Nasser dekretiert dıe Bıldung einer natıona- nichtägyptische Personal, die Arbeit einzustellen. Agyptenlen Befreiungsarmee, dıe sıch AUS> der Nationalgarde un

Freiwilligen zwıischen 15 un: Jahren zusammensetzt. gestattet dıe AÄAusreise der Angestellten der Kanalgesellschalft,
den gıbt 1 Unterhaus den Plan eıner Kanalbenutzerver-

Die SowJetregierung erklärt, dafß S1e der Dreimächte-KErklä- einıgung bekannt, dıe die K analbenutzer befähigen soll, ıhre
Tuns nıcht zustımmen ann. Der Übergang des Kigentums Rechte auszuuben. Gebühren sollen die Vereinigung he-
der ehemalıgen Kanalgesellschaft wuürde das Schiffahrts- zahlt werden. AÄgypten soll eiıne Entschadıgung für dıe Be-
regıme auf dem Suezkanal nıcht andern. Nnutzung des Kanals erhalten.
12 Agypten lehnt dıe Teilnahme der Londoner Kon- 13 Der agyptısche otschatter ın Washıngton überbringtterenz ah und schlägt einen anderen Konferenzoart VOT. Staatssekretär Dulles ıne dringende Botschalt, in der
Der Bund der arabischen Gewerkschatten droht mıt Sabotage heißt, daß die geplante Kanalbenützervereinigung ıne „1a-
der Ulförderungs- un JIransportanlagen SOWI1€E der wesi- granie Aggression” die agyptische Souveränität dar-
hıchen militärıschen FEinrichtungen tür den Fall eınes An- stelle und re Verwirklichung Krieg bedeute.
grilfes auf Agypten. 15 Die 5owjetregierung erklärt sıch qdAıe Benutzer-
16 Die Suez-Konflerenz wırd In London unter dem Vor- vereıin]Zun$.
sıtz des britischen Außenministers Selwyn Lloyd eröffnet. I7 Staatssekretär Dulles erklärt, dafß qAıe USA eınen Boy-

Staatssekretär Dulles legt au[f der Londoner Konferenz kott des Suezkanals (Umleitung cdes Schiffahrtsverkehrs
den Entwurf einer Grundsatzerklärung VOT Schaffung eınes das Kap der Guten Hofinung) nıcht finanzıeren wurden.
5 ystems, das gemäß der Konvention Vo  — 1 XS den Suezkanal I7 Der agyptische Vertreter bei der übermuittelt dem
als einen internationalen W asserweg siıcherstellt. Der K anal Präasidenten des Sıcherheitsrates eın Schreiben miıt dem In-
co1l VO  — polıtischen Euintlüssen freigehalten werden. Achtung halt, dafi Frankreich und England versuchen würden, siıch
der Souveränıiıtät Ägvyptens. Kın ANSCMECSSCHET Ante1ıl ÄgYyPp- des Kanals bemächtigen un: die Unabhängigkeit ÄgYPp-
fens den Kanalgebühren. Schaffung e1ines Suezkanal- (ens zerstoren.
Amtes, das für dıie Instandsetzung un Aufrechterhaltung Syrien un: Lıbanon protestieren eım Sicherheitsrat
des Verkehrs verantwortlich ist un in dem Agypten 3581 dıe Zusammenziehung englıscher un französıscher I ruppen
andere Benutzerstaaten vertreten sınd Das Amt co1] per10- auf Zypern. Jordanıen und Saudıarabien schließen sıch dem
disch der berichten. Schaffung eıner Schiedskommiss:on. Protest
Staatssekretär Dulles erklärte, da(ß seın Vorschlag eın Ultı- Ägypten ist bereit  9 die Schiffe der Benützervereinigung PaS-
mafum Agypten, sondern ıne Verhandlungsgrundlage sieren Lassen, sofern SI ägyptische Lotsen ord
SPe1. Dagegen unterbreitet der iındische Delegationschef, nehmen.
Krischna Menon, eınen anderen Vorschlag: 9.— 9 Großbritannien adt dıe 15 Staaten, dıe den

Prinzıplen: Anerkennung der Souveranıtat Ägyptens, An- Dulles- Vorschlag be1ı der ersten Suezkonferenz gebillıgt hat-
erkennung des Kanals als integrierenden Bestandteil ÄgYPp- ten  9 eiıner Konterenz nach London eıin.
tens un als Schiffahrtsweg Vo  . internationaler Bedeutung. Staatssekretär Duhlles begründet den Plan einer Kanal-
Freie un unbehinderte Durchfahrt tür alle Nationen gemäfs benützervereinigung miıt der unqualifizierten Ablehnung der
der Konvention Vo  —_ 15855858 VO der ersten Konterenz ausgearbeıiteten Verhandlungsvor-

Vorschläge: Überarbeitung der Konventiıon VO  — SSS schläge. Die agyptische Regierung hätte die Funktion der
(Regelung der Gebühren, Instandhaltung USW.). Schaffung internationalen Kanalgesellschalft usurpilert un: hiıerdurch dıe
einer Konsultativkorperschaft miıt eratender Funktion. Rechte bedroht, dıe durch dıe Konvention Vo 1555 gewähr-
er sowjJetische Aufßenminister akzeptierte den ındıschen eıstet werden. in der Erklärung ber dıe Kanalbenützer-
Vorschlag. vereinigung dıe och der Genehmigung der einzelnen
23  Co Die Konferenz hbestimmt einstimmı1g, dafß dıe voll- Regierungen bedarf werden die Zıele der Vereinigung

der beschrieben:ständigen Sıtzungsprotokolle agyptıschen Regierung
uübermiuttelt werden sollen. Der Dulles- Vorschlag soJl durch a} Erleichterung aller Maßnahmen, welche einer endgul-
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Kontrolle einer einzigen Macht bleibe, für England annehm-
bar sei. 
Die Regierungen Englands, Frankreichs und Amerikas be-
rufen eine Konferenz zur Internationalisierung des Suez-
kanals ein. 
Aus dem gemeinsamen Kommuniqui.‘ der drei Außenmini-
ster: „... 
3. Die drei Regierungen sind der Ansicht, daß der von der 
ägyptischen Regierung gefaßte Beschluß unter den Bedin-
gungen, unter denen er zustande kam, die Freiheit und die 
Sicherheit des Kanals, wie sie durch die Konvention von 1888 
gewährleistet wurden, bedroht. 
4. Die drei Regierungen sind der Ansicht, daß Maßnahmen 
ergriffen werden müssen, um unter internationalem Regime 
eine Betriebsform zu schaffen, welche auf dauernde Weise 
das Funktionieren des Kanals, wie es durch die Konvention 
von 1888 garantiert worden ist, sicherstellt unter Berück-
sichtigung der legitimen Interessen Ägyptens." Staatssekre-
tär Dulles sagt am 3. August nach seiner Rückkehr aus Lon-
don in einer Fernsehsendung: „Es ist undenkbar, daß ein 
vertraglich internationalisierter Wasserweg, der für Dut-
zende von Ländern lebenswichtig ist, von einem einzigen 
Land für höchst eigennützige Zwecke ausgebeutet und das 
Instrument zur Durchführung der Konvention vom Jahre 
1888, nämlich die Suezkanal-Gesellschaft durch einen natio-
nalen Racheakt unwirksam gemacht werde." 
8. 8. Präsident Eisenhower erklärt, daß er alle Hoffnung 
habe, daß die Suezkrise mit friedlichen Mitteln beigelegt 
werde. 
9. 8. Präsident Nasser dekretiert die Bildung einer nationa-
len Befreiungsarmee, die sich aus der Nationalgarde und 
Freiwilligen zwischen 18 und 50 Jahren zusammensetzt. 
Die Sowjetregierung erklärt, daß sie der Dreimächte-Erklä-
rung nicht zustimmen kann. Der Übergang des Eigentums 
der ehemaligen Kanalgesellschaft würde das Schiffahrts-
regime auf dem Suezkanal nicht ändern. 
12. 8. Ägypten lehnt die Teilnahme an der Londoner Kon-
ferenz ab und schlägt einen anderen Konferenzort vor. 
Der Bund der arabischen Gewerkschaften droht mit Sabotage 
der Ulförderungs- und Transportanlagen sowie der west-
lichen militärischen Einrichtungen für den Fall eines An-
griffes auf Ägypten. 
16. 8. Die Suez-Konferenz wird in London unter dem Vor-
sitz des britischen Außenministers Selwyn Lloyd eröffnet. 
20. 8. Staatssekretär Dulles legt auf der Londoner Konferenz 
den Entwurf einer Grundsatzerklärung vor: Schaffung eines 
Systems, das gemäß der Konvention von 1888 den Suezkanal 
als einen internationalen Wasserweg sicherstellt. Der Kanal 
soll von politischen Einflüssen freigehalten werden. Achtung 
der Souveränität Ägyptens. Ein angemessener Anteil Ägyp-
tens an den Kanalgebühren. Schaffung eines Suezkanal-
Amtes, das für die Instandsetzung und Aufrechterhaltung 
des Verkehrs verantwortlich ist und in dem Ägypten und 
andere Benutzerstaaten vertreten sind. Das Amt soll perio-
disch der UN berichten. Schaffung einer Schiedskommission. 
Staatssekretär Dulles erklärte, daß sein Vorschlag kein Ulti-
matum an Ägypten, sondern eine Verhandlungsgrundlage 
sei. Dagegen unterbreitet der indische Delegationschef, 
Krischna Menon, einen anderen Vorschlag: 
1. Prinzipien: Anerkennung der Souveränität Ägyptens, An-
erkennung des Kanals als integrierenden Bestandteil Ägyp-
tens und als Schiffahrtsweg von internationaler Bedeutung. 
Freie und unbehinderte Durchfahrt für alle Nationen gemäß 
der Konvention von 1888. 
2. Vorschläge: Überarbeitung der Konvention von 1888 
(Regelung der Gebühren, Instandhaltung usw.). Schaffung 
einer Konsultativkörperschaft mit beratender Funktion. 
Der sowjetische Außenminister akzeptierte den indischen 
Vorschlag. 
23. 8. Die Konferenz bestimmt einstimmig, daß die voll- 
ständigen Sitzungsprotokolle der ägyptischen Regierung 
übermittelt werden sollen. Der Dulles-Vorschlag soll durch 

ein Fünfstaatenkomitee der ägyptischen Regierung vorge-
tragen werden. 
24. 8. Präsident Nasser nimmt die Einladung des Fünfstaa-
tenausschusses an. 
26. 8. Die Suezkanal-Gesellschaft lehnt die Verantwortung 
für die Sicherheit des nichtägyptischen Personals ab. 
29. 8. Französische Fallschirmjäger werden auf Zypern sta-
tioniert. 
31. 8. Präsident Eisenhower erklärt in einer Pressekonferenz, 
daß bezüglich des Wortes „international" ein Mißverständ-
nis herrsche. Nicht das Eigentum am Kanal, sondern die 
Benutzung des Kanals sei international. Wenn Ägypten eine 
internationale Verwaltung des Kanals nicht annehmen wolle, 
dann wolle er weiterhin versuchen, zu einer friedlichen Lö-
sung zu kommen. 
3.-9. 9. Das Fünfmächtekomitee (Australien, USA, Iran, 
Äthiopien, Schweden) weilt vom 3.-9. 9. in Kairo. Die ägyp- 
tische Regierung lehnt die Vorschläge des Dulles-Planes ab. 
10. 9. Ägypten lädt 68 Staaten, die den Suezkanal benutzen, 
zu einer Konferenz, die die Fragen der Freiheit der Schiff-
fahrt, der Gebühren und der Entwicklung des Kanals regeln 
sollen. England, Frankreich und Amerika lehnen die Teil-
nahme an der Konferenz ab. 
11. 9. Präsident Eisenhower erklärt auf einer Pressekonfe-
renz, daß Großbritannien und Frankreich bei einer evtl. 
Schließung des Kanals (wegen des Abzugs der Lotsen) nicht 
das Recht hätten, militärische Maßnahmen zu ergreifen, um 
den Kanal offenzuhalten, es sei denn, Ägypten begehe „eine 
Art von Aggression" gegen den Kanal. 
12. 9. Die internationale Suezgesellschaft ermächtigt das 
nichtägyptische Personal, die Arbeit einzustellen. Ägypten 
gestattet die Ausreise der Angestellten der Kanalgesellschaft. 
Eden gibt im Unterhaus den Plan einer Kanalbenutzerver-
einigung bekannt, die die Kanalbenutzer befähigen soll, ihre 
Rechte auszuüben. Gebühren sollen an die Vereinigung be-
zahlt werden. Ägypten soll eine Entschädigung für die Be-
nutzung des Kanals erhalten. 
13. 9. Der ägyptische Botschafter in Washington überbringt 
Staatssekretär Dulles eine dringende Botschaft, in der es 
heißt, daß die geplante Kanalberiützervereinigung eine „fla-
grante Aggression" gegen die ägyptische Souveränität dar-
stelle und ihre Verwirklichung Krieg bedeute. 
15. 9. Die Sowjetregierung erklärt sich gegen die Benützer-
vereinigung. 
17. 9. Staatssekretär Dulles erklärt, daß die USA einen Boy-
kott des Suezkanals (Umleitung des Schiffahrtsverkehrs um 
das Kap der Guten Hoffnung) nicht finanzieren würden. 
17. 9. Der ägyptische Vertreter bei der UN übermittelt dem 
Präsidenten des Sicherheitsrates ein Schreiben mit dem In-
halt, daß Frankreich und England versuchen würden, sich 
des Kanals zu bemächtigen und die Unabhängigkeit Ägyp-
tens zu zerstören. 
Syrien und Libanon protestieren beim Sicherheitsrat gegen 
die Zusammenziehung englischer und französischer Truppen 
auf Zypern. Jordanien und Saudiarabien schließen sich dem 
Protest an. 
Ägypten ist bereit, die Schiffe der Benützervereinigung pas-
sieren zu lassen, sofern sie ägyptische Lotsen an Bord 
nehmen. 
19.-21. 9. Großbritannien lädt die 18 Staaten, die den 
Dulles-Vorschlag bei der ersten Suezkonferenz gebilligt hat-
ten, zu einer neuen Konferenz nach London ein. 
Staatssekretär Dulles begründet den Plan einer Kanal-
benützervereinigung mit der unqualifizierten Ablehnung der 
von der ersten Konferenz ausgearbeiteten Verhandlungsvor-
schläge. Die ägyptische Regierung hätte die Funktion der 
internationalen Kanalgesellschaft usurpiert und hierdurch die 
Rechte bedroht, die durch die Konvention von 1888 gewähr-
leistet werden. In der Erklärung über die Kanalbenützer-
vereinigung - die noch der Genehmigung der einzelnen 
Regierungen bedarf - werden die Ziele der Vereinigung 
beschrieben: 
a) Erleichterung aller Maßnahmen, welche zu einer endgül- 
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tigen der provisorischen Lösung der Suezkanal-Frage füuh- halte (Zwischen Israel un dem Irak besteht eın W affen-
TICNMN, un Hılftfe 11r die Mitglieder der Vereinigung bei der stiilstandsabkommen.)
Ausübung iıhrer Rechte yemäß der Kaoanvention VOo 888 Großbritannien warnt die israelische Regierung, Aaß auf
b) Förderung der Sicherheit un des wirksamen Betricbhs un Grund Aes britisch-jordanischen Vertrages verpflichtet sel,
des I ransıtverkehrs Aurch den Kanal Hierbe] sp[1 die Mıt- Jordanien 1m Falle eINES rraelischen Angriffes beizustehen.
arbeit der agyptischen Behörden angestreht werden ... 5yrıen gıbt Waffenlieferungen jordanıen bekannt.
C) Unter Vorbehalt der bestehenden Rechte hbezweckt qAdre I7. 10 Israel appelliert den Sıcherheitsrat un ersucht,
Vereinigung, die Kanalbenützergehbühren SOWI1E alle anderen dıe dauernden jordanischen Grenzverletzungen behan-
Einkünfte entgegenzunehmen. deln Au fordanien appellert der ısraelischen Ver-
Bei Abschlufß der Konferenz erklärte Staatssekreiär Dulles geltungsangriffe den Sicherheitsrat der
den Beitritt der USA ZUFT Benützervereinigung. Frankreich Der englische Delegierte ohbht ım Sicherheitsrat qAıe
behalt sıch Ad1e Entscheidungsfreiheit VOT. yroße Zurückhaltung der Jordanier ımm israelisch-Jordanı-
\  M DIie britische Regierung adt einer Botschafter- schen Konflikt. Rußland ordert energısche Maßnahmen

BCECH Israel.konferenz e1n, die geplante Benützervereinigung Z

konstituieren. L  X] Der israelıische Delegierte erklärt ım Sicherheitsrat,
_  X  .} Krankreich un Großbritannien ersuchen Einberu- daß Israe! se1t Moenaten unter den staändıgen Übergriffen
fung des Sicherheitsrates „zwecks Erörterung der Situation. Jordaniens leiden habe Da den Vereinten Nationen
die durch die einseitige Handlungsweise der agzyptischen nıcht gelinge, „ verhindern. daß israelische Büurger getoötet
Regierung geschaiffen wurde“. werden, habe Israel]l das echt ZUTFLC Selbstverteidigung. e
DF Ägvpten ersucht Einberufung des Sicherheitsrates. Sitzung wurde auf den 10 vertagt
„ die Ägypten gerichteten Maißnahmen einıger Die 1sraelısche RKegijerung gıbt eine Teilmobilisierung
Machte, insbesondere Großbritanniens un Frankreichs, Aie bekannt, dAje miıt den Angrıffen 4AUS JTordanıen UN! Ägypten
eine Gefahr für den internationalen Frieden darstellen. SOW1€E der Stationierung irakischer J ruppen der jordanı-
behandeln schen Girenze begründet wird
>  e Der australische Ministerpräsident Menzıies empfiehlt Präasıdent Eisenhower erklärt vVor Pressevertretern, Aafs
VorT Aem Parlament, Ägypten uch hne dıe wırtschaft- Mınısterpräasident Ben (Jurion dringend gebeten habe nıchts
ıche Sanktionen aufzuerlegen. fun, W aS den Frieden gefährden könnte.
26.9 Der Sicherheitsrat beschlie{f$st, erst den {ranzösisch- Der israelısche Rund{ifunk gıbt bekannt. daß israelische
brıtiıschen un annn den agyptischen Antrag auf dıe Tages- Streitkräfte agyptische Stellungen auf der Sinai-Halbinsel
ordnung seizen. und 1n der ähe des Suezkanals angegriffen haben
4& f Die agyptische Suczkanal-Gesellschaft gibt bekannt. 0. T0 Dhr Der Sicherheitsrat trıtt auf amerikanısche
Aa 61€ hber insgesamt 205 Lotsen, davon 103 vol] 4A05 - Inıtıatıve Mit Stimmen (darunter Sow jetruß-
gebildete, verfüge, (unter Alesen sınd Russen, Polen land) wırd Israel aufgefordert, se1ıne Iruppen sofort hınter
un Rumänen). Adıe W affenstilistandslinien zurückzuzıehen. Jle Miıtglıeder

Staaten konstituieren ın London die „Kanalbenüt- der werden aufgefordert, sıch des Gebrauchs der (re-
zervereinıgung”. alt der der Drohung mıiıt Gewalt enthalten un sich
13. 10 Der icherheitsrat nımmt folgende Resnolutien e1IN- Jeder militärıschen der wirtschaftlichen Hılfe Israel!
stimmıg lange enthalten, qals Israel cdieser Resolution nıcht ent-

Es sl Cine Ireie un offene Durchfahrt Aurch den uez- spricht. England un Frankreich stimmen die Resolu-
kanal hne offene der versteckte Diskriminierung eriolgen, tıon Auch der sowJjetische Änderungsantrag, der E1UT Aıe
sowohl W as die polıtischen als auch WwAS d1e tecrnıschen Einstellung des Feuers ordert, wırd VO  x England und
Aspekte anbelangt. Frankreich abgelehnt.

Diie Souveränität Ägyptens col! geachtet werden. 10.30 DIhr Die Regjerungen Großbritanniens un
Der Betriebh des Kanals o 11 Vo  —; der Politik Jedes Landes Frankreichs richten E1IN Ultimatum AÄAgypten un Israel,

isoliert werden. ıhre Streitkräfte auf einen Abstand VO  ] km y O11 beiden
Die Art un Weise der Festsetzung VOoO  ; Gebühren un Seiten des Suezkanals zurüuckzuziehen. DIie agyptische Re-

Kosten soll Aurch EINEC Übereinkunft zwischen AÄgypten un: gıerung wiıird ersucht. einer zeıtweisen Stationierung CHS -
den Benutzern entschıieden werden. liıscher un französischer J] ruppen den Schlüsselpunkten

Fın fairer Anteıl der eingehobenen Beträge so1} der Ver- Port Said Ismaıiılia uUun: UuUEeZz zuzustıimmen. Sollte Aıe agyp-
besserung des Kanals rewidmet werden. t+ische Regierung dieser Forderung nıcht entsprechen, ann

Im Fall VO  j Streitigkeiten sollen Arje offenen Angelegen- wurden englische un: französische Streitkräfte intervenleren.
heiten zwıschen der alten Suezkanal-Geseilschaft un der Ministerpräsident den erkläart ım Unterhaus, da dıe freıe
agyptıischen Regierung durch Cın Schiedsgericht geregeh Durchfahrt Adurch Aen Suezkanal durch Kampfhandlungen
werden. dessen Kompetenzen un Aufgaben klar definie- vefährdet werde.
LCHN waren, miıt geeigneten Bestimmungen für dıe Bezahlung nachts. Die israelische Regjierung nımmt Adas britisch-
VOoO  ;} Betragen, Aı€e als geschuldet befunden werden. franzosısche Ulitimatum A  y dıe agyptische Regierung lehnt
Der zweiıte eıl dieser Resolution, der VOor allem auf Alıe dAas Itımatum ab
Vorschläge der erstien Suezkonferenz un auf eiIne Anerken- Prasıdent Eisenhower erklärt 1m Weißen Haus (nach-
HNUN£S der Benützervereinigung abzıelte, wurde durch das dem durch dıe Presse Vo englisch-französischen Uilitima-
eto der Sow Jetunion abgelehnt. England un Frankreich LUM Kenntnis erhielt), Aa{fs In eiıner persönlıchen dringen-
wollen sıch den zweiıten, abgelehnten eı der Resolution Aden Botschaft dıe Premierminister Englands un Frank-
halten. reichs dıe ernstliche Hoffnung ZU Ausdruck gebracht habe,

da d:ıe qAıe ın Frage stehenden Probleme miıt fried-195 Irakische ITruppen werden der (srenze Jordaniens
statıonıert, der Jordanischen AÄArmee 177 Falle eINeESs An- lıchen Mıtteln ın hne ZUT Gewalt greifen Losen önn-
griffes ZUT Hılfie kommen. Der wirkliche Grund sınd Aıe fen
bevorstehenden W ahlen in Jordanıien. Proagyptische Kreise Die SowJetregıierung veroffentlicht e1iNne Erklärung, da Atie
WAITHCH VOoOr eiInem Auf{fstand ın Jordanıen, falls iırakısche israelische Invasıon ın Agypten offenkundig nNUur einen Vor-
ITruppen ın Jordanıen einmarschieren wollen. wand ZUrTr englisch-französischen Interventi:on lhıefern sollte:
Der israelische Ministerpräsident Ben (zurion erklärt VUuFT „Die Regierung der SowJetunion verurteiılt entschıeden Adıe
der Presse, dafß der Einmarsch iırakischer Iruppen In Jor- aggressiven Handlungen der Regierungen Englands, Frank-
danıen eıne Verletzung des sSTafus QUO SC1 un Israel siıch reichs un sraels gegenuber Ägypten. Die friedliebenden
freı fühlen wurde, handeln, WIE 165 für richtig Völker der Welt empfinden heiße Sympathie für den gerech-
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tigen oder provisorischen Lösung der Suezkanal-Frage füh-
ren, und Hilfe für die Mitglieder der Vereinigung bei .  der 
Ausübung ihrer Rechte gemäß der Konvention von 1888. 
b) Förderung der Sicherheit und des wirksamen Betriebs und 
des Transitverkehrs durch den Kanal. Hierbei soll die Mit-
arbeit der ägyptischen Behörden angestrebt werden ... 
c) Unter Vorbehalt der bestehenden Rechte bezweckt die 
Vereinigung, die Kanalbenützergebühren sowie alle anderen 
Einkünfte entgegenzunehmen. 
Bei Abschluß der Konferenz erklärte Staatssekretär Dulles 
den Beitritt der USA zur Benützervereinigung. Frankreich 
behält sich die Entscheidungsfreiheit vor. 
22. 9. Die britische Regierung lädt zu einer Botschafter-
konferenz ein, um die geplante Benützervereinigung zu 
konstituieren. 
23. 9. Frankreich und Großbritannien ersuchen um Einberu-
fung des Sicherheitsrates „zwecks Erörterung der Situation, 
die durch die einseitige Handlungsweise der ägyptischen 
Regierung geschaffen wurde". 
24. 9. Ägypten ersucht um Einberufung des Sicherheitsrates, 
„um die gegen Ägypten gerichteten Maßnahmen einiger 
Mächte, insbesondere Großbritanniens und Frankreichs, die 
eine Gefahr für den internationalen Frieden darstellen, zu 
behandeln ..." 
25. 9. Der australische Ministerpräsident Menzies empfiehlt 
vor dem Parlament, Ägypten auch ohne die UN wirtschaft-
liche Sanktionen aufzuerlegen. 
26. 9. Der Sicherheitsrat beschließt, erst den französisch-
britischen und dann den ägyptischen Antrag auf die Tages-
ordnung zu setzen. 
4.10. Die ägyptische Suezkanal-Gesellschaft gibt bekannt, 
daß sie über insgesamt 205 Lotsen, davon 103 voll aus-
gebildete, verfüge. (unter diesen sind 15 Russen, 11 Polen 
und 2 Rumänen). 
5 10. 15 Staaten konstituieren in London die „Kanalbenüt-
zervereinigung". 
13. 10. Der Sicherheitsrat nimmt folgende Resolution ein-
stimmig an: 
1. Es soll eine freie und offene Durchfahrt durch den Suez-
kanal ohne offene oder versteckte Diskriminierung erfolgen, 
sowohl was die politischen als auch was die technischen 
Aspekte anbelangt. 
2. Die Souveränität Ägyptens soll geachtet werden. 
3. Der Betrieb des Kanals soll von der Politik jedes Landes 
isoliert werden. 
4. Die Art und Weise der Festsetzung von Gebühren und 
Kosten soll durch eine Übereinkunft zwischen Ägypten und 
den Benutzern entschieden werden. 
5. Ein fairer Anteil der eingehobenen Beträge soll der Ver-
besserung des Kanals gewidmet werden. 
6. Im Fall von Streitigkeiten sollen die offenen Angelegen-
heiten zwischen der alten Suezkanal-Gesellschaft und der 
ägyptischen Regierung durch ein Schiedsgericht geregelt 
werden, dessen Kompetenzen und Aufgaben klar zu definie-
ren wären, mit geeigneten Bestimmungen für die Bezahlung 
von Beträgen, die als geschuldet befunden werden. 
Der zweite Teil dieser Resolution, der vor allem auf die 
Vorschläge der ersten Suezkonferenz und auf eine Anerken-
nung der Benützervereinigung abzielte, wurde durch das 
Veto der Sowjetunion abgelehnt. England und Frankreich 
wollen sich an den zweiten, abgelehnten Teil der Resolution 
halten. 
15. 10. Irakische Truppen werden an der Grenze Jordaniens 
stationiert, um der jordanischen Armee im Falle eines An-
griffes zur Hilfe zu kommen. Der wirkliche Grund sind die 
bevorstehenden Wahlen in Jordanien. Proägyptische Kreise 
warnen vor einem Aufstand in Jordanien, falls irakische 
Truppen in Jordanien einmarschieren wollen. 
Der israelische Ministerpräsident Ben Gurion erklärt vor 
der Presse, daß der Einmarsch irakischer Truppen in Jor-
danien eine Verletzung des status quo sei und Israel sich 
frei fühlen würde, so zu handeln, wie es dies für richtig 

halte. (Zwischen Israel und dem Irak besteht kein Waffen-
stillstandsabkommen.) 
Großbritannien warnt die israelische Regierung, daß es auf 
Grund des britisch-jordanischen Vertrages verpflichtet sei, 
Jordanien im Falle eines israelischen Angriffes beizustehen. 

.Syrien gibt Waffenlieferungen an Jordanien bekannt. 
17. 10. Israel appelliert an den Sicherheitsrat und ersucht, 
die dauernden jordanischen Grenzverletzungen zu behan-
deln. Auch Jordanien appelliert wegen der israelischen Ver-
geltungsangriffe an den Sicherheitsrat der UN. 
19. 10. Der englische Delegierte lobt im Sicherheitsrat die 
große Zurückhaltung der Jordanier im israelisch-jordani-
schen Konflikt. Rußland fordert energische Maßnahmen 
gegen Israel. 
25. 10. Der israelische Delegierte erklärt im Sicherheitsrat, 
daß Israel seit 6 Monaten unter den ständigen Übergriffen 
Jordaniens zu leiden habe. Da es den Vereinten Nationen 
nicht gelinge, zu verhindern, daß israelische Bürger getötet 
werden, habe Israel das Recht zur Selbstverteidigung. Die 
Sitzung wurde auf den 30. 10. vertagt. 
2S. 10. Die israelische Regierung gibt eine Teilmobilisierung 
bekannt, die mit den Angriffen aus Jordanien und Ägypten 
sowie der Stationierung irakischer Truppen an der jordani-
schen Grenze begründet wird. 
Präsident Eisenhower erklärt vor Pregsevertretern, daß er 
Ministerpräsident Ben Gurion dringend gebeten habe, nichts 
zu tun, was den Frieden gefährden könnte. 
29. 10. Der israelische Rundfunk gibt bekannt, daß israelische 
Streitkräfte ägyptische Stellungen auf der Sinai-Halbinsel 
und in der Nähe des Suezkanals angegriffen haben. 

30. 10. 16 Uhr. Der Sicherheitsrat tritt auf amerikanische 
Initiative zusammen. Mit 7 Stimmen (darunter Sowjetruß-
land) wird Israel aufgefordert, seine Truppen sofort hinter 
die Waffenstillstandslinien zurückzuziehen. Alle Mitglieder 
der UN werden aufgefordert, sich des Gebrauchs der Ge-
walt oder der Drohung mit Gewalt zu enthalten und sich 
jeder militärischen oder wirtschaftlichen Hilfe an Israel so 
lange zu enthalten, als Israel dieser Resolution nicht ent-
spricht. England und Frankreich stimmen gegen die Resolu-
tion. Auch der sowjetische Änderungsantrag, der nur die 
Einstellung des Feuers fordert, wird von England und 
Frankreich abgelehnt. 
30. 10. 16.30 Uhr. Die Regierungen Großbritanniens und 
Frankreichs richten ein Ultimatum an Ägypten und Israel, 
ihre Streitkräfte auf einen Abstand von 12 km von beiden 
Seiten des Suezkanals zurückzuziehen. Die ägyptische Re-
gierung wird ersucht, einer zeitweisen Stationierung eng-
lischer und französischer Truppen an den Schlüsselpunkten 
Port Said, Ismailia und Suez zuzustimmen. Sollte die ägyp-
tische Regierung dieser Forderung nicht entspre:hen, dann 
würden englische und französische Streitkräfte intervenieren. 
Ministerpräsident Eden erklärt im Unterhaus, daß die freie 
Durchfahrt durch den Suezkanal durch Kampfhandlungen 
gefährdet werde. 
30. 10. nachts. Die israelische Regierung nimmt das britisch-
französische Ultimatum an, die ägyptische Regierung lehnt 
das Ultimatum ab. 
31. 10. Präsident Eisenhower erklärt im Weißen Haus (nach- • 
dem er durch die Presse vom englisch-französischen Ultima-
tum Kenntnis erhielt), daß er in einer persönlichen dringen-
den Botschaft an die Premierminister Englands und Frank-
reichs die ernstliche Hoffnung zum Ausdruck gebracht habe, 
daß die UN die in Frage stehenden Probleme mit fried-
lichen Mitteln und ohne zur Gewalt zu greifen lösen könn-
ten. 
Die Sowjetregierung veröffentlicht eine Erklärung, daß die 
israelische Invasion in Ägypten offenkundig nur einen Vor-
wand zur englisch-französischen Intervention liefern sollte: 
„Die Regierung der Sowjetunion verurteilt entschieden die 
aggressiven Handlungen der Regierungen Englands, Frank-
reichs und Israels gegenüber Ägypten. Die friedliebenden 
Völker der Welt empfinden heiße Sympathie für den gerech- 
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ten Kampf des’ aägyptischen Volkes, das für seine nat]ıonale IT Die Erdölleitungen, durch dıe Aas Vo Irak dıe
Unabhängigkeit eintrıtt.“ Mittelmeerküste geleıtet wırd, werden in Syrien ınfier-

brochen.Begınn der englisch-französischen Luftangriffe AauUtT Ägypten.
Der Sıcherheitsrat trıtt UTn 15.2 Uhr un: stimmt Syrien bricht dıe diplomatischen Beziehungen England
her eiInNe Jugosiawısche Resolution ab, C1INE außerordentliche un Frankreich ab DDas syrisch-agyptische Verteidigungs-
Sıtzung der Vollversammlung einzuberufen, da der Mangel: ıbkommen trıtt in raft DiIie syrısche Armee wırd em agyp-
an Kinstimmigkeit den Sıcherheitsrat daran hindere, Se1InNeEe tiıschen Oberbefehlshaber unterstellt.
erstrangıgye Verantwortlichkeit, die Aufrechterhaltung des 5 —253 IT Der ısraelısche Delegierte 1n der erklärt, Aafls
Friedens, A erfüllen. Der Antrag wıird 1ıt KEHCMH St1im- Israel bereıt se1i, dıe Feindseligkeit eiınzustellen, jedoch nıcht

(Großbritannien un Frankreich) hel Enthaltungen ZU alten Waffenstillstand zuruückkehren werde (d. h Ab-
(Australien, Belgien) ANZCHOMMEN. Ichnung des Rückzuges AUS Ägypten). Israel wunsche direkte
Der ısraelısche Botschalter in Londeon bestreitet geäußerte Yriıedensverhandlungen mıt Ägypten un allen anderen AL

Vermutungen, dafß srae] m kıiınverständnis mıit Frankreich bıschen Staaten.
un England Agypten angegriffen habe „Israel ist IT AUS Ihe Vollversammlung nımmt mn1t Stimmen hbel
einem Grund ın Agypten eingedrungen, namlıch se1ine Enthaltungen eine kanadısche Resolution dıe den (re-
eigenen Interessen und dıe Sıcherheit seınes Volkes VCI- neralsekretär beaulftragt, biınnen 45 Stunden eiınen Plan ZUX

teıdigen. s hat 1' Ur ZWEI Absichten, und Z WAL Jene Basen Bıldung eiıner iınternatjonalen Streitmacht vorzulegen.
zerstoren, VO  —. welchen dıe agyptischen ommandos ODC- Eine Resolution des asıatisch-afrikanischen Blocks dıe miıt

lerten. un dafür SOTSCN, daß sıch solche , Dinge nıcht Stimmen beı 127 Enthaltungen ANSCHOMMEN wiırd,
wieder ereignen. ” bekräftigt dıe Resolution VOo 11
Präsident Eisenhower Sagı in einer Rundfunkrede. dali sıch IT Die sow jetische Regierung protestiert hbe1 den Reg1e-
die USA nıcht ın die Kämpfe 1mM Mıttleren ()sten veıwıckeln TUNSECEN Frankreichs un Großbritanniens die Schaf-
wurden. Er habe deshalhbh uch nıcht die Absicht. eEiINE SOn- fung V  —_ Sperrzonen 1m östlichen Mittelmeer un ım Roten
dersitzung des Kongresses einzuberulfen. Meer, dıe eINeET Blockade Ägyptens un anderer 1 änder

{17 Radio Kairo g1bt den Abbruch der dıplomatischen Be- gleichkäme un den allgemein anerkannten rundsatz der
Freiheit der Schiffahrt auf den offenen Meeren verletze.ziehungen Kngland nd Frankreich bekannt. Die agyp-

tische Regierung erwage den Austritt AUS der IT Englische un französische ITruppen landen in Port
Die Vollversammlung trıtt 1.35 Uhr ZUSUaMMME: un Saıd un Port Fuad
beschließt. S1C UE Antrag des Sicherheitsrates mıt dem Nah- Bulganın ubermittelt 1nN€ Botschaft Präasıident Eısenhower,

In der auf die besondere Verantwortung der USA unostkonflikt hbefassen (6  Z Stimmen beı Enthal-
tungen, d Australien, Luxemburg, Neuseeland, - Nieder- der hinweist, die beide standige Mitglieder des
{ande, Portugal, Suüdafrika, Türkei). Miıt 04 (“ Stim- Sıcherheitsrates SIN un er alle modernen Waffen e1IN-

schließiich tom- un W asserstoltbomben verfügen. „DıeIN  — beı Enthaltungen nımmt dıe Vollversammlung eiınen
Resolutionsantrag a der die sofortige Eıinstellung des Vereinigten Staaten verfügen 1m Mittelmeerraum ber ıne
Feuers un Adıe sofortige Zui ückziehung aller Iruppen hın- starke Kriegsflotte. Auch die 5owJetunion besitzt IN starke
ter dıe W altenstillstandslinien ordert. Kriegsflotte un 1ne mächtige Luftwaffe. Kın unverzuglicher
Der ısraelische Delegierte Eban tührt AauUSs  y daß alleın 1 gemeınsamer Ekiinsatz dieser Miıttel durch dıe (7SA un die
Jahre 09055 Israelis durch agyptısche Kommanlıos getotet auf Beschlufß der Da  ware 1NE siıchere Grarantıe

für dıe Kınstellung der Aggression das agyptische olknd 1m Jahre 1956 I getötet un 127 verwundet worden
Sse1IEN. Sobald das Feuer eingestellt werde., Musse eın echter un dıe Länder des arabıschen Ostens.“
Friede geschlossen werden un nıcht eın Waffenstillstand, Bulganın sendet 1Ne€e Botschaft Mınsiterpräsident Eden
W1E sıch durch Jahre als unzulanglich erwiesen habe mit dem Inhalt, daß Adte 5ow jetregierung als notwendıg
Ägypten MUSSE damit aufhören, Israel In seiner Exıistenz erachte, ih Eden darautf aufmerksam machen, dalß der
W1€ einen Feind bedrohen VOol Kngland un Frankreich entfesselte Aggressionskrieg
Der kanadische Delegierte bedauert. dafß dıe Resolutiern keine sehr gefährlıche Folgen für den Weltfrieden in sıch berge.
Friedensregelung erwähnt und schlagt Vor  p daiß der General- DiIe Beweggründe, die dıe Regierung Knglands angıbt,
sekretär der m1t der Gründung eınes Polizeikorps be- den UÜberfall auf Agypten rechtfertigen, selen nıcht stich-
auftragt werde. haltıg. Weiter heilßt CN in der Rotschaft Bulganıins: „Wie
Die Jordanıische Regierung briıcht dıe dıplomatıschen Bezie- ware dıe Lage Englands, WeNnNn CS selbhst VO  >; stäarkeren Staa-
hungen Frankreich ah un teılt miıt daflß S1€ C nıcht BC- ten überftallen würde, dıe ber samilıiche Arten moderner

Vernichtungswaffen verfügen? Solchen Ländern 15 heutetatten werde., dafß dıe brıtischen Stützpunkte ın Jordanien
Angriffshandlungen BC, Ägypten benutzt werden. möglıch, von der Entsendung VoO  - SEE- un Luftstreitkräften

Nasser erklärt sıch Z mılıtärıschen Generalgouverneur ZU Kiste Knglands abzusehen un andere Mıttel z B ıe
Raketentechnik. einzusetzen. Würden RaketenwaffenÄgyptens un ıbt bekannt, dafß Ägypten N1iE kapitulieren

werde. England der Frankreich eingesetzt, wurden S1e das sıcher-
ND IT DIie israelısche Armee erobert den (Gazastreiten 1ıch als barbarisches Vorgehen hbezeichnen! Worin unterschei-

det sıch ber hiıervon der VOo  } den Streitkräften KnglandsNasser gıbt bekannt. dafß sıch d1e agyptischen Streitkräfte
un Frankreichs unternommene unmenschliche Überfall aufAuUSs der Sınai-Halbinsel zurückgezogen haben un IU in

der Suezkanalzone die britisch-französische Landung das fast wehrlose Ägypten?“
warten. In einer‘ Botschaft Minısterpräsident Mollet schreıibt Bul-
Das allııerte Hauptquartier auf Zypern meldet. dafß etwa 100 ganın: „Die Sowjetregierung ıst fest entschlossen, ZUT Gewalt-
agyptische Flugzeuge Boden zerstort wurden. anwendung greifen, die Äggressoren zerschlagen
kEngland un Frankreich lehnen dıe UN-Resolution ab, C1L- und den Frieden 11 Nahen Osten wıederherzustellen. Noch
klären sıch jedoch bereit. die milıtärıschen Üperationen e1N- ist CS Zeıit Einsıcht walten lassen, haltzumachen, nıcht
zustellen. falls die iNC Polizeitruppe entsende un diese zuzulassen, daß dıe Kräafte des Krjieges überhandnehmen.
zwıschen den beıden Gegnern statıonıert wurde, hıs Israel Wır hoffen, daß dıe französische Regierung In diesem VCOCTI-

un dıe arabıschen Staaten CIn Kinvernehmen ber dJe Be- antwortungsvollen Moment die entstandene Lage realistisch
dingungen e1INES Friedens erzielt haben un befriedigende beurteijlen un daraus die nötıgen Konsequenzen zıehen
Vorkehrungen ın bezug auf den Suezkanal getroffen sind. wird.“
Bıs iıne Streitmacht der UN landen werde, sollen dıe hbe1l- In eıner Botschafit A Mınısterprasident Ben (surion teilt
den Gegner akzeptieren, dafß ine begrenzte Abteilung hbr1ı- Bulganın mı1 daß dıe S5ow Jetregierung dıie dipiomatischen
iisch-französischer Truppen zwischen den Kämpfenden StaA- Beziehungen Israel abbreche. Israel] habe ım Auftrage der
tionıjert werde. Westmächte Ägypten überfallen un: versuche, durch seıne

ten Kampf des' ägyptischen Volkes, das für seine nationale 
Unabhängigkeit eintritt." 
Beginn der englisch-französischen Luftangriffe auf Ägypten. 
Der Sicherheitsrat tritt um 15.20 Uhr zusammen und stimmt 
über eine jugoslawische Resolution ab, eine außerordentliche 
Sitzung der Vollversammlung einzuberufen, da der Mangel , 

 an Einstimmigkeit den Sicherheitsrat daran hindere, seine 
erstrangige Verantwortlichkeit, die Aufrechterhaltung des 
Friedens, zu erfüllen. Der Antrag wird mit 7 gegen 2 Stim-
men (Großbritannien und Frankreich) bei 2 Enthaltungen 
(Australien, Belgien) angenommen. 
Der israelische Botschafter in London bestreitet geäußerte 
Vermutungen, daß Israel im Einverständnis mit Frankreich 
und England Ägypten angegriffen habe. „Israel ist nur aus 
einem Grund in Ägypten eingedrungen, nämlich um seine 
eigenen Interessen und die Sicherheit seines Volkes zu ver-
teidigen. Es hat nur zwei Absichten, und zwar jene Basen 
zu zerstören, von welchen die ägyptischen Kommandos ope- 
i fierten, und dafür zu sorgen, daß sich solche . Dinge nicht 
wieder ereignen." 
Präsident Eisenhower sagt in einer Rundfunkrede, daß sich 
die USA nicht in die Kämpfe im Mittleren Osten verwickeln 
würden. Er habe deshalb auch nicht die Absicht, eine Son-
dersitzung des Kongresses einzuberufen. 
I. 11. Radio Kairo gibt den Abbruch der diplomatischen Be-
ziehungen zu England und Frankreich bekannt. Die ägyp-
tische Regierung erwäge den Austritt aus der UN. 
Die Vollversammlung tritt um 17.35 Uhr zusammen und 
beschließt, sich auf Antrag des Sicherheitsrates mit dem Nah-
ostkonflikt zu befassen (62 gegen 2 Stimmen bei 9 Enthal-
tungen, u. a.: Australien, Luxemburg, Neuseeland, • Nieder-
lande, Portugal, Südafrika, Türkei). Mit 64 gegen 5 Stim-
men bei 6 Enthaltungen nimmt die Vollversammlung einen 
Resolutionsantrag an, der die sofortige Einstellung des 
Feuers und die sofortige Zuiückziehung aller Truppen hin-
ter die Waffenstillstandslinien fordert. 
Der israelische Delegierte A. Ehan führt aus, daß allein im 
Jahre 1955 75 Israelis durch ägyptische Kommandos getötet 
und im Jahre 1956 26 getötet und 127 verwundet worden 
seien. Sobald das Feuer eingestellt werde, müsse ein echter 
Friede geschlossen werden und nicht ein Waffenstillstand, 
wie er sich durch 7 Jahre als unzulänglich erwiesen habe. 
Ägypten müsse damit aufhören, Israel in seiner Existenz 
wie einen Feind zu bedrohen. 
Der kanadische Delegierte bedauert, daß die Resolution keine 
Friedensregelung erwähnt und schlägt vor, daß der General-
sekretär der UN mit der Gründung eines Polizeikorps be-
auftragt werde. 
Die jordanische Regierung bricht die diplomatischen Bezie-
hungen zu Frankreich ab und teilt mit, daß sie es nicht ge-
statten werde, daß die britischen Stützpunkte in Jordanien 
zu Angriffshandlungen gegen Ägypten benutzt werden. 
Nasser erklärt sich zum militärischen Generalgouverneur 
Ägyptens und gibt bekannt, daß Ägypten nie kapitulieren 
werde. 
2. 11. Die israelische Armee erobert den Gazastreifen 
Nasser gibt bekannt, daß sich die ägyptischen Streitkräfte 
aus der Sinai-Halbinsel zurückgezogen haben und nun in 
der Suezkanalzone die britisch-französische Landung er-
warten. 
Das alliierte Hauptquartier auf Zypern meldet, daß etwa 100 
ägyptische Flugzeuge am Boden zerstört wurden. 
England und Frankreich lehnen die UN-Resolution ab, er-
klären sich jedoch bereit, die militärischen Operationen ein-
zustellen, falls die UN eine Polizeitruppe entsende und diese 
zwischen den beiden Gegnern stationiert würde, bis Israel 
und die arabischen Staaten ein Einvernehmen über die Be-
dingungen eines Friedens erzielt haben und befriedigende 
Vorkehrungen in bezug auf den Suezkanal getroffen sind. 
Bis eine Streitmacht der UN landen werde, sollen die bei-
den Gegner akzeptieren, daß eine begrenzte Abteilung bri-
tisch-französischer Truppen zwischen den Kämpfenden sta-
tioniert werde. 

3. 11. Die Erdölleitungen, durch die das Öl vom Irak an die 
Mittelmeerküste geleitet wird, werden in Syrien unter-
brochen. 
Syrien bricht die diplomatischen Beziehungen zu England 
und Frankreich ab. Das syrisch-ägyptische Verteidigungs-
abkommen tritt in Kraft. Die syrische Armee wird dem ägyp-
tischen Oberbefehlshaber unterstellt. 
3.-5. 11. Der israelische Delegierte in der UN erklärt, daß 
Israel bereit sei, die Feindseligkeit einzustellen, jedoch nicht 
zum alten Waffenstillstand zurückkehren werde (d. h. Ab-
lehnung des Rückzuges aus Ägypten). Israel wünsche direkte 
Friedensverhandlungen mit Ägypten und allen anderen ara-
bischen Staaten. 
Die Vollversammlung nimmt mit 57 gegen 0 Stimmen bei 19 
Enthaltungen eine kanadische Resolution an, die den Ge-
neralsekretär beauftragt, binnen 48 Stunden einen Plan zur 
Bildung einer internationalen Streitmacht vorzulegen. 
Eine Resolution des asiatisch-afrikanischen Blocks, die mit 
59 gegen 5 Stimmen bei 12 Enthaltungen angenommen wird, 
bekräftigt die Resolution vom 2. 11. 
4. 11. Die sowjetische Regierung protestiert bei den Regie-
rungen Frankreichs und Großbritanniens gegen die Schaf-
fung von Sperrzonen im östlichen Mittelmeer und im Roten 
Meer, die einer Blockade Ägyptens und anderer Länder 
gleichkäme und den allgemein anerkannten Grundsatz der 
Freiheit der Schiffahrt auf den offenen Meeren verletze. 
5. 11. Englische und französische Truppen landen in Port 
Said und Port Fuad. 
Bulganin übermittelt eine Botschaft an Präsident Eisenhower, 
in der er auf die besondere Verantwortung der USA und 
der UdSSR hinweist, die beide ständige Mitglieder des 
Sicherheitsrates sind und über alle modernen Waffen ein-
schließlich Atom- und Wasserstoffbomben verfügen. „Die 
Vereinigten Staaten verfügen im Mittelmeerraum über eine 
starke Kriegsflotte. Auch die Sowjetunion besitzt eine starke 
Kriegsflotte und eine mächtige Luftwaffe. Ein unverzüglicher 
gemeinsamer Einsatz dieser Mittel durch die USA und die 
UdSSR auf Beschluß der UN wäre eine sichere Garantie 
für die Einstellung der Aggression gegen das ägyptische Volk 
und gegen die Länder des arabischen Ostens." 
Bulganin sendet eine Botschaft an Minsiterpräsident Eden 
mit dem Inhalt, daß die Sowjetregierung es als notwendig 
erachte, ihn (Eden) darauf aufmerksam zu machen, daß der 
von England und Frankreich entfesselte Aggressionskrieg 
sehr gefährliche Folgen für den Weltfrieden in sich berge. 
Die Beweggründe, die die Regierung Englands angibt, um 
den Überfall auf Ägypten zu rechtfertigen, seien nicht stich-
haltig. Weiter heißt es in der Botschaft Bulganins: „Wie 
wäre die Lage Englands, wenn es selbst von stärkeren Staa-
ten überfallen würde, die über sämtliche Arten moderner 
Vernichtungswaffen verfügen? Solchen Ländern ist es heute 
möglich, von der Entsendung von See- und Luftstreitkräften 
zur Küste Englands abzusehen und andere Mittel z. B. die 
Raketentechnik, einzusetzen. Würden Raketenwaffen gegen 
England oder Frankreich eingesetzt, so würden sie das sicher-
lich als barbarisches Vorgehen bezeichnen! Worin unterschei-
det sich aber hiervon der von den Streitkräften Englands 
und Frankreichs unternommene unmenschliche Überfall auf 
das fast wehrlose Ägypten?" 
In einer' Botschaft an Ministerpräsident Mollet schreibt Bul-
ganin: „Die Sowjetregierung ist fest entschlossen, zur Gewalt-
anwendung zu greifen, um die Aggressoren zu zerschlagen 
und den Frieden im Nahen Osten wiederherzustellen. Noch 
ist es Zeit, Einsicht walten zu lassen, haltzumachen, nicht 
zuzulassen, daß die Kräfte des Krieges überhandnehmen. 
Wir hoffen, daß die französische Regierung in diesem ver-
antwortungsvollen Moment die entstandene Lage realistisch 
beurteilen und daraus die nötigen Konsequenzen ziehen 
wird." 
In einer Botschaft an Ministerpräsident Ben Gurion teilt 
Bulganin mit, daß die Sowjetregierung die diplomatischen 
Beziehungen zu Israel abbreche. Israel habe im Auftrage der 
Westmächte Ägypten überfallen und versuche, durch seine 
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Friedensbeteuerungen die Welt über seine wahre Absıcht A Anstrengungen der ur dıe Wiıederherstellung dAes Fr  16 -
(äuschen. dens ernsthaft unterminieren. Israel wüurde A Au rch Jlıe
/6. 11 Der Sıcherheitsrat trıtt ıIn der Nacht On /6 Grundsätze ‚Hal Direktiven der Vereinten Nationen verlet-
ZUSALLLTINC: un lIehnt einen sow Jetischen Resolutionsentwurf Z un verurteilt werden.“
ab  P der dıe Kınstellung der Feindseligkeıten In AÄgypten 3IN- S& I1 Der israelische Außenminister (;olda Meır erklärt, dafß

192 Stunden un den Abzug aller Itemden Truppen 1N- Israe] bereit S€1, dAje Sıiına:i-Halbhinsel nd den Gaza-Streifen
11€ M Tagen tordert. Falls dieser Aufforderung nıcht Folge raumen, obald befriedigende Vereinbarungen miıt der
geleıstet würde, dann sollten VOTL allem ıe (/SAÄA und SO- 1m Zusammenhang nıt der iınternationalen Streitmacht
w jetunion em Opfer der Aggression Aurch dıe FEntsendung abgeschlossen selen. In SCINECT Antwort Präsıdent Eisen-
(1 L.and- Luft- un Seestreitkräften, Freiwilligen nd hower schreiht Ben (Gsurion: „ihre Krklärung, dafß eıne
Kricgsmaterial Hiılfe kommen. I ruppe der nach Ägypten entsandt werden sol1l, wıird
0 IT Das Weiße Haus veröffentlicht eine Krklarung on HK begrüßt. Eis Warlr Niı€ UunNsSCTE Absicht, die Sinai- Wüste

„Der Präsident hat sochen einen Brief Vo'! Miıniıster- A annektieren ... Israel wıiederhaolt indessen SEın dringen-prasıdent Bulganin erhalten, der schon vorher in der Presse
veroffentlicht wurde. Dieser Brief macht m1t einem offen-

des Ersuchen d1e Vereinten Natıonen, S1C möchten ÄRYp-
ten veranlassen, auf seINE Feststellung verzıichten, da

sichtliıchen Versuch, dıe Aufmerksamkeit der Welt VON der zwıischen beiden „‚Andern eın Kriegszustand bestehe.“
ungarıschen JIragödie abzulenken. den unglaublichen Vor- Die Liand-, NSEE- ‚Hal Luftstreitkräfte der USA werden IM
schlag, dAaß die USA sich miıt der Sow jetunion 1n einer C Alarmzustand versetzf. Die strateg ische Luftwaffe wird tur
meıinsamen Anwendung ihrer milıtärıschen Streitkräfte VEI - solortige Aktionen bereitgehalten.einıgen sollten, die Kämpfe 1n Ägypten beenden.“ Großbritannien und Frankreıich erklären siıch bereit, eınen
Weiıter wırd ausgeführt, daflß 1I1UT eın Mandat der UN ZUM eıl ihrer Streitkraite schon VOT dem Eıintreffen der
dıirekten Kingreifen 1n Ägypten berechtigen könne. Die Er- Streitmacht zuruüuckzuziehen.
klärung schliefßt: „Unter diesen Umstanden ist ( klar, da: G ]  . Der Irak bricht dıie dıplomatıschen Beziehungender ersfie und wichtigste Schritt der SowJetunion ZUT Sıche- Frankreich a h un wuünscht TOLZ der Feuereinstellung nıcht
Tung des Welt£friedens der seıIn sollte, die RKesolution der mehr miıt Großbhritannien als Mitglıed des Bagdad-Paktesbeachten un ihre milıtärısche Unterdrückung des zusammenzutre{ften.garıschen Volkes einzustellen. Nur dann würde der SO- I1 Die Sowjetunion droht mıt der Entsendung V OI1l „Frei-w Jetunı0n anstehen, weiıitere Schritte vorzuschlagen, dıe dem
Weltfrieden dıenen sollten.“ willigen”, falls die remden Iruppen nıcht schnellstens A4U5

Auch die Antwortschreiben Edens un Mollets weisen dar- Ägypten abziehen wurden.
Die agyptısche Regierung veröffentlicht eın Kommu-auf hın, dafß die 50w Jetunion dıe UN-RHesolution bezüglich

Ungarns mißachtet habe NIqUE ber dıie Bedingungen, untier denen dıe Streitmacht
Der Generalsekretär der übermittelt in der acht Yo

der In Agypten stationıjert wird
Die Streitmacht mMu qdie Suezkanalzone sofort nach dem5 ./6 11 den Kegierungen Englands ‚Hail Frankreichs e1in Me- Abzug der Engländer un Franzosen raumen.morandum, dafß sowohl Israe] als auch Agypten bedingungs- Ihre Wirksamkeit wird sodann auf die Demarkationslinie108 das Feuer einstellen würden un dafß Ägypten der Schaf-

VOon 1949 beschränkt SEIN, un ZWaT solange Ägypten demfung einer internationalen Streitmacht zugestimmt habe zustimmtDie britische Regierung erklart siıch bereit, das Feuer
11 Mitternacht einzustellen. uch die französısche Ke- DIie Zustimmung Ägyptens ist fr die‘ Bestimmung der

Zone erforderlıch, in der dıe internationale Streitmacht S{A-gierung ist bereit, das Feuer einzustellen. tionıert wird.71  I Ziur eıt der Feueremnstellung stehen die allııerten Wenn Ägypten se1ne Zustimmung zurückziecht, hat sıchJIruppen nördliı:ch Von K.1-Kantara un kontrollieren etwa
dıie internationale Streitmacht sofort entfernen.km des Suezkanals. Die israelısche Armee häalt die SINA}-

Halbinsel hbesetzt un befindet sıch 19 km VOo Suezkanal Von englischer und französischer Seite werden diese Bedin-
entfernt. S UNSECH als unakzeptabel bezeichnet. Die I ruppen der

sollten solange in der Kanalzone bleiben, hıs die freie urch-Die Verluste der Alliierten sind 26 ote un 100 Verwun- fahrt durch den Kanal ım Sinne der Kesolution des Sıcher-dete, dIie Verluste der Ägypter 1m Zusammenhang mıt der
franzosıisch-hritischen Aktion werden auf 000 ote und 7000 heıtsrates VO gesichert ıst

Der agyptische Botschafter 1N Moskau gıbt bekannt, Aafßß sıcherwundete geschätzt.
Von Israel werden die eıgenen Verluste mi1+t 150 Ioten un: 1n der dowjetunion bısher DO0 Freiwillige ür Ägypten

gemeldet hatten (ferner 50 000 1n Indonesien Uun!: 250 000 in600 Verletzten SOWIE I7() Vermißten angegeben, dıie Verluste China).der AÄgypter miıt 3000 1oten un 5000 Gefangenen. Die
Beute WIT'! auf Kriegsmaterial ım Wert Vo  — 50 Miıllionen I7 General Gruenther erklärt ın seiner Abschiedsrede,

dafß eın sowjetischer Angriff miıt Raketenwaffen ıe Zerstö-Dollar geschaätzt, darunter intakte Panzer un eın agyp-
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Friedensbeteuerungen die Welt über seine wahre Absicht zu 
täuschen. 
5.16. 11. Der Sicherheitsrat tritt in der Nacht vorn 5./6. 11. 
zusammen und lehnt einen sowjetischen Resolutionsentwurf 
ab, der die Einstellung der Feindseligkeiten in Ägypten bin-
nen 12 Stunden und den Abzug aller fremden Truppen bin-
nen 3 Tagen fordert. Falls dieser Aufforderung nicht Folge 
geleistet würde, dann sollten vor allem die USA und So-
wjetunion dem Opfer der Aggression durch die Entsendung 
von Land-, Luft- und Seestreitkräften, Freiwilligen und 
Kriegsmaterial zu Hilfe kommen. 
6. 11. Das Weiße Haus veröffentlicht eine Erklärung vom 
5. 11.: „Der Präsident hat soeben einen Brief von Minister-
präsident Bulganin erhalten, der schon vorher in der Presse 
veröffentlicht wurde. Dieser Brief macht mit einem offen-
sichtlichen Versuch, die Aufmerksamkeit der Welt von der 
ungarischen Tragödie abzulenken, den unglaublichen Vor-
schlag, daß die USA sich mit der Sowjetunion in einer ge-
meinsamen Anwendung ihrer militärischen Streitkräfte ver-
einigen sollten, um die Kämpfe in Ägypten zu beenden." 
Weiter wird ausgeführt, daß nur ein Mandat der UN zum 
direkten Eingreifen in Ägypten berechtigen könne. Die Er-
klärung schließt: „Unter diesen Umständen ist es klar, daß 
der erste und wichtigste Schritt der Sowjetunion zur Siche-
rung des Weltfriedens der sein sollte, die Resolution der 
UN zu beachten und ihre militärische Unterdrückung des un-
garischen Volkes einzustellen. Nur dann würde es der So-
wjetunion anstehen, weitere Schritte vorzuschlagen, die dem 
Weltfrieden dienen sollten." 
Auch die Antwortschreiben Edens und Mollets weisen dar-
auf hin, daß die Sowjetunion die UN-Resolution bezüglich 
Ungarns mißachtet habe. 
Der Generalsekretär der UN übermittelt in der Nacht vom 
5./6. 11. den Regierungen Englands und Frankreichs ein Me-
morandum, daß sowohl Israel als auch Ägypten bedingungs-
los das Feuer einstellen würden und daß Ägypten der Schaf-
fung einer internationalen Streitmacht zugestimmt habe. 
Die britische Regierung erklärt sich bereit, das Feuer am 
6. 11. um Mitternacht einzustellen. Auch die französische Re-
gierung ist bereit, das Feuer einzustellen. 
7. 11. Zur Zeit der Feuereinstellung stehen die alliierten 
Truppen nördlich von El-Kantara und kontrollieren etwa 
30 km des Suezkanals. Die israelische Armee hält die Sinai-
Halbinsel besetzt und befindet sich 12 km vom Suezkanal 
entfernt. 
Die Verluste der Alliierten sind 26 Tote und 100 Verwun-
dete, die Verluste der Ägypter im Zusammenhang mit der 
französisch-britischen Aktion werden auf 1000 Tote und 7000 
Verwundete geschätzt. 
Von Israel werden die eigenen Verluste mit 150 Toten und 
600 Verletzten sowie 20 Vermißten angegeben, die Verluste 
der Ägypter mit 3000 Toten und 6000 Gefangenen. Die 
Beute wird auf Kriegsmaterial im Wert von 50 Millionen 
Dollar geschätzt, darunter 40 intakte Panzer und ein ägyp-
tischer Zerstörer, der sich vor der Küste von Haifa ergeben 
hatte. 
Die Vollversammlung der UN beschließt mit 64 gegen 0 
Stimmen bei 12 Enthaltungen (Ägypten, Israel, Südafrika 
und Ostblock), eine Streitmacht der UN in Ägypten einzu-
setzen. Die Streitmacht soll mit der bereits erfolgten Zu-
stimmung Ägyptens auf ägyptischem Gebiet die Ordnung 
aufrechterhalten und den Rückzug der ausländischen Trup-
pen sicherstellen. Sie soll die Resolutionen der UN durch-
führen und sonst keine politischen Funktionen haben. In 
einer zweiten Resolution werden England, Frankreich und 
Israels nochmals dringend eingeladen, gemäß der Resolution 
vom 1. 11. ihre Truppen aus Ägypten abzuziehen. Die De-
legierten Frankreichs und Großbritanniens führen aus, daß 
ihre Truppen nicht abgezogen werden können, bevor sie von 
der UN-Streitmacht abgelöst werden. 
Präsident Eisenhower übermittelt eine Botschaft an Ben Gu- 
rion und führt darin aus: „Wenn Israel seine Truppen nicht 
aus Ägypten zurückzieht, dann würde dies die dringlichen 

Anstrengungen der UN um die Wiederherstellung des Frie-
dens ernsthaft unterminieren. Israel würde dadurch die 
Grundsätze und Direktiven der Vereinten Nationen verlet-
zen und verurteilt werden." 
8. 11. Der israelische Außenminister Golda Meir erklärt, daß 
Israel bereit sei, die Sinai-Halbinsel und den Gaza-Streifen 
zu räumen, sobald befriedigende Vereinbarungen mit der 
UN im Zusammenhang mit der internationalen Streitmacht 
abgeschlossen seien. In seiner Antwort an Präsident Eisen. 
hower schreibt Ben Gurion: „Ihre Erklärung, daß eine 
Truppe der UN nach Ägypten entsandt werden soll, wird 
von uns begrüßt. Es war nie unsere Absicht, die Sinai-Wüste 
zu annektieren ... Israel wiederholt indessen sein dringen-
des Ersuchen an die Vereinten Nationen, sie möchten Ägyp-
ten veranlassen, auf seine Feststellung zu verzichten, daß 
zwischen beiden Ländern ein Kriegszustand bestehe." 
Die Land-, See- und Luftstreitkräfte der USA werden in 
Alarmzustand versetzt. Die strategische Luftwaffe wird für 
sofortige Aktionen bereitgehalten. 
Großbritannien und Frankreich erklären sich bereit, einen 
Teil ihrer Streitkräfte schon vor dem Eintreffen der UN-
Streitmacht zurückzuziehen. 
9. 11. Der Irak bricht die diplomatischen Beziehungen zu 
Frankreich ab und wünscht trotz der Feuereinstellung nicht 
mehr mit Großbritannien als Mitglied des Bagdad-Paktes 
zusammenzutreffen. 
10. 11. Die Sowjetunion droht mit der Entsendung von „Frei-
willigen", falls die fremden Truppen nicht schnellstens aus 
Ägypten abziehen würden. 
12. 11. Die ägyptische Regierung veröffentlicht ein Kommu-
nique über die Bedingungen, unter denen die Streitmacht 
der UN in Ägypten stationiert wird: 
1. Die Streitmacht muß die Suezkanalzone sofort nach dem 
Abzug der Engländer und Franzosen räumen. 
2. Ihre Wirksamkeit wird sodann auf die Demarkationslinie 
von 1949 beschränkt sein, und zwar solange Ägypten dem 
zustimmt ... 
4. Die Zustimmung Ägyptens ist für die Bestimmung der 
Zone erforderlich, in der die internationale Streitmacht sta-
tioniert wird. 
5. Wenn Ägypten seine Zustimmung zurückzieht, hat sich 
die internationale Streitmacht sofort zu entfernen. 
Von englischer und französischer Seite werden diese Bedin-
gungen als unakzeptabel bezeichnet. Die Truppen der UN 
sollten solange in der Kanalzone bleiben, bis die freie Durch-
fahrt durch den Kanal im Sinne der Resolution des Sicher-
heitsrates vom 13.10. gesichert ist. 
Der ägyptische Botschafter in Moskau gibt bekannt, daß sich 
in der Sowjetunion bisher 50 000 Freiwillige für Ägypten 
gemeldet hätten (ferner 50 000 in Indonesien und 250 000 in 
China). 
13. 11. General Gruenther erklärt in seiner Abschiedsrede, 
daß ein sowjetischer Angriff mit Raketenwaffen die Zerstö-
rung der Sowjetunion zur Folge haben würde. 
Präsident Eisenhower warnt, daß die USA jeder Interven-
tion sowjetischer oder chinesischer Freiwilliger Widerstand 
entgegensetzen würden. 
20. 11. Der Generalsekretär der UN, Dag Hammarskjöld, 
empfängt die Vertreter Israels, Großbritanniens und Frank-
reichs und ersucht um Aufklärung, warum ihre Truppen noch 
nicht aus Ägypten zurückgezogen wurden. Er ersucht im be-
sonderen um Auskunft über die Rückzugspläne und um eine 
Bekanntgabe der Ansichten über den Stand des Waffenstill-
standes. 
Die „New York Times" berichtet, daß das amerikanische 
Staatsdepartement über Nachrichten verfüge, nach denen die 
Invasion Ägyptens von Israel, Frankreich und England im 
voraus geplant gewesen sei. Der Bericht stützt sich im we-
sentlichen auf die verstärkten französischen Waffenlieferun-
gen an Israel im Oktober 1956 und die Tatsache, daß Ame-
rika über die britischen Pläne im Nahen Osten nicht infor-
miert wurde. 
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nıcht mehr durch die Keglerung, sondern durch den ÖOberst standen obliegt den Veremigten Staaten nunmehr eıne grö-
Abdul Hamıd darra]), den Leiter der milıtärıschen Abwehr, ere Verantwortlichkeit. Wir haben ın einer Weise, daß NiCcC-
ausgeübt werde. Es würden AdAauernd sowJetıische Walten 5C- mand daran zweiteln kann, Stehen dem Grundsatz
liefert, un Sarra]. der Vo  — den ommunisten voll unft(er- dargetan, daß Gewalt international nıcht aggıessıven
stutzt werde. beschäftige E1INC große Anzahl sowjetischer Zwecken verwendet werden soÄ{] un dafß die Integrität un!:
Techniker un Berater. Unabhängigkeit der Nationen des Miıttleren ()stens NVCOCI-
Der jordanische Mıinısterpräsident Nahbulsı kündigt da{ß letzlich SE1IN sollen Es ıst 1LLU. wesentlich, dafls die Verel-
seINE Kegierung den Vertrag mı1t Großhritannien aufkünd1- nıgten Staaten durch eINe gemensame Aktion des Präsiden-
S5CH werde. ten un des Kongresses ihre Entschlossenheit kundgeben,

I1 Das amerikanische Staatsdepartement verölfentlicht jenen Nationen des Mıttleren Ostens beizustehen, welche
eiıne Erklärung, In der VOrTr einer Bedrohung der Bagdadpakt- Adıesen Beistand wünschen. Die Aktion. qdA1e ıch voıschlage,
faaten gewarnt wird Jede Drohung, qdA1e qA—Arje terr1ı- wurde Tolgende mrısse haben Durch SiE sollen erstens Aıe
torıale Integritäat der dıe politische Unabhängigkeit der Miıt- Vereinigten Staaten autorısiert werden, miıt jeder Nation
gliedsstaaten des Bagdadpaktes gerichtet 1st, -urde Vvo den der Gruppe Von Nationen 1M yesamten Gebiet des Mittle-
USNA als außerordentlıeh schwerwıegend angesehen werden. LE ()stens bei der Entwicklung wirtschaftlıcher Stärke 7zwecks

IT Präasıdent Eisenhower veranlafßst Öllieferungen nach Aufrechterhaltung der nationalen Unabhängigkeit -
Westeuropa, nachdem England und Frankreich den Abzug menzuarbeiten Un dabei hellen. urch S1E gp]11 zweıtens
ıhrer Iruppen AUS AÄgypten angekündigt haben d1ıe xekutive autorisıiert werden, In dieser Region Pro-

Die Keglerungen Englands un Frankreichs uübermıiıt- STAamMMde miılıtariıscher Hilfeleistung un Zusammenarbeit miıt
teln dem Generalsekretär der CiNe Note, ın der S1E ihren jeder Natıon der Gruppe VO  — Natıiıonen vereinbaren, dA1€e
Entschlufß, ıhre Iruppen A4UuUS Ägypten zurückzuziehen, bestä- CiNeC solche Hılfe wuünscht. urch S1E soll drıttens autorısıiert

werden. Aa eINE solche Hilftfe un Zusammenarbeit den (Ge-tıgen un feststellen, dafß der Generalsekretär A1ıe Verant-
wortlichkeit Für dıe schnellstmöglıche Freilegung des Kanals brauch bewalfneter Krafte der (JSA einschließt, dıe terrı-
überniımmt nd terner baldmöglichst Verhandlungen über torijale Integrität un politıische Unabhängigkeit der betref-
das zukünftige Regıme (les Kanals einleıiten wird, auf der fenden Nationen, dıe eine solche Hilfe erbitten, eine
Basıs der Prinzıplen, die durch die Resolution des Sicher- oftene bewaffnete Aggression durch irgendeine Nation, dı6e
heitsrates Vo 56 festgelegt sınd. durch den internattonalen Kommunismus kontrolliert WT
f Der Kommandeur der UN-Streitmacht, (Genperal A sıchern un schützen. Dhese Mafßnahmen mufßten mıt
Burns. g1ibt bekannt, daß jugoslawische Fıinheiten km den Vertragsverpflichtungen der USA vereinbar SE1IN C 111-
weiıt iın Adrie Sınar-Halbinsel vorgerückt se1en. schliefslich der UN-Satzung21. I1. Die eıste norwegische Einheit der UN-Streitmacht  8,. I2. Die Sowjetunion widerruft die Freiwilligenaktion für  trifft in Port Said ein.  den Mittleren Osten,  22, 71. Die britische Regierung teilt dem Generalsekretär der  3, 1. 1957. Die ägyptische Regierung gibt in einem Dekret  UN mit, daß die britischen Truppen abzichen würden, sobald  bekannt, daß sie das britisch-ägyptische Abkommen von 1954  die UN-Streitmacht in der Lage sei, ihre Aufgaben cffektiv  rückwirkend ab 31. 10. 1956 für null und nichtig ansieht. Der  zu erfüllen, Nichtsdestoweniger habe die britische Regierung  Vertrag gibt Großbritannien das Recht, die Suezkanalbasis,  beschlossen, ein Infanterichataillon sotort aus Port Said ab-  die 1956 geräumt wurde, im Falle eines Angriffes auf irgend-  zuzichen. Die französische Regierung teilt mit, daß bereits  einen arabischen Staat oder die Türkei wieder zu hesetzen.  ein Drittel der französischen Streitkräfte abgezogen wurden.  Ein Sprecher der ägyptischen Regierung erklärte, daß sich  Die israelische Regierung crklärt in ihrer Note an den Ge-  die ägyptische Regierung aus den britischen Vorratslagern in  neralsekretär, daß sie ihre Streitkräfte läugs der ganzen  der Kanalzone, deren Wert auf 40—50 Millionen Pfund ge-  Front in unterschiedlichem Ausmaß zurückgezogen habe. Is-  schätzt wird, für die Verluste entschädigt habe, die sie durch  rael werde alle seine Truppen aus Ägypten zurückziehen, so-  Plünderungen der britisch-französischen Truppen in Port  Said erlitten habe.  bald ein befriedigendes Abkommen über das Wirken der  UN-Streitmacht getroffen werde, welches Israel gegen jede  5. I. Präsident Eisenhower richtet eine Botschaft an den Kon-  Wiederholung einer Angriffsdrohung und gegen kriegerische  greß über seine neue „Mittelostdoktrin“, In der Einleitung  Akte schütze. Israel erwarte eine Antwort auf seine Frage, ob  der Botschaft wird auf die kritische Situation im Nahen Osten  sich Ägypten im Zustand des Krieges oder des Friedens mit  hingewiesen, die infolge des verlorenen Einflusses der west-  Israel erachtet, da dadurch die Probleme der Sicherheit be-  europäischen Staaten durch den israelisch-arabischen Krieg  rührt werden. Isracel beobachte im Gegensatz zu Ägypten  und infolge des sowjetischen Versuchs, den Mittleren Osten  stıeng die Feuereinstellung.  zu beherrschen, entstanden sei. Niemand plane jedoch, den  24, 11. Die Vollversanumlung nimmt mit 63 gegen 5 Stimmen  Mittleren Osten zu einer Aggression gegen Rußland zu ver-  bei 10 Enthaltungen ecine Resolution von 20 asiatisch-afri-  wenden. Dagegen sei das Interesse Rußlands im Mittleren  kanischen Staaten an, in der Israel, Frankreich und Groß-  Osten ausschließlich politisch, im Sinne der Ankündigung,  britannien aufgefordert werden, sogleich der Resolution vom  die Welt zu kommunisieren, Der Mittlere Osten sei jedoch  }  11. nachzukommen.  als Tor zwischen Eurasiıen und Eurafrika und als Wahrer  Die ägyptische Regierung weist eine größere Anzahl Eng-  von ?%s der Olvorkommen der Welt für die östliche Hemi-  länder, Franzosen und Juden aus, Die Ausgewiesenen dürfen  sphäre von immenser Bedeutung. Wenn die Nationen dort  nur 20 Pfund in bar mit sich nehmen,  ihre Unabhängigkeit verlieren sollten und durch fremde,  Die Türkei ruft ihren Gesandten aus Tel Aviv ab, ohne je-  freiheitsfeindliche Kräfte beherrscht würden, so würde das  doch die diplomatischen Beziehungen abzubrechen. Dieser  eine Tragödie für dieses Gebiet und für viele andere Natio-  Schritt wird damit begründet, daß Israel die Durchführung  nen darstellen, deren Wirtschaftsleben dadurch nahezu er-  der UN-Beschlüsse (vor allem die Internationalisierung Je-  stickt würde.,  rusalems und die Rückkehr der arabischen Flüchtlinge) ver-  „Der Mittlere Osten ist die Geburtsstätte dreier großer Re-  weigere und daß andererseits die Türkei den Bagdadpakt  ligionen, und es wäre unerträglich, wenn die heiligen Stät-  zu stärken wünsche.  ten einer Herrschaft unterworfen würden, die den atheisti-  27. 11. Die „Times“ berichtet, daß die Kontrolle über Syrien  schen Materialismus glorifiziert ... Unter all diesen Um-  nicht mehr durch die Regierung, sondern durch den Oberst  ständen obliegt den Vereinigten Staaten nunmehr eine grö-  Abdul Hamid Sarraj, den Leiter der militärischen Abwehr,  ßere Verantwortlichkeit. Wir haben in einer Weise, daß nie-  ausgeübt werde. Es würden dauernd sowjetische Waffen ge-  mand daran zweifeln kann, unser Stehen zu dem Grundsatz  liefert, und Sarraj, der von den Kommunisten voll unter-  dargetan, daß Gewalt international nicht zu aggıessiven  stützt werde, beschäftige eine große Anzahl sowjetischer  Zwecken verwendet werden soll und daß die Integrität und  Techniker und Berater.  Unabhängigkeit der Nationen des Mittleren Ostens unver-  Der jordanische Ministerpräsident Nabulsi kündigt an, daß  letzlich sein sollen  . Es ist nun wesentlich, daß die Verei-  seine Regierung den Vertrag mit Großbritannien aufkündi-  nigten Staaten durch eine gemeinsame Aktion des Präsiden-  gen werde.  ten und des Kongresses ihre Entschlossenheit kundgeben,  29, 11. Das amerikanische Staatsdepartement veröffentlicht  jenen Nationen des Mittleren Ostens beizustehen, welche  eine Erklärung, in der vor einer Bedrohung der Bagdadpakt-  diesen Beistand wünschen. Die Aktion, die ich voıschlage,  staaten gewarnt wird. Jede Drohung, die gegen die terri-  würde folgende Umrisse haben: Durch sie sollen erstens die  toriale Integrität oder die politische Unabhängigkeit der Mit-  Vereinigten Staaten autorisiert werden, mit jeder Nation  gliedsstaaten des Bagdadpaktes gerichtet ist, würde von den  oder Gruppe von Nationen im gesamten Gebiet des Mittle-  USA als außerordentlich schwerwiegend angesehen werden.  ren Ostens bei der Entwicklung wirtschaftlicher Stärke zwecks  30. I1. Präsident Eisenhower veranlaßt Üllieferungen nach  Aufrechterhaltung der nationalen Unabhängigkeit zusam-  Westeuropa, nachdem England und Frankreich den Abzug  menzuarbeiten und dabei zu helfen. Durch sie soll zweitens  ihrer Truppen aus Ägypten angekündigt haben.  die Exekutive autorisiert werden, in dieser Region Pro-  3, 12. Die Regierungen Englands und Frankreichs übermit-  gramme militärischer Hilfeleistung und Zusammenarbeit mit  teln dem Generalsekretär der UN eine Note, in der sie ihren  jeder Nation oder Gruppe von Nationen zu vereinbaren, die  Entschluß, ihre Truppen aus Ägypten zurückzuziehen, bestä-  eine solche Hilfe wünscht. Durch sie soll drittens autorisiert  werden. daß eine solche Hilfe und Zusammenarbeit den Ge-  tigen und feststellen, daß der Generalsekretär die Verant-  wortlichkeit für die schnellstmögliche Freilegung des Kanals  brauch bewaffneter Kräfte der USA einschließt, um die terri-  übernimmt und ferner baldmöglichst Verhandlungen über  toriale Integrität und politische Unabhängigkeit der betref-  das zukünftige Regime des Kanals einleiten wird, auf der  fenden Nationen, die eine solche Hilfe erbitten, gegen eine  Basis der 6 Prinzipien, die durch die Resolution des Sicher-  offene bewaffnete Aggression durch irgendeine Nation, die  heitsrates vom 13. 10. 56 festgelegt sind.  durch den internationalen Kommunismus kontrolliert wird,  6. 12. Der Kommandeur der UN-Streitmacht, Gencral E.  zu sichern und zu schützen, Diese Maßnahmen müßten mit  Burns, gibt bekannt, daß jugoslawische Einheiten 25 km  den Vertragsverpflichtungen der USA vereinbar sein ein-  weit in die Sinai-Halbinsel vorgerückt seien.  schließlich der UN-Satzung ... Die vorgeschlagene Gesetz-  Ben Gurion erklärt, daß Israel bereit sei, seine Truppen aus  gebung soll vor allem dazu bestimmt sein, sich mit der Mög-  Ägypten zurückzuziehen, wenn Israel die Zusicherung cer-  lichkeit einer kommunistischen Aggression, sei sie direkt oder  halte, daß das geräumte Gebiet nicht mehr als Stützpunkt  indirekt, zu befassen, Es muß unbedingt jedes Machtvakuum  {ür etwaige künftige Angriffe gegen Israel verwende* werde  in diesem Gebiet ausgefüllt werden, und zwar nicht durch  und die israelischen Schiffe den Golf von Akaba und den  Fremde, sondern durch die vermehrte Kraft und Sicherheit  Suezkanal befahren könnten.  der Unabhängigkeit dieser Gebiete.“  ARDDie vorgeschlagene (ijesetz-
Ben (surijon erklärt, dafs Israel bereit SC1, SEINE Iruppen AUs gebung soll VOoOor allem AZzu bestimmt Se1N, sıch mi1t der Mög-
Agypten zurüuckzuziehen, wWenn Israel qdie Zusicherung lichkeit elnNer kommunistıischen Aggression, SC1 S1C dırekt der
halte  n dafs dAas geraumte Gebiet nıcht mehr Als Stützpunkt indirekt, befassen. Fs mu unbedingt jedes Machtvyakuum
[Ür etwalrge kunftige Angriffe Israel verwendet werde 17 diesem Gebiet ausgefüllt werden, un ZWarFr nıchi durch
un dıe israelischen Schilffe den oltf YOoO  — Akaba un den Fremde, sondern durch d1e vermehrte raft un: Sicherheit
Suezkanal betahren könnten. der Unabhängigkeit dieser Grebiete.“

21. 11. Die erste norwegische Einheit der UN-Streitmacht 
trifft in Port Said ein. 
22. 11. Die britische Regierung teilt dem Generalsekretär der 
UN mit, daß die britischen Truppen abziehen würden, sobald 
die UN-Streitmacht in der Lage sei, ihre Aufgaben effektiv 
zu erfüllen. Nichtsdestoweniger habe die britische Regierung 
beschlossen, ein Infanteriebataillon sofort aus Port Said ab-
zuziehen. Die französische Regierung teilt mit, daß bereits 
ein Drittel der französischen Streitkräfte abgezogen wurden. 
Die israelische Regierung erklärt in ihrer Note an den Ge-
neralsekretär, daß sie ihre Streitkräfte längs der ganzen 
Front in unterschiedlichem Ausmaß zurückgezogen habe. Is-
rael werde alle seine Truppen aus Ägypten zurückziehen, so-
bald ein befriedigendes Abkommen über das Wirken der 
UN-Streitmacht getroffen werde, welches Israel gegen jede 
Wiederholung einer Angriffsdrohung und gegen kriegerische 
Akte schütze. Israel erwarte eine Antwort auf seine Frage, ob 
sich Ägypten im Zustand des Krieges oder des Friedens mit 
Israel erachtet, da dadurch die Probleme der Sicherheit be-
rührt werden. Israel beobachte im Gegensatz zu Ägypten 
streng die Feuereinstellung. 
24. 11. Die Vollversammlung nimmt mit 63 gegen 5 Stimmen 
bei 10 Enthaltungen eine Resolution von 20 asiatisch-afri-
kanischen Staaten an, in der Israel, Frankreich und Groß-
britannien aufgefordert werden, sogleich der Resolution vom 
1. 11. nachzukommen. 
Die ägyptische Regierung weist eine größere Anzahl Eng-
länder, Franzosen und Juden aus. Die Ausgewiesenen dürfen 
nur 20 Pfund in bar mit sich nehmen. 
Die Türkei ruft ihren Gesandten aus Tel Aviv ab, ohne je-
doch die diplomatischen Beziehungen abzubrechen. Dieser 
Schritt wird damit begründet, daß Israel die Durchführung 
der UN-Beschlüsse (vor allem die Internationalisierung Je-
rusalems und die Rückkehr der arabischen Flüchtlinge) ver-
weigere und daß andererseits die Türkei den Bagdadpakt 
zu stärken wünsche. 
27. 11. Die „Times" berichtet, daß die Kontrolle über Syrien 
nicht mehr durch die Regierung, sondern durch den Oberst 
Abdul Hamid Sarraj, den Leiter der militärischen Abwehr, 
ausgeübt werde. Es würden dauernd sowjetische Waffen ge-
liefert, und Sarraj, der von den Kommunisten voll unter-
stützt werde, beschäftige eine große Anzahl sowjetischer 
Techniker und Berater. 
Der jordanische Ministerpräsident Nabulsi kündigt an, daß 
seine Regierung den Vertrag mit Großbritannien aufkündi-
gen werde. 
29. 11. Das amerikanische Staatsdepartement veröffentlicht 
eine Erklärung, in der vor einer Bedrohung der Bagdadpakt-
staaten 'gewarnt wird. Jede Drohung, die gegen die terri-
toriale Integrität oder die politische Unabhängigkeit der Mit-
gliedsstaaten des Bagdadpaktes gerichtet ist, würde von den 
USA als außerordentlich schwerwiegend angesehen werden. 
30. 11. Präsident Eisenhower veranlaßt Ullieferungen nach 
Westeuropa, nachdem England und Frankreich den Abzug 
ihrer Truppen aus Ägypten angekündigt haben. 
3. 12. Die Regierungen Englands und Frankreichs übermit-
teln dem Generalsekretär der UN eine Note, in der sie ihren 
Entschluß, ihre Truppen aus Ägypten zurückzuziehen, bestä-
tigen und feststellen, daß der Generalsekretär die Verant-
wortlichkeit für die schnellstmögliche Freilegung des Kanals 
übernimmt und ferner baldmöglichst Verhandlungen über 
das zukünftige Regime des Kanals einleiten wird, auf der 
Basis der 6 Prinzipien, die durch die Resolution des Sicher-
heitsrates vom 13. 10. 56 festgelegt sind. 
G. 12. Der Kommandeur der UN-Streitmacht, General E. 
Burns, gibt bekannt, daß jugoslawische Einheiten 25 km 
weit in die Sinai-Halbinsel vorgerückt seien. 
Ben Gurion erklärt, daß Israel bereit sei, seine Truppen aus 
Ägypten zurückzuziehen, wenn Israel die Zusicherung er-
halte, daß das geräumte Gebiet nicht mehr als Stützpunkt 
für etwaige künftige Angriffe gegen Israel verwende+ werde 
und die israelischen Schiffe den Golf von Akaba und den 
Suezkanal befahren könnten. 

8. 12. Die Sowjetunion widerruft die Freiwilligenaktion für 
den Mittleren Osten. 
3. 1. 1957. Die ägyptische Regierung gibt in einem Dekret 
bekannt, daß sie das britisch-ägyptische Abkommen von 1954 
rückwirkend ab 31. 10. 1956 für null und nichtig ansieht. Der 
Vertrag gibt Großbritannien das Recht, die Suezkanalbasis, 
die 1956 geräumt wurde, im Falle eines Angriffes auf irgend-
einen arabischen Staat oder die Türkei wieder zu besetzen. 
Ein Sprecher der ägyptischen Regierung erklärte, daß sich 
die ägyptische Regierung aus den britischen Vorratslagern in 
der Kanalzone, deren Wert auf 40-50 Millionen Pfund ge-
schätzt wird, für die Verluste entschädigt habe, die sie durch 
Plünderungen der britisch-französischen Truppen in Port 
Said erlitten habe. 
5. 1. Präsident Eisenhower richtet eine Botschaft an den Kon-
greß über seine neue „Mittelostdoktrin". In der Einleitung 
der Botschaft wird auf die kritische Situation im Nahen Osten 
hingewiesen, die infolge des verlorenen Einflusses der west-
europäischen Staaten durch den israelisch-arabischen Krieg 
und infolge des sowjetischen Versuchs, den Mittleren Osten 
zu beherrschen, entstanden sei. Niemand plane jedoch, den 
Mittleren Osten zu einer Aggression gegen Rußland zu ver-
wenden. Dagegen sei das Interesse Rußlands im Mittleren 
Osten ausschließlich politisch, im Sinne der Ankündigung, 
die Welt zu kommunisieren. Der Mittlere Osten sei jedoch 
als Tor zwischen Eurasien und Eurafrika und als Wahrer 
von 2/3 der Ölvorkommen der Welt für die östliche Hemi-
sphäre von immenser Bedeutung. Wenn die Nationen dort 
ihre Unabhängigkeit verlieren sollten und durch fremde, 
freiheitsfeindliche Kräfte beherrscht würden, so würde das 
eine Tragödie für dieses Gebiet und für viele andere Natio-
nen darstellen, deren Wirtschaftsleben dadurch nahezu er-
stickt würde. 
„Der Mittlere Osten ist die Geburtsstätte dreier großer Re-
ligionen, und es wäre unerträglich, wenn die heiligen Stät-
ten einer Herrschaft unterworfen würden, die den atheisti-
schen Materialismus glorifiziert ... Unter all diesen Um-
ständen obliegt den Vereinigten Staaten nunmehr eine grö-
ßere Verantwortlichkeit. Wir haben in einer Weise, daß nie-
mand daran zweifeln kann, unser Stehen zu dem Grundsatz 
dargetan, daß Gewalt international nicht zu aggi essiven 
Zwecken verwendet werden soll und daß die Integrität und 
Unabhängigkeit der Nationen des Mittleren Ostens unver-
letzlich sein sollen ... Es ist nun wesentlich, daß die Verei-
nigten Staaten durch eine gemeinsame Aktion des Präsiden-
ten und des Kongresses ihre Entschlossenheit kundgeben, 
jenen Nationen des Mittleren Ostens beizustehen, welche 
diesen Beistand wünschen. Die Aktion, die ich vor schlage, 
würde folgende Umrisse haben: Durch sie sollen erstens die 
Vereinigten Staaten autorisiert werden, mit jeder Nation 
oder Gruppe von Nationen im gesamten Gebiet des Mittle-
ren Ostens bei der Entwicklung wirtschaftlicher Stärke zwecks 
Aufrechterhaltung der nationalen Unabhängigkeit zusam-
menzuarbeiten und dabei zu helfen. Durch sie soll zweitens 
die Exekutive autorisiert werden, in dieser Region Pro-
gramme militärischer Hilfeleistung und Zusammenarbeit mit 
jeder Nation oder Gruppe von Nationen zu vereinbaren, die 
eine solche Hilfe wünscht. Durch sie soll drittens autorisiert 
werden, daß eine solche Hilfe und Zusammenarbeit den Ge-
brauch bewaffneter Kräfte der USA einschließt, um die terri-
toriale Integrität und politische Unabhängigkeit der betref-
fenden Nationen, die eine solche Hilfe erbitten, gegen eine 
offene bewaffnete Aggression durch irgendeine Nation, die 
durch den internationalen Kommunismus kontrolliert wird, 
zu sichern und zu schützen. Diese Maßnahmen müßten mit 
den Vertragsverpflichtungen der USA vereinbar sein ein-
schließlich der UN-Satzung ... Die vorgeschlagene Gesetz-
gebung soll vor allem dazu bestimmt sein, sich mit der Mög-
lichkeit einer kommunistischen Aggression, sei sie direkt oder 
indirekt, zu befassen. Es muß unbedingt jedes Machtvakuum 
in diesem Gebiet ausgefüllt werden, und zwar nicht durch 
Fremde, sondern durch die vermehrte Kraft und Sicherheit 
der Unabhängigkeit dieser Gebiete." 



Staatssekretär Dullecs crklärt in Ciner Pressckonlerenz, verpflichten, umstııtiene Fragen 1111 Nahen JIsten aAusschlicfß-
da A1€e VO Präsident Eisenhower erstrebte (Garantıe LUr füur ich mıt Irıcdlichen Mıttieln und auyf eın Verhandlungsweg
CINC offene Aggression gelte. Die L/SA würden nıcht In 1r- / lösen. Premdae Stützpunkte sollen )ıquichert weiden,
gcendem and eindringen, dessen Reglerung sturzch, <n Aurauf verzichtel werden, e Läncder des Nuhen (Ostens

nı{ Walfen Z. 11 hbelielern.WIC ımmer diese Regicrung auch zustandegekommen c1 Da-
SCECH crklärt Dulles späater VOTr em Kongrelß wurde IO bereinkommen zwischen Kngland und Jordamnıen, den
sıch d 10 (rarantic auch auf die Verwendung russischelı Frei- Diitısch-jordanıschen Vertrag V'OT1 10458 FA  U111 ZU be-
wiıllıger crstrecken, A C111 CS sıch eINC offene Aggression enden. Die britischen TIruppen werden Jordanicen iLLıncrhalb
handle. (} Monaten verlassen.

] O DPräsident FEısenhower 11mmt 11 elner RundfunkredeDie Tass-Agcntur veröffentlicht EINC Erklärung Zr

Eisenhower-Doktrin, iın der ausgcführt wird, daß (41S uf- AL den DProblemen des Nahen (Istens, 11 besonderen der
trcten des Präsiıdenten Eisenhower den Prinziplen der Weigerung isracls, SCINC Streitkräfte AAUS dem (Grarzastreiten
widersprcche Un eINE ernstie Bedrohung des Friedens ın un V o1mn (Solf V on Akaba zurückzuziehen, Sichung. Pr
Miıttleren ()sten 112 sıch berge. Die {7S5A hatten sich hekannt- dent kisenhower E1 1 lest Anl srac] nıcht Aas Recht habe,

lıc Resoluti:onen der an AU mıißachlen, weil uch 10 SO -ıch geweıßgert, ıhre Bemühungen Inıt der 5Sow jetunion in der
UN Z vereiınen und entschlossene Mafßnahmen SCHRC qdıc w Jetunion diese Resolutionen mıfßachtet. Man könne eiINne
Aggression crgreifen. Die Hauptsorgc der 175A E1 nıcht Natıon W1C Israel, „die W1C dA1e Vereinigten Staaten von

(ür moralısche Werted ıC Verteidigung des Friedens und cder natıonalen U1 abhän- lıgiösem Gilauben na dem Gre1iüh]
gigkeit der arabischen Länder., sondern (das Bestreben, sıch durchdrungen .  iSt”, nıcmals der Sow Jetunion yleichsetzen.
die Schwächung Englands nd Frankreichs 117 Naher. (Isten Weıter sagte der Präasiıcdent: „ Wır hoffen immer noch, daß
zunufze machen, deren Posıti1onen übernehmen koön- die Regicıiung Isracls einsechen wırd. An SEINC besten und
11C11. unmiıttelhbaren Intieressen sich In Ihbereinstimmung ınıt den

Die ssrael:ischen Streitkrüäfte raumen El-Arısch. Verehinten Nationen befinden Agypten hat sich du:ch Adıc
- Der Giencralsekretär der UNGOG berichtet der Vollver- Ancrkennung der ( VO Sıcherheitsrat ANSCHOMMENCN Prın-
sammlung, Aaflßs Israel sSeine Streitkräifte bIs ZU O A US zıplen bezüglıch des Suczkanals sclhst ZUuUu treien und olfenen
der Sinai-Wuste miıt Ausnahme des Kustenstreifens A olf Verkehr durch den Kana! bekannt Wir wollen nicht —

V  _ Akaba zurückziehen werde. Hammarsk)öld betont. dafßi nehmen. Aafs Agypten, {alls Isracl sıch zurückzieht, sraels
Israe] gemäß der Resolution om November 956 SCINC Schiffahrt Aall der Benutzung des Suczkanals und des (olfs
Streitkräite vollständig hınter Adıe Walfenstillstandslinie Vo  — VvVo Akaba hındern wird Wenn unglücklicherweisce den-
041) zuruckzichen MUusscC. noch E W affenstillstandsabkommen der andere internatıo0-

Dıie israelıische Aufßenministerin erklärt Vor der o1!- nale Verpflichtungen vergewaltigen wollte, wırd sıch Arc
versammlung der dafß Israel bereit SCr selne Iruppen (esellschaft der Völker cnergisch damıft befassen.“
Vo olf Vo Akaba Un Aus dem (sazastreifen zurückzu- 99 n Minısterprasıident Ben (zurıon erklärt VOor cn Parla-
zıchen, WCNNn dıe die Gewähr dafür übernehme, der ment, dafß Israe! nıcht bereit SC1, en Zuständen zurückzu-
(rolf Vo  —+ Akaba {ür Adıe israelische Schiffahrt veOMnel bleibe kehren, W 1 S1€ ZUuU eit des Wafftfenstillstandes Vu  — G44 BC-
und der (Gazastreifen nıcht wıicder ZU Ausgangsstellung für herrscht hatten. srael hetrachtet sıch nıcht qls 1M Kılegszu-
agyptische Angriffe werde. standl m 1# Agypten nd SC  —. bereit. eınen Nichtangriffspakt

Di1ie Regiecrungschefs VoO Agyptcen, Syrien, Saudı-Ara- ı1ıt Agypten abzuschließen.
Nach wıederholter Interventi:on der {[/SA erklärt sıch1en und Jordanıen treffen iın Kalro eıner Onferenz

«an In einem Konferenzkommun1que wird erklärt, dafß Israel uınter Vorbcehalten ZUT Käaäumung des (Gollts V}  — Akaba
Adie „‚ander entschlossen Sınd, dıe FKisenhowerdoktrin abzu- und des (sazastreifens bereiıt. Iiese Vorbchalte sind als „ET'
Ichnen. S16 pflichten der Jhese VvVOo Bestehen e1INESs Vakuums wartungen” ftormuliert.
im Nahen Osten nıcht bei Der arabısche Nationalismus sSe€1 [m Prinzip wird vefordert, Anß srael das Recht zur Durch-
Aazu bestimmt, dıesen leeren Kaum auszulüllen,. dn Aileses fahrt im olf Vo  — Akaba habe nel Aalß sowochl die mıl  ON  ıtar  1-
(,ebiet keinem Einflußbereich angehören annn Die Länder cche Besetzung als uch dıe zıvıle Verwaltung 1mM (ijazastreı-
haben den saudı-arabischen König beauftragt, als ıhr SpPrC- fen ON der UN durchgelührt weıde.
cher und Wortführer aufzutreten. Der Dclegierte der USA, (lahot Lodge, begrüfßt dI1C Be-
Saudı-Arabien. Ägypten und Syrien verpflichten sıch, Jahr- kanntmachung sraels und erklärt. dAaß sıch beı den 1sTrae-
lıch 12.35 Miilt Pfund Jordanien zahlen  P damıit Jorda- ıschen „Vorbehalten” nıcht Bedingungen, sondern
ı1en den Vertrag aıt Großbritannien lösen annn (diescr Be- „Hoffnungen” der „Erwartungen“ handele, die 1m Lichte
rag cntspricht den Subventionen, d1e Jordanıcn bıs dahın der früheren Aktionen der nıcht unbegründet scheinen.
von Großbrıtannien erhalten hatte) Präasıdent Fisenhower teilt Minısterpraäsident Ben Gu-

n Staatssekretär Dulles erklärt auf eıner Pressekonferenz, 1038 ın einem Schreihen mıt  P dafß den israclischen Ent-
talls Adre dıe Anwendung 403  — Sanktionen Israel sch hufß begrüße: „ I wc115, An AdAicser Fntschluls nıcht leicht
verlangen sollten, würden ıe USA diese Angelcgenheit tassen War glaube ıcdoch, dalß Israc] keinen Grund
cernsthalt, wWenn uch UuNSern erwagen. haben wird, bedauern, daß sıch auf diese Weıiıse nach

Die Vollversammlung der JN nımmt mıf n  O4 der ausdrücklichen Mecinung der Weltgemeinschaft r1Ch-
Stimmen (Israel, Frankreich) eINE Resolution ıIn der Israel] efe Die Von srael geaäußerten Hoffnungen und Frwar-
aufgefordert wird, seinNe Streitkräfte unverzuglıch hınter die ungen secicn vernünitig, und dıe USAÄ wurden Aanach SLtrE-
W affenstillstandslinie Vo  — 949 zurückzuzichen. Israel Iehnt ben, dali diese sıch nıcht als vergeblich erweısen.
d1ıe Aufforderung der ab Ministerpräsident Ben (surion ordnet den Rückzug der

G König S aud trıfft eiInem Staatsbesuch iın Washington sraelischen Jruppen Aa hne eiınen Beschluß des Kabinetts
eın Gegenstand der Krörterungen sınd die Eisenhower-Dok- bzw. des Parlaments abzuwarten.
trın, qAı€ König Saud ım wesentl:chen billıgte, und der Aam€ - Staatssckretär Dufles sagt auf einer Pressckonferenz,
rikanısche Luftwaffenstützpunkt Dahran, der br weitere AAal dAıc [/SA keinerlei gcheime Zusagen A Israel gemacht
Jahre VOo  — den [’SA In Saud ı- Arabien unterhalten werden hatten. Er habe den Kındruck, Anl Agypten d1C Wicdereröff-
darf: außerdem wurcde dıie amerıikanısche Rüstungshilfc für n Acs Kanals absıchtlıch Verzögere.
Saudi:-Arabien besprochen. D Das israelische V’arlament hbıllıet den Rückzugsentschlufßs
I17T D Die S5owjetunion übermittelt gleichlautende Noten ı11 Ben (Jur10ns.
dıe Reglerungen Amerikas. Englands und Frankreichs, die Der Suczkanal] wırd für Schilfe 15 Zzu 500 gcöffnet.
den Entwurf Cıner gemcınsamen Deklaration als (segenvor- Agypten stel!it MC Bedimgung, Al Adtıe Gehühren qAdAre
schlag ZU FEisenhower-Doktrin cnthalt. Die Kegierungen der agyptische Kanalegeoscellschaft .13 zaıhlen sind.
Sowjetunion, Amerikas, Englands und Frankreichs sollen sıch Präsident Eisenhower erkTärt A  auf eindar Pressckonlerenz, T5
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8. 1. Staatssekretär Dulles erklärt in einer Pressekonferenz, 
daß die von Präsident Eisenhower erstrebte Garantie nur für 
eine offene Aggression gelle. Die USA würden nicht in ir-
gendein Land eindringen, um dessen Regierung zu stürzen, 
wie immer diese Regierung auch zustandegekommen sei. Da-
gegen - so erklärt Dulles später vor dem Kongreß - würde 
sich die Garantie auch auf die Verwendung russischer Frei-
williger erstrecken, wenn es sich um eine offene Aggression 
handle. 
13. I. Die Tass-Agentur veröffentlicht eine Erklärung zur 
Eisenhower-Doktrin, in der ausgeführt wird, daß das Auf-
treten des Präsidenten Eisenhower den Prinzipien der UN 
widerspreche und eine ernste Bedrohung des Friedens im 
Mittleren Osten in sich berge. Die USA hätten sich bekannt-
lich geweigert, ihre Bemühungen mit der Sowjetunion in der 
UN zu vereinen und entschlossene Maßnahmen gegen die 
Aggression zu ergreifen. Die Hauptsorge der USA sei nicht 
die Verteidigung des Friedens und der nationalen Unabhän-
gigkeit der arabischen Länder, sondern das Bestreben, sich 
die Schwächung Englands und Frankreichs im Nahen Osten 
zunutze zu machen, um deren Positionen übernehmen zu kön-
nen. 
15. 1. Die israelischen Streitkräfte räumen El-Arisch. 
16. 1. Der Generalsekretär der UNO berichtet der Vollver-
sammlung, daß Israel seine Streitkräfte bis zum 22. 1. aus 
der Sinai-Wüste mit Ausnahme des Küstenstreifens am Golf 
von Akaba zurückziehen werde. Hammarskjöld betont. daß 
Israel gemäß der Resolution vom November 1956 seine 
Streitkräfte vollständig hinter die Waffenstillstandslinie von 
1949 zurückziehen müsse. 
17. 1. Die israelische Außenministerin erklärt vor der Voll-
versammlung der UN, daß Israel bereit sei, seine Truppen 
vom Golf von Akaba und aus dem Gazastreifen zurückzu-
ziehen, wenn die UN die Gewähr dafür übernehme, daß der 
Golf von Akaba für die israelische Schiffahrt geöffnet bleibe 
und der Gazastreifen nicht wieder zur Ausgangsstellung für 
ägyptische Angriffe werde. 
20. I. Die Regierungschefs von Ägypten, Syrien, Saudi-Ara-
bien und Jordanien treffen in Kairo zu einer Konfe:enz zu-
sammen. In einem Konferenzkommunique wird erklärt, daß 
die 4 Länder entschlossen sind, die Eisenhowerdoktrin abzu-
lehnen. Sie pflichten der These vom Bestehen eines Vakuums 
im Nahen Osten nicht hei. Der arabische Nationalismus sei 
dazu bestimmt, diesen leeren Raum auszufüllen, da dieses 
Gebiet keinem Einflußbereich angehören kann. Die 4 Länder 
haben den saudi-arabischen König beauftragt, als ihr Spre-
cher und Wortführer aufzutreten. 
Saudi-Arabien, Ägypten und Syrien verpflichten sich, jähr-
lich 12.5 Mill. Pfund an Jordanien zu zahlen, damit Jorda-
nien den Vertrag mit Großbritannien lösen kann (dieser Be-
trag entspricht den Subventionen, die Jordanien bis dahin 
von Großbritannien erhalten hatte). 
I. 2. Staatssekretär Dulles erklärt auf einer Pressekonferenz, 
falls die UN die Anwendung von Sanktionen geger Israel 
verlangen sollten, würden die USA diese Angelegenheit 
ernsthaft, wenn auch ungern erwägen. 
3. 2. Die Vollversammlung der UN nimmt mit 72 gegen 2 
Stimmen (Israel, Frankreich) eine Resolution an, in der Israel 
aufgefordert wird, seine Streitkräfte unverzüglich hinter die 
Waffenstillstandslinie von 1949 zurückzuziehen. Israel lehnt 
die Aufforderung der UN ab. 
8. 2. König Saud trifft zu einem Staatsbesuch in Washington 
ein. Gegenstand der Erörterungen sind die Eisenhower-Dok-
trin, die König Saud im wesentlichen billigte, und der ame-
rikanische Luftwaffenstützpunkt Dahran, der für weitere 5 
Jahre von den USA in Saudi-Arabien unterhalten werden 
darf; außerdem wurde die amerikanische Rüstungshilfe für 
Saudi-Arabien besprochen. 
17. 2. Die Sowjetunion übermittelt gleichlautende Noten an 
die Regierungen Amerikas, Englands und Frankreichs, die 
den Entwurf einer gemeinsamen Deklaration als Gegenvor-
schlag zur Eisenhower-Doktrin enthält. Die Regierungen der 
Sowjetunion, Amerikas, Englands und Frankreichs sollen sich  

verpflichten, umsti ittene Fragen im Nahen Osten aussddieß-
lieh mit friedlichen Mitteln und auf dein Verhandlungsweg 
zu lösen. Fremde Stützpunkte sollen liquidiert weiden, es 
soll darauf verzichtet werden, die Länder des Nahen Ostens 
mit Waffen zu beliefern. 
1-1. 2. übereinkommen zwischen England und Jordanien, den 
haitisch-jordanischen Vertrag von 194 zum 1.:3. 1937 zu be-
enden. Die britischen Truppen werden Jordanien innerhalb 
von 6 Monaten verlassen. 
21. 2. Präsident Eisenhower nimmt in einer Rundfunkrede 
zu den Problemen des Nahen Ostens, im besonderen zu der 
Weigerung Israels, seine Streitkräfte aus dem Gazastreifen 
und vom Golf von Akaba zurückzuziehen, Stellung. Präsi-
dent Eisenhower stellt fest, daß Israel nicht das Recht habe, 
die Resolutionen der UN zu mißachten, weil auch die So-
wjetunion diese Resolutionen mißachtet. Man könne eine 
Nation wie Israel, .,die wie die Vereinigten Staaten von re-
ligiösem Glauben und dem Gefühl für moralische Werte 
durchdrungen ist", niemals der Sowjetunion gleichsetzen. 
Weiter sagte der Präsident: „Wir hoffen immer noch, daß 
die Regierung Israels einsehen wird, daß seine besten und 
unmittelbaren Interessen sich in Übereinstimmung mit den 
Vereinten Nationen befinden ... Ägypten hat sich duich die 
Anerkennung der 6 vom Sicherheitsrat angenommenen Prin-
zipien bezüglich des Suezkanals selbst zum freien und offenen 
Verkehr durch den Kanal bekannt . . . Wir wollen nicht an-
nehmen, daß Ägypten, falls Israel sich zurückzieht, Israels 
Schiffahrt an der Benutzung des Suezkanals und des Golfs 
von Akaba hindern wird. Wenn es unglücklicherweise den-
noch das Waffenstillstandsabkommen oder andere internatio-
nale Verpflichtungen vergewaltigen wollte, so wird sich die 
Gesellschaft der Völker energisch damit befassen." 
22. 2. Ministerpräsident Ben Gurion erklärt vor dem Parla-
ment, daß Israel nicht bereit sei, zu den Zuständen zurückzu-
kehren, wie sie zur Zeit des Waffenstillstandes von 1949 ge-
herrscht hätten. Israel betrachtet sich nicht als im Kriegszu-
stand mit Ägypten und sei bereit, einen Nichtangriffspakt 
mit Ägypten abzuschließen. 
1. 3. Nach wiederholter Intervention der USA erklärt sich 
Israel unter Vorbehalten zur Räumung des Golfs von Akaba 
und des Gazastreifens bereit. Diese Vorbehalte sind als „Er-
wartungen" formuliert. 
Im Prinzip wird gefordert, daß Israel das Recht zur Durch-
fahrt im Golf von Akaba habe und daß sowohl die militäri-
sche Besetzung als auch die zivile Verwaltung im Gazastrei-
fen von der UN durchgeführt werde. 
Der Delegierte der USA, Cabot Lodge, begrüßt die Be-
kanntmachung Israels und erklärt, daß es sich bei den israe-
lischen „Vorbehalten" nicht um Bedingungen, sondern um 
„Hoffnungen" oder „Erwartungen" handele, die im Lichte 
der früheren Aktionen der UN nicht unbegründet scheinen. 
2. 3. Präsident Eisenhower teilt Ministerpräsident Ben Gu-
rion in einem Schreiben mit, daß er den israelischen Ent-
schluß begrüße: „Ich weiß, daß dieser Entschluß nicht leicht 
zu fassen war. Ich glaube jedoch, daß Israel keinen Grund 
haben wird, zu bedauern, daß es sich auf diese Weise nach 
der ausdrücklichen Meinung der Weltgemeinschaft rich-
tete ..." Die von Israel geäußerten Hoffnungen und Erwar-
tungen seien vernünftig, und die USA würden danach stre-
ben, daß diese sich nicht als vergeblich erweisen. 
4. 3. Ministerpräsident Ben Gurion ordnet den Rückzug der 
israelischen Truppen an, ohne einen Beschluß des Kabinetts 
bzw. des Parlaments abzuwarten. 
5. 3. Staatssekretär Dulles sagt auf einer Pressekonferenz, 
daß die USA keinerlei geheime Zusagen an Israel gemacht 
hätten. Er habe den Eindruck, daß Ägypten die Wiedereröff-
nung des Kanals absichtlich verzögere. 
6. 3. Das israelische Parlament billigt den Rückzugsentschluß 
Ben Gurions. 
7. 3. Der Suezkanal wird für Schiffe bis zu 500 t geöffnet. 
Ägypten stellt die Bedingung, daß die Gebühren an die 
ägyptische Kanalgesellschaft zu zahlen sind. 
Präsident Eisenhower erklärt auf einer Pressekonferenz, daß 
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dıe USA den olf Von Akaba s eıne iınternatiuvunale Was- England und Frankreich schon 1 August S auf einer (Ge-
serstraße betrachten nı demgemäßfßs benutzen berei{ se1en, heimkonferenz In London geplant worden. Die Suez-Aktion
D1S eine anderslautende Entscheidung (des internationalen sel der englischen Verzögerungspolitik gescheitert. Fs
Gerichtshofes vorliege. 15t offensichtlich dıe Absıcht des Buches, dıe Schuld für das
Die etzten israelischen Iruppen verlassen den (zuzastreıifen. Mißlingen der Suez- Aktion den Engländern yeben,
[)as (r‚ebiet wırd VoO  — der UNFF hesetzt. Das französische Außenministerium dementiert dı€e Angaben
IT 3 DiIie Westmächte beantworten ın gleichlautenden No- der Gebrüder Bromberger un bezeichnet S1e als Phantasıe.
ten die sow Jjetische Nahost-Note VOoO und stellen fest, Ben (Gsurion erklärt In einem Interview, dafs 6r dıe Lage
1aß Adıe sow Jjetischen Vorschläge, d1e 31t unverantwortlichen im Nahen ()sten als sehr eErnNsi beirachte, falls dıe Israel 5C-
Angriffen verbunden N, nıcht geeıgnet selen. den Wohl- vebenen Zusagen bezüglıch der freıen urchtahrt durch den
stand un dıe Unabhängigkeit der Nahoststaaten Oördern. O1{ VOo  — Akaba nicht besser eingehalten ürden s dıe, Ate
AÄgypten Destellt einen (z0uverneur für den Gazastreifen, Israel hıinsıchtlıch der Verwaltung des (GGazastreıiltens eıhalten
GeneralmaJor Husseın Abd el-Latif, bevor dıe UNEF eıne habe
eiıgene /uvilverwaltung einrichten kann. Im Gazastreilen fin- Die „New ork [{ ımes“ veröffentlicht hne Quellernangabe
den Demaonstrationen 1021 hbei denen dıe Rückkehr Ägyp- den angeblichen lext des Memorandums, das Präsıiıdent Nas-
1E11S nach (jaza gefiordert wıird SCT der Regierung der UJSA un sechs anderer „‚Ander he-
19 e agyptische Regierung erlaßt Verwaltungsverord- züglıch des Suezkanals zukommen 1e0 Darın heißt C daß

für en (sazastreifen. Agypten hbereıt sel1, diıe Konvention VO'  — 555 respektie-
Das amerikaniısche Staatsdepartement appellıert alle Par- re  — und mıt anderen Staaten bezüglıch der Erhöhung der
teıen, „1m Mıttleren (Osten miıt der und ihren Urganen Nützlichkeit des Kanals zusammenzuarbeiten. HDer Kanal wiırd
zusammenzZzuarbeıten” Ägypten wırd nıcht namentlich DC- durch die 1956 gegruündete agyptische Suezhehöärde genutzt
nannt. und betrieben werden. Meinungsverschiedenheiten zwischen

Mınısterprasıident Ben Grurion erklärt VOor dem Parla- den Partej:en der Konvention Vo Konstantinopel sollen dem
men(, dafß Israel 17 bezug auf den (Gazastreilen sıch seine internationalen Gerichtshof der einem esonderen Organ
Handlungsfreiheit vorbehalte. PDi;e Rückkehr Ägyptens nach der überwiesen werden.
(z3aza werde eıne Aktıon z Folge haben, die jedoch nıicht Der erstie Geleitzug VOo  - Schiffen (  0—75 t) passıert

den Suezkanal.im VOTAauUS bekanntgegeben werde.
Präsıiıdent Fisenhower erklärt auf einer Pressekonferenz, 65 Nasser erklärt einer Gruppe amerikanischer Journalısten,
se1 Sache „General Hammarsk)ölds”, mıt den Schwierigke1- daß AÄgypten dıe urchfahrt israelischer Schiffe 1m Suezkanal
ten 1n (zaza fertig werden. hber neu€e sow Jetische W aflfen- „gestatten“ werde, Wennn dıe arabischen Flüchtlinge rach Is-
lıeferungen Agypten WISSe nıchts enaues. rael zurückkehren können.
7 Der agyptische (z0uverneur begıbt sıch nach (saza ) 4 Z wischen Saudiarabijen un den USA wırd eın Ab-
If aut Kadıo Kalro hat diıe saudı-arabıische Regijerung kommen geschlossen, das den Amerıkanern dıe Benützung
erklärt, Adaß S1€e IN ihrer Kıgenschaft als Wächterin der heili- der Flugbasıs Dharan für weitere füntf Jahre gyestattet und
5CH Stäatten des Islams nicht gewillt se1, Israel 1m olf VO  u Saudı:arabien mil:tärısche und wıirtschaftliche Hilfeleistungen

zusichert. Es sollen 192() saudiarabische Piloten amerika-Akaba Rechte zuzugestehen. Der olf VO.  — Akaba 6€] eın 5C-
schlossener arahıscher olf nıschen Düsenflugzeugen ausgebildet werden. Die USA 6O1-

DIe agyptische RKegierung äßt allen diplomatıschen len eım Ausbau der Haäfen hehiltflich Se1in un Kustenfahr-
Mıssıonen In Kalro gleichlautende Noten ZUF Frage des NeZ- 5C, Panzer un Artillerıe letern.
kanals zugehen: Agypten WITr. dıe Konvent:on VO  - SS& Der Sonderbeauftragte des I_’räs_id\mt_en der USAÄ für den
spektieren. Die Gehbhühren für die Kanalbenutzung mussen Nahen Osten, James Rıchards, besucht den irakıschen M ı-
im VOTraus dıe agyptische Kanalgesellschaft hezahlt WEeT- nısterprasıdenten Nuri Said und verspricht vermehrte
den. Diıe agyptische Kegierung wird ıne weiıitere Erklärung amerıkanische Milıtärchilfe f3r den Irak
her diese rundsaätze herausgeben. Eın amerikanischer Tanker passıert dıe Meerenge VOo  —

Tiran und läauft den israelischen RKotmeer-Haten Eılatf Die UNEF übernımmt die Überwachung der Er km
langen (Gsrenze zwıschen dem (Gazastreifen und Israel. Her aba) Fas wırd durch eiıne 1m Frühjgahr 1957 tertig-
Generalsekretär der triıfft in Kaıiro eIn, mit der gestelite Ölleitung nach Beer-Scheha un Vo dort mıt der
agyptischen Regierung her dıe Zukunft des Suezkanals ahn nach Haıla transportiert (Israel InuUu des arah;-
verhandeln. schen Boykotits SeıInN aus uüudamerika beziehen).
Die Olleitungen zwischen dem Irak und dem Miıttelmeer Die JIN-Streitmacht beginnt iıhre Basen 1m Suez-Kanal

raumen.werden wıeder ın Betrieb SCHOMINEN.
Der Suezkanal wird für Schiffe hıs 5000 5C- Die Kaumung des Suez-Kanals 1st abgeschlossen.

öffnet Kosten: 1 (} Millionen
Staatssekretär Dulles sagt auf eiıner Pressekonferenz, Q 4 Die agyptische Suezkanal-Behörde yıbt bekannt, dafß

daß dıe Bermuda-Konferenz 1n bezug auf den Nahen ()sten der anal für Schiffe aller Groößen un Flaggen mıt Aus-
keinem Ubereinkommen zwıschen England un Amerika nahme israelıscher Schiffe veöffnet ıst  5 sofern dıe Gehühren

geführt habe Er glaube nıcht, dafß ÄAgypten das echt einer be1 der agyptischen Kanalbehörde entrıichtet werden.
kriegführenden Macht gegenüber Israel für sıch in Anspruch Der Kommandant der UNEF Genera|l Burns, vereinbart mıt
nehmen konne. dem israelıschen (Generalstah dıe Errichtung eines Draht-
I8 Dıiıe Agentur ]Tass veröffentlicht eine Erklärung des verhaues entlang der israelıschen (Grenze un dem (saza-
sow Jjetischen Außenministeriums ZUF Eisenhower-Doktrin un Streifen.
Zur Bermuda-Konferenz. Zur Beteiligung der EJSA der Her jordanische Ministerpräsident Nabu/s; Frıtt zurück,

nachdem König usseıin sıch für dıe Eisenhower-Doktrin undmilıtarıschen KkOommiıssıon des Bagdad-Paktes, dıe auf der
Bermuda-Konferenz vereiınbart wurde, wırd gesagt, daß CHSCLIE Beziehungen AÄgypten, Syrien un: der O-
Amerika nunmehr Zu Teilnehmer dieses kalonialistischen wJjetun:on ausspricht.
un aggressıven Blocks wıird. der ZUT Versklavung des Mıtt- Könıg usseın gibt dıe Niederschlagung einer Mıliıtär-
leren Ostens geschaffen wurde. Somit gehe dıe Vo  an| der 7411N6- revolte un dıe Flucht des jordanischen Generalstabschefs
riıkanischen Propaganda verbreitete Legende Vo Antıkolo- Vawar ach Syrien bekannt. Die Verschwörung 1n der 1o0r-
nıalısmus der {JS A A Ende Amerika versuche 11UT, dıe danıschen Armee soil dıe Absetzung Husseins un dıe Kın-
kolonialen Positionen Knglands un Frankreichs eINZU- setzung seines Vetters aıd zZU Zaele gehabt haben In der
nehmen. Naähe Vo'  — Amman ıst kleineren Kämpften gekommen.
In Frankreich erscheint das Buch der (‚ebrüder Bromberger Eine Anzahl Vo  a} Offizieren wurde verhalfttet. Zum
her den Suez-Konflikt. Die Landung In Ägypten Nal YVYOoO  — Stabhschef wıird Al; Hayarı ernannt.

1K

die USA den Golf von Akaba als eine internationale Was-
serstraße betrachten und demgemäß zu benutzen bereit seien, 
bis eine anderslautende Entscheidung des internationalen 
Gerichtshofes vorliege. 
Die letzten israelischen Truppen verlassen den Gazastreifen. 
Das Gebiet wird von der UNEF besetzt. 
11. 3. Die Westmächte beantworten in gleichlautenden No-
ten die sowjetische Nahost-Note vom 11. 2. und stellen fest, 
daß die sowjetischen Vorschläge, die mit unverantwortlichen 
Angriffen verbunden waren, nicht geeignet seien, den Wohl-
stand und die Unabhängigkeit der Nahoststaaten zu fördern. 
Ägypten bestellt einen Gouverneur für den Gazastreifen, 
Generalmajor Hussein Abd el-Latif, bevor die UNEF eine 
eigene Zivilverwaltung einrichten kann. Im Gazastreifen fin-
den Demonstrationen statt, bei denen die Rückkehr Ägyp-
tens nach Gaza gefordert wird. 
12. 3. Die ägyptische Regierung erläßt Verwaltungsverord-
nungen für den Gazastreifen. 
Das amerikanische Staatsdepartement appelliert an alle Par-
teien, „im Mittleren Osten mit der UN und ihren Organen 
zusammenzuarbeiten". Ägypten wird nicht namentlich ge-
nannt. 
13. 3. Ministerpräsident Ben Gurion erklärt vor dem Parla-
ment, daß Israel in bezug auf den Gazastreifen sich seine 
Handlungsfreiheit vorbehalte. Die Rückkehr Ägyptens nach 
Gaza werde eine Aktion zur Folge haben, die jedoch nicht 
im voraus bekanntgegeben werde. 
Präsident Eisenhower erklärt auf einer Pressekonfetenz, es 
sei Sache „General Hammarskjölds", mit den Schwierigkei-
ten in Gaza fertig zu werden. Über neue sowjetische Waffen-
lieferungen an Ägypten wisse er nichts Genaues. 
14. 3. Der ägyptische Gouverneur begibt sich nach Gaza. 
15. 3. Laut Radio Kairo hat die saudi-arabische Regierung 
erklärt, daß sie in ihrer Eigenschaft als Wächterin der heili-
gen Stätten des Islams nicht gewillt sei, Israel im Golf von 
Akaba Rechte zuzugestehen. Der Golf von Akaba sei ein ge-
schlossener arabischer Golf. 
19. 3. Die ägyptische Regierung läßt allen diplomatischen 
Missionen in Kairo gleichlautende Noten zur Frage des Suez-
kanals zugehen: Ägypten wird die Konvention von 1888 re-
spektieren. Die Gebühren für die Kanalbenutzung müssen 
im voraus an die ägyptische Kanalgesellschaft bezahlt wer-
den. Die ägyptische Regierung wird eine weitere Erklärung 
über diese Grundsätze herausgeben. 
21. 3. Die UNEF übernimmt die Überwachung der 35 km 
langen Grenze zwischen dem Gazastreifen und Israel. Der 
Generalsekretär der UN trifft in Kairo ein, um mit der 
ägyptischen Regierung über die Zukunft des Suezkanals zu 
verhandeln. 
Die Ölleitungen zwischen dem Irak und dem Mittelmeer 
werden wieder in Betrieb genommen. 
25. 3. Der Suezkanal wird für Schiffe bis zu 5000 t ge-
öffnet. 
26. 3. Staatssekretär Dulles sagt auf einer Pressekonferenz, 
daß die Bermuda-Konferenz in bezug auf den Nahen Osten 
zu keinem Übereinkommen zwischen England und Amerika 
geführt habe. Er glaube nicht, daß Ägypten das Recht einer 
kriegführenden Macht gegenüber Israel für sich in Anspruch 
nehmen könne. 
28. 3.: Die Agentur Tass veröffentlicht eine Erklärung des 
sowjetischen Außenministeriums zur Eisenhower-Doktrin und 
zur Bermuda-Konferenz. Zur Beteiligung der USA an der 
militärischen Kommission des Bagdad-Paktes, die auf der 
Bermuda-Konferenz vereinbart wurde, wird gesagt, daß 
Amerika nunmehr zum Teilnehmer dieses kolonialistischen 
und aggressiven Blocks wird, der zur Versklavung des Mitt-
leren Ostens geschaffen wurde. Somit gehe die von der ame-
rikanischen Propaganda verbreitete Legende vom Antikolo-
nialismus der USA zu Ende. Amerika versuche nur, die 
kolonialen Positionen Englands und Frankreichs einzu-
nehmen. 
In Frankreich erscheint das Buch der Gebrüder Bromberger 
über den Suez-Konflikt. Die Landung in Ägypten sei von 

England und Frankreich schon im August 1956 auf einer Ge-
heimkonferenz in London geplant worden. Die Suez-Aktion 
sei an der englischen Verzögerungspolitik gescheitert. - Es 
ist offensichtlich die Absicht des Buches, die Schuld für das 
Mißlingen der Suez-Aktion den Engländern zu geben. 
Das französische Außenministerium dementiert die Angaben 
der Gebrüder Bromberger und bezeichnet sie als Phantasie. 
29. 3. Ben Gurion erklärt in einem Interview, daß er die Lage 
im Nahen Osten als sehr ernst betrachte, falls die Israel ge-
gebenen Zusagen bezüglich der freien Durchfahrt durch den 
Golf von Akaba nicht besser eingehalten würden als die, die 
Israel hinsichtlich der Verwaltung des Gazastreifens ei halten 
habe. 
Die „New York Times" veröffentlicht ohne Quellenangabe 
den angeblichen Text des Memorandums, das Präsident Nas-
ser der Regierung der USA und sechs anderer Länder be-
züglich des Suezkanals zukommen ließ. Darin heißt es, daß 
Ägypten bereit sei, die Konvention von 1888 zu respektie-
ren und mit anderen Staaten bezüglich der Erhöhung der 
Nützlichkeit des Kanals zusammenzuarbeiten. Der Kanal wird 
durch die 1956 gegründete ägyptische Suezbehörde genutzt 
und betrieben werden. Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den Parteien der Konvention von Konstantinopel sollen dem 
internationalen Gerichtshof oder einem besonderen Organ 
der UN überwiesen werden. 
Der erste Geleitzug von 9 Schiffen (1400-7500 t) passiert 
den Suezkanal. 
Nasser erklärt einer Gruppe amerikanischer Journalisten, 
daß Ägypten die Durchfahrt israelischer Schiffe im Suezkanal 
„gestatten" werde, wenn die arabischen Flüchtlinge rach Is-
rael zurückkehren können. 
2. 4.: Zwischen Saudiarabien und den USA wird ein Ab-
kommen geschlossen, das den Amerikanern die Benützung 
der Flugbasis Dharan für weitere fünf Jahre gestattet und 
Saudiarabien militärische und wirtschaftliche Hilfeleistungen 
zusichert. Es sollen 120 saudiarabische Piloten an amerika-
nischen Düsenflugzeugen ausgebildet werden. Die USA sol-
len beim Ausbau der Häfen behilflich sein und Küstenfahr-
zeuge, Panzer und Artillerie liefern. 
Der Sonderbeauftragte des Präsidenten der USA für den 
Nahen Osten, James Richards, beucht den irakischen Mi-
nisterpräsidenten Nuri es Said und verspricht vermehrte 
amerikanische Militärhilfe für den Irak. 
5. 4.: Ein amerikanischer Tanker passiert die Meerenge von 
Tiran und läuft den israelischen Rotmeer-Hafen Eilat 
(Akaba) an. Das Ul wird durch eine im Frühjahr 1957 fertig-
gestellte Ölleitung nach Beer-Scheba und von dort mit der 
Bahn nach Haifa transportiert (Israel muß wegen des arabi-
schen Boykotts sein Ul aus Südamerika beziehen). 
2 4.: Die UN-Streitmacht beginnt ihre Basen im Suez-Kanal 
zu räumen. 
8. 4.: Die Räumung des Suez-Kanals ist abgeschlossen. 
Kosten: 10 Millionen $. 
9. 4.: Die ägyptische Suezkanal-Behörde gibt bekannt, daß 
der Kanal für Schiffe aller Größen und Flaggen mit Aus-
nahme israelischer Schiffe geöffnet ist, sofern die Gebühren 
bei der ägyptischen Kanalbehörde entrichtet werden. 
Der Kommandant der UNEF, General Burns, vereinbart mit 
dem israelischen Generalstab die Errichtung eines Draht-
verhaues entlang der israelischen Grenze und dem Gaza-
Streifen. 
10. 4.: Der jordanische Ministerpräsident Nabulsi tritt zurück, 
nachdem König Hussein sich für die Eisenhower-Doktrin und 
gegen engere Beziehungen zu Ägypten, Syrien und der So-
wjetunion ausspricht. 
14. 4.: König Hussein gibt die Niederschlagung einer Militär-
revolte und die Flucht des jordanischen Generalstabschefs 
Nawar nach Syrien bekannt. Die Verschwörung in der jor-
danischen Armee soll die Absetzung Husseins und die Ein-
setzung seines Vetters Zaid zum Ziele gehabt haben. In der 
Nähe von Amman ist es zu kleineren Kämpfen gekommen. 
Eine Anzahl von Offizieren wurde verhaftet. Zum neuen 
Stabschef wird Ali Hayari ernannt. 



16 In Jordanıen wırda eine CUu«C Regierung unfer usseın d1e Verhaltung Vo 00 Offizieren, dA1e yemäaß den Weisun-
Vakhrı e ] kKhalıdı gebildet, in der Nabulsı Außenminıister der Imperialısten erfolgt SsEeI  n 5 qAre natıonale Bewe-
wırd Kegierungsprogramm : „Positive Neutralıität, Wiıder- In der Armee und 1m olk lıquidieren, cdı1€e Eisen-
stand SCECH den Imperialısmus uncd| Ircmde Bündnisse.“ Die hower-Doktrin durchzulühren un dAie Natıon den Imperia-
Kabinettsbildung W dl MNur un{ier Finschlufß Nabulsıs Z lısten ınd Zuonisten aAuszuliefern“
reICNCN, dessen Parteı uber 1 +4 ON 4() Parlamentssitzen CI- 02 Die Führer der Linksparteien überreichen Mıiınıster-
fügt. präsident Khalıdiı eine Petition mıt lolgenden Forderungen:
1/ Der syrische Staatspräsident Schukri c1 Kuwatly halt Sauberung“ BEWISSET Palastbeamter.,eINe Kede in der ausführt, Adaß 5yrien CHSC Beziehungen

5Sow jJetunion aufgenommen habe, nachdem sıch erwıiesen Kıinsetzung einer Kommıiıssıon ZU1 Untersuchung „zıyıler
Verschwörer“,habe, dafß die 5ow Jetunion keine politischen der milıtäarı- Föderative Unıon mit Agypten un: dyrien,schen Bedingungen stelle und besonders waäahrend der SUCZ-

aktion d16e nalionalen Bestrebungen der Araber unterstutzt Auflösung der mılıtärischen Untersuchungskommission,
hatte. Außenpolitik des posıtıven Neutralismus

„Sauberung“ der Beamtenschuft ”»15 Bıs ZUIMN haben tolgende Länder der Eusenhower-
Doktrin zugestimmt: 1iıbanon, Libyen, Irak, Iran, Pakistan, Bıldung einer natıonalen Koalitionsregierung.X o 1 D © U Entfernung des gegenwartıgen amerıkanıschen Botschaf-Afghanıstan, Turkeı un Saucliarabien. Fers nd SEeINES Militärattaches.Nach der Note IN 11 1957/ (siehe oben), dıe 11 März
vVvo  - den W estmächten abgelehnt wurde, übermittelte dıe I4 DDıie Linksparteien rufen ın Jordanıen den General-
S5ow jetregierung den TE Westmäachten eine HEUEC Note ahn- sireık AauS; ın den größeren Städten kommt CN Massen-
lıchen Inhalts, in der Z einer Krkläaärung bezüglıch des (re- demonstrationen.
waltverzichts im Nahen (Q)sten aufgefordert wird In der Präsident Eisenhower gıibt ach einer teletonıschen Unter-
Note d1€ USA heißt „Die Kisenhower-Dokirın sıeht redung miıt Staatssekretär Dulles eine Krklärung ab, daß dıe
eine direkte kinmischung der Vereimigten Staaten ın Aıe USA die Aufrechterhaltung der Unabhängigkeit un Inte-
Angelegenheıten der Lander des Nahen un Mıttleren (OOstens grıtat Jordanıens In der gegenwartıgen Mıttelost-Krise als

Jebenswichtig erachten. Der Pressesekretär des Präsıdentenıs auf Aıe FEntsendung amerıkanıscher Streitkräfte in Alese
Länder VOT. Diese Politik muß unweigerlich eiIneT WE1- erklärt, dafs Könıg usseın hisher nıcht dıe Hilfe der
teren Verschärfung der Spannung In diesem Raum Heıtra- US5A erbeten habe

Die 6. amerıkanısche Flotte erhäalt den Befehl, in die (e-gen Im weıteren wırd dıe Abgabe einer gemeınsamen IIe-
klaratıon ım Sinne der Note VO L1 057 gefordert. wasser des östlıchen Mıttelmeers auszulaufen.
In der Note Frankreich wırd dıie französische Unterstüt- e Regierung der (JSA ermahnt AÄgypten, Syrien un Israel,

sıch jeder Aktion enthalten, dıie dıe Sıtuation in Jorda-ZUN8 sraels esonders betont, dıe neben anderen Maßfßnah-
INCH ausschließlich Agypten gerichtet se1 nıen verschlimmern konnte.

Der FHCUC Generalstabschef der jordanıschen AÄrmee, Der agyptische Außenminister Fawz] vermittelt eiINE KEr-
Hayarı, g1Dt Vo  — Damaskus AaUS seinen Kucktritt Hekannt: klärung der agyptıschen Kegıerung dAie Vereinten Natıo-
Er SC1 38} Palastintrigen dıe Ärmee und Adie frei- 11CMH ber den kündiftigen Betrieb des Sucz-Kanals, dıe eım
heitsliebenden Kräfte zurückgetreten. Auf einer Pıessekon- Sekretariat der UNÖOG deponıert un: registrıert WIT: In
ferenz ıin Damaskus sagt Hayarı: „Die jordanısche Ärmee dieser Erklärung WIT: A1e Eınhaltung der Konvention Vo  —

un!: Aas Jordanısche Volk leben unfer der Herrschaft des Konstantinopel un der C'harta der ausdrücklich
Imperialısmus.” Es se 1 Nıe eın Staatsstreich der Armee Die Schiffahrt 1m Kanal ist frel. Erhöhung der Gebühren

sollen nıcht mehr als 1 %970 1m Jahr betragen. Der Kanal soÄilden Könıg geplant SC WESCHL, Adas M sS€1 Cın Komplott
einiger Palastbeamter und der ausläandischen Mıliıtäarattaches. weıter ausgebaut un Vo der 1956 gegründeten
Man hatte ıh azu mißbrauchen wollen, das Offizierskorps agyptischen Kanalgesellschaft verwaltet werden. Beschwerden

ber Diskrimintierung sollen VOoO  e einem chiedskomitee Hel-nach dem Wunsch jener Kreise sauybern un: „Unter-
suchungen durchzuführen, deren Ergebnis Vo  — vornherein gelegt werden, Meinungsverschiedenheiten bezüglich der
feststand“. Er C] nach IDDamaskus geflohen, (11€ offent- Konvention Vo  —; Konstantinopel soilen gemaß den Girund-

satzen der beigelegt und falls nötıg dem internationalenlıche Meinung ber dıe Vorgänge ın Jordanıen alarmıeren.
[Das Jordanısche Kabinett ernennt den stelilvertretenden (Grerichtshof vorgelegt werd
Stabschef zZzuU amti:erenden Generalstabschef. Ministerpräsi- Die {JSA ersuchen die Einberufung des Sicherheitsrates,

d ıe duez-Frage erwagen un VO  w.; der Sıituation he-dent Khalıdı un A1ıe Mınister für inneres un: Justiz WC1I-
den beaulftragt, dAıe Arbeit der milıtärıschen Untersuchungs- treffend, der urchfahrt AdAurch den Kanal Kenntnis
kommıiıssion überwachen. Die Regierung ordert dıe Bür- nehmen.
ST auf. angesichts der kritischen Situation uhe HN (Ord- Die kKegierung Khalidi trıtt zurück. Es wırd 1N€e CU«C

1UnNns bewahren: „Alle Bürger sollten daran denken, Aa Keglerung Uunfer Miniısterpräsident Haschem gebildet, qAte
UÜUNSCTEC Politik e1iNE frei:e arabısche Politik 15 A1€ Vo  —; König das Kriegsrecht proklamiert un! alle Parteien verbietet. KO-
usseın un mit Zustimmung un! Zusammenarbeit VoO  —; nıg usseın mobilısıert dıe arabısche Legion un ält Adıie
Agypten, Saudıiarabien un Syrıen befolgt wırd. wichtigsten rte 1m Lande besetzen.
Außenminister Nabulsi halt ine Pressekonferenz ab in der König Hussemn beschuldigt Adre ruhere Keglierung Nabulsı1,

den Ausführungen des zurückgetretenen Generalstabschef ıhn 1m ()ktober 19506 eıner militärischen Intervention —

Hayarı ber CIn Komplott auslandıscher Mılıtärattaches gunsten Agyptens gehindert haben
cstimmt. Di1ie Kegierung SC1 nach seiner Auffassung verpflichtet, DIer IICUE Jordanısche Verteidigungsminister Takun
den Beschlulfß seinerTr früheren Regıerung ber dA:e Aufnahme wırcd ZU Miılıtargouverneur Vo  — Sanz Jordanien cingesetzt.
diplomatischer Beziehungen ZUT 5Sowjetunion verwirk- twa S1018 Personen, Angehörige Iınksradikaler Parteten,
lLichen. Er wolle den Kommunismus AaUS cıgenen Kraften be- werden verhalitet.
kampfen, ber nıcht mıt Hılte Eisenhowers. Er SC1 bereit, Der icherheitsrat befaßt sich miıt der duez-Frage, hne Be-
VvVo  — jedem and Hiılfe anzunehmen, sofern die Souveränıiı- schluß Lassen. Der amerıkanısche Delegierte führt AauS,
tat Jordaniens nıcht beemträchtigt wird. dafß die agyptısche Erklärung nıcht den sechs rundsaäatzen

e Führer der Jjordanıschen Linksparteien veröffent- Vo 13 10. 1956 (s. O.) entspreche, qdre auch VoO  —; AÄgypten
lıchen nach eiIner Zusammenkunft in Nablus eın Kommunique, ANDSCHOZUIJN: wurden. DDe USA wollen jedoch den Wert
ıIn dem der Küucktritt der Kegierung Khalidi dıe Bıldung der agyptischen Erklärung erproben un behielten
eıner Koalitionsregierung un qAıe Wiedereinsetzung der ent- sıch das ccht Vor iıhre Auffassung der Angelegenheit
lassenen der verhafteten Offiziere gyefordert wird. späater bekanntzugeben. Außer Vo  b den Delegierten der 50-
KEin Bund freier Offiziere veröffentlicht einen Aufruf wJ]etunion un: des Irak wurde vVvo  en allen Delegationen AaUuUS-

16. 4.: In Jordanien wird eine neue Regierung unter Hussein 
Fakhri el Khalidi gebildet, in der Nabulsi Außenminister 
wird. Regierungsprogramm: „Positive Neutralität, Wider-
stand gegen den Imperialismus und fremde Bündnisse." Die 
Kabinettsbildung war nur unter Einschluß Nabulsis zu er-
reichen, dessen Partei über 14 von 40 Parlamentssitzen ver-
fügt. 
17. 4.: Der syrische Staatspräsident Schukri el Kuwatly hält 
eine Rede, in der er ausführt, daß Syrien enge Beziehungen 
zur Sowjetunion aufgenommen habe, nachdem sich erwiesen 
habe, daß die Sowjetunion keine politischen oder militäri-
schen Bedingungen stelle und besonders während der Suez-
aktion die nationalen Bestrebungen der Araber unterstützt 
hätte. 
19. 4.: Bis zum 19. 4. haben folgende Länder der Eisenhower-
Doktrin zugestimmt: Libanon, Libyen, Irak, Iran, Pakistan, 
Afghanistan, Türkei und Saudiarabien. 
Nach der Note vorn 11.2. 1957 (siehe oben), die am 11. März 
von den Westmächten abgelehnt wurde, übermittelte die 
Sowjetregierung den drei Westmächten eine neue Note ähn-
lichen Inhalts, in der zu einer Erklärung bezüglich des Ge-
waltverzichts im Nahen Osten aufgefordert wird. In der 
Note an die USA heißt es: „Die Eisenhower-Doktrin sieht 
eine direkte Einmischung der Vereinigten Staaten in die 
Angelegenheiten der Länder des Nahen und Mittleren Ostens 
bis auf die Entsendung amerikanischer Streitkräfte in diese 
Länder vor. Diese Politik muß unweigerlich zu einer wei-
teren Verschärfung der Spannung in diesem Raum beitra-
gen." Im weiteren wird die Abgabe einer gemeinsamen De-
klaration im Sinne der Note vom 11.2. 1957 gefordert. 
In der Note an Frankreich wird die französische Unterstüt-
zung Israels besonders betont, die neben anderen Maßnah-
men ausschließlich gegen Ägypten gerichtet sei. 
21. 4.: Der neue Generalstabschef der jordanischen Armee, 
Hayari, gibt von Damaskus aus seinen Rücktritt bekannt: 
Er sei wegen Palastintrigen gegen die Armee und die frei-
heitsliebenden Kräfte zurückgetreten. Auf einer Pi essekon-
ferenz in Damaskus sagt Hayari: „Die jordanische Armee 
und das jordanische Volk leben unter der Herrschaft des 
Imperialismus." Es sei nie ein Staatsstreich der Armee gegen 
den König geplant gewesen, das ganze sei ein Komplott 
einiger Palastbeamter und der ausländischen Militärattaches. 
Man hätte ihn dazu mißbrauchen wollen, das Offizierskorps 
nach dem Wunsch jener Kreise zu säubern und „Unter-
suchungen durchzuführen, deren Ergebnis von vornherein 
feststand". Er sei nach Damaskus geflohen, um die öffent-
liche Meinung über die Vorgänge in Jordanien zu alarmieren. 
Das jordanische Kabinett ernennt den stellvertretenden 
Stabschef zum amtierenden Generalstabschef. Ministerpräsi-
dent Khalidi und die Minister für Inneres und Justiz wer-
den beauftragt, die Arbeit der militärischen Untersuchungs-
kommission zu überwachen. Die Regierung fordert die Bür-
ger auf, angesichts der kritischen Situation Ruhe und Ord-
nung zu bewahren: „Alle Bürger sollten daran denken, daß 
unsere Politik eine freie arabische Politik ist, die von König 
Hussein und mit Zustimmung und Zusammenarbeit von 
Ägypten, Saudiarabien und Syrien befolgt wird." 
Außenminister Nabulsi hält eine Pressekonferenz ab, in der 
er den Ausführungen des zurückgetretenen Generalstabschef 
Hayari über ein Komplott ausländischer Militärattaches zu-
stimmt. Die Regierung sei nach seiner Auffassung verpflichtet, 
den Beschluß seiner früheren Regierung über die Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zur Sowjetunion zu verwirk-
lichen. Er wolle den Kommunismus aus eigenen Kräften be-
kämpfen, aber nicht mit Hilfe Eisenhowers. Er sei bereit, 
von jedem Land Hilfe anzunehmen, sofern die Souveräni-
tät Jordaniens nicht beeinträchtigt wird. 
22. 4.: Die Führer der jordanischen Linksparteien veröffent-
lichen nach einer Zusammenkunft in Nablus ein Kommunique, 
in dem der Rücktritt der Regierung Khalidi die Bildung 
einer Koalitionsregierung und die Wiedereinsetzung der ent-
lassenen oder verhafteten Offiziere gefordert wird. 
Ein Bund freier Offiziere veröffentlicht einen Aufruf gegen  

die Verhaftung von 60 Offizieren, die gemäß den Weisun-
gen der Imperialisten erfolgt sei, „um die nationale Bewe-
gung in der Armee und im Volk zu liquidieren, die Eisen-
hower-Doktrin durchzuführen und die Nation den Imperia-
listen und Zionisten auszuliefern". 
23. 4.: Die Führer der Linksparteien überreichen Minister- 
präsident Khalidi eine Petition mit folgenden Forderungen: 

I. „Säuberung" gewisser Palastbeamter, 
2. Einsetzung einer Kommission zur Untersuchung „ziviler 

Verschwörer", 
3. Föderative Union mit Ägypten und Syrien, 
4. Auflösung der militärischen Untersuchungskommission, 
5. Außenpolitik des positiven Neutralismus 
7. „Säuberung" der Beamtenschaft ..., 
9. Bildung einer nationalen Koalitionsregierung, 

10. Entfernung des gegenwärtigen amerikanischen Botschaf-
ters und seines Militärattaches. 

24. 4.: Die Linksparteien rufen in Jordanien den General-
streik aus; in den größeren Städten kommt es zu Massen-
demonstrationen. 
Präsident Eisenhower gibt nach einer telefonischen Unter-
redung mit Staatssekretär Dulles eine Erklärung ab, daß die 
USA die Aufrechterhaltung der Unabhängigkeit und Inte-
grität Jordaniens in der gegenwärtigen Mittelost-Krise als 
lebenswichtig erachten. Der Pressesekretär des Präsidenten 
erklärt, daß König Hussein bisher nicht die Hilfe der 
USA erbeten habe. 
Die 6. amerikanische Flotte erhält den Befehl, in die Ge-
wässer des östlichen Mittelmeers auszulaufen. 
Die Regierung der USA ermahnt Ägypten, Syrien und Israel, 
sich jeder Aktion zu enthalten, die die Situation in Jorda-
nien verschlimmern könnte. 
Der ägyptische Außenminister M. Fawzi vermittelt eine Er-
klärung der ägyptischen Regierung an die Vereinten Natio-
nen über den künftigen Betrieb des Suez-Kanals, die beim 
Sekretariat der UNO deponiert und registriert wird. In 
dieser Erklärung wird die Einhaltung der Konvention von 
Konstantinopel und der Charta der UN ausdrücklich zugesagt. 
Die Schiffahrt im Kanal ist frei, Erhöhung der Gebühren 
sollen nicht mehr als 1 °/o im Jahr betragen. Der Kanal soll 
weiter ausgebaut und von der am 26. 7. 1956 gegründeten 
ägyptischen Kanalgesellschaft verwaltet werden. Beschwerden 
über Diskriminierung sollen von einem Schiedskomitee bei-
gelegt werden. Meinungsverschiedenheiten bezüglich der 
Konvention von Konstantinopel sollen gemäß den Grund-
sätzen der UN beigelegt und falls nötig dem internationalen 
Gerichtshof vorgelegt werden. 
Die USA ersuchen um die Einberufung des Sicherheitsrates, 
um die Suez-Frage zu erwägen und von der Situation be-
treffend, der Durchfahrt durch den Kanal Kenntnis zu 
nehmen. 
25. 4.: Die Regierung Khalidi tritt zurück. Es wird eine neue 
Regierung unter Ministerpräsident Haschem gebildet, die 
das Kriegsrecht proklamiert und alle Parteien verbietet. Kö-
nig Hussein mobilisiert die arabische Legion und läßt die 
wichtigsten Orte im Lande besetzen. 
König Hussein beschuldigt die frühere Regierung Nabulsi, 
ihn im Oktober 1956 an einer militärischen Intervention zu-
gunsten Ägyptens gehindert zu haben. 
26. 4.: Der neue jordanische Verteidigungsminister S. Takun 
wird zum Militärgouverneur von ganz Jordanien eingesetzt. 
Etwa 600 Personen, Angehörige linksradikaler Parteien, 
werden verhaftet. 
Der Sicherheitsrat befaßt sich mit der Suez-Frage, ohne Be-
schluß zu fassen. Der amerikanische Delegierte führt aus, 
daß die ägyptische Erklärung nicht den sechs Grundsätzen 
vom 13. 10. 1956 (s. o.) entspreche, die auch von Ägypten 
angenommen wurden. Die USA wollen jedoch den Wert 
der neuen ägyptischen Erklärung erproben und behielten 
sich das Recht vor, ihre Auffassung zu der Angelegenheit 
später bekanntzugeben. Außer von den Delegierten der So-
wjetunion und des Irak wurde von allen Delegationen aus- 
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geführt, dalß dıe Cinseıtige Erklärung bezügliıch des uH€eZ- Land colle sıch in die ınneren Angelegenheiten eines ande-
kanals unbelriedigend S€1. iC ‚‚andes einmiıschen.
D7 KOönıg ussein seiz ZWE€] Milıtärgerichte ftür das West- Auf einer Pressekonferenz erkläart Ministerpräsident Nurt
nd Ustjordanland e1IN. Die Milıtaärgouverneure erhalten Sald, daß dıe destruktive 1ätıgkeıt der Kommunisten Ur-
Sondervollmachten. sache der gegenwartıgen Spannungen Im Nahen ()sten sel

„Die große Mehrheıt der Bevölkerung des Mıttleren Osten,König Hussein fliegt Ceiner Besprechung mıt Könıg Saud
nach Rıacdh (Saudiarabien), 1038! der 2038l zurückkehrt. Fsrael AUSSCHOMMLMICT} sıind antıkommuniıstisch.“ Sogar Syrien
In dem KOmMmMunıquc uber dıese Besprechung wird dıe Polıi- un! Agypten baben dıe kommunistische Partei verboten.
tık des arabıschen Nationalısmus defnljeit: Konsolıdierung 5 Die israelische Kegierung veroffentlıcht eiıne Frklä-
der Unabhängigkeit der befireıten arabischen Staaten: miılı- runf, 1n der SıE der „Eisenhower-Doktrin“ zustimmt. Punkt
tarısche Zusammenarbeit vregenüber dem gemeınsamen Geg- dieser Erklarung Iautet: Entsprechend der Aus der (C'harta
n keine Anschlüsse A irgendeinen ausländischen Pakt: der Vereinten Nationen erwachsenden Verpflichtungen VCI -
Hilte für die aArabıschen Völker, „die noch unter dem Joch urteilt Israel jeden Angriuf dıie terrıtorjale Integritat
des Imperjalismus leiden” : Ireue ZUT Arabıischen Liga. un politische Unabhängigkeıt iırgendeınes Landes. Israel hat

Besprechungen ber die Lage In Jordanıen zwischen keine Aggressionsabsıchten gegenüber ırgendeiınem Staat un
en syrischen Staatspräsidenten Kuwaltly un: Nasser: wünscht dıe Aufrechterhaltung der politischen Unabhängıig-
ten  r Saudiarabien und Syrien werden standıg In Fühlung keıt und territorialen Integrität der Lander des Mittleren
bleiben, dıie Lage In Jordanien im Lichte der arabıischen ()sten
nationalen Polıtik verfolgen.” Das Wiırtschafitskomitee der Bagdadpakt-Urganisatıon Cagt
Der jordaniısche Außenminister Rısayl sagtı auf einer Presse- VO 17 bıs 2l 1n Karachı. Die EJSA stellen Iran, Pak:ı-
konferenz, daß die jordanısche Kegierung nıcht dıe Absıcht stan und der Türkei 12,5 Miıllion ZU Ausbau VO  - Stra-
hat, den amerıkanıschen S5Sonderbeaultragten J. P. Kıchards Ken und ı1senbahnen ZU!71 Verfügung.
einzuladen. Die Beziehung Saudıarabien, Syrıen un D4 Auf Wunsch der jordanischen Regjerung begınnt der
Agypten sol]{ brüderliıch bleiben. Dıie Regıerung beabsichtige Kückzug der syrıschen Iruppen, dıe se1ıt November 0956 in
nıcht, den Kuckzug der syrıschen Iruppen, dıe auf jorda- Jordanıen statıionıjert [Die Jordanısche Regijerung he-
nıschem (sebilet statıonıert sInd, ordern. Jordanıen werde gründet iıhren Wunsch damıt, daß eiINeEe Notwendigkeıt tür

jede ihinanzıelle Hılite annehmen, sofern S1IE bedingungs-
10s ıst

dıe Stationierung syrischer Iruppen nıcht mehr gegeben seıi
Q Der Sicherheitsrat befaßt sıch mıt eıner Beschwerde

her 10 91018 amerıkanısche Seeleute der Flotte erhalten 1n Syriens Israel SCNH eInes israelıschen Bruüuckenbaues
Beırut einen demonstratıven Landurlaub. In der entmiliıtarısierten Zone 1m Hule-Gebiet IDITG Brücke
Die USAÄA hlıeten König usseın „1n Anerkennung der tap- cdiente dem Iransport Vvo Ausrüstungen ZUX Trockenlegung
feren 'T aten seiner Mazjyestät des Köniıgs ussein der Regıe- der Hule-Sümpfe.
rüuns und dem Volke Vo  = Jordanien ZUr Aufrechterhaltung

eıne
I3TS syrıische Beschwerde wırd miıt eun Stimmen die

der Integrität und Unabhängigkeit ıhres Landes .. Stimmen der sowjJetischen un: ırakıschen Delegatıon abge-
finanzielle Hılfe Vo  - Mıllionen lehnt

Jordanien nımmt das amerikanısche Hıl!sangebot
Das Außenministerium der veroffentlicht eıine Hr-

Die Regierung des Sudan spricht sıch die An-
nahme der „Eisenhower-Doktrin” aus

klärung ber die Lage in Jordanıen, ın der üunfer ande- Der letzte britische Stützpunkt in Jordanıien, Mailrak,
IC heißt Die Lage in Jordaniıen iınteressiere dıe S5ow Jet- wırd der jordanıschen Armee übergeben. Könıg usseın
un10Nn nıcht deshalib, wel 17 Jordanıen innenpolitische Ver- dankt heı diıeser Gelegenheıt der britischen Regierung fır
anderungen erfolgt se1en, sondern deshalb, weiıl die kre1ig- den prompten Rückzug, der für den gu Wiıllen un dıe
nısse das LErgebnıs eiıner groben „usländischen Einmischung Freundschaft Großbritanniens
darstellten, die eıne schwere (efahr für den Frieden Nl Die Wiırtschaftskonfterenz der Staaten der arabischen Liga,DDıe kreignisse 1n Jordanıen selen „eıne deutliche [ilustra- dıe ıIn Kairo stattfand, beschlielßt die Förderung e1Nes e1n-
tıon der aut ausposaunten Dulles-Eisenhower-Doktrin“ heıitlichen Wiırtschaftssystems der arabischen Staaten,10 Die Suezkanalbenutzervereinigung, dıe 1n London

1303 Dıiıe jordanische Regierung ordert den agyptischenagte, schlofß m ıt eıner Erkläarung des nhalts, dafßi dıe {)De-
klaratıon der agyptischen RKegjerung nıcht ıIn UÜhbereinstim- Miıliıtärattache und den agyptischen (seneralkonsul In Jeru-

salem auf. Jordanıen verlassen. Dıiıe beiden DıplomatenIMUung miıt der Kesolution des Sicherheitsrates 102391 13. Ok- csollen 1ın e1N Komplott ZU Sturze der jordanıschen Regıe-tober 1956 sSe1 Die Wiederaufnahme der Schiffahrt im Kanal
seıtens der Mıitglieder der Vereimigung stelle keine Aner- runs un ZUT Ermordung des Könıgs verwickelt seın.

Die agyptische Regierung verlangt cdıe Abberufung des Jor-kennung der agyptischen Deklaratı:on dar Eıne allgemeıne danıschen Botschafters ın Ägypten.kınıgzung unfter den Mıtgliedern wurde nıcht erzielt.
In Jerusalem tinden Besprechungen zwischen Minısterprasıi- Das gemeinsame (Oberkommando der agyptiıschen un Jor-
dent Ben (surion un dem Generalsekretar der UNOG, Dag danıschen AÄArmee, das seıt den Unruhen In Jordanıen nıcht

mehr funktionierte, wırd aufgelöst.Hammersk]öld, S deren Gegenstand dıe Lage 1m Nahen
Osten, der Kriegszustand zwıischen Agypten und Israel und Die Te1 Westmachte uübermitteln der 5SowJetregierung
die israelısche Schiffahrt ım olf VOo  . Akaba und 1im NEeZ- Antwortnoten auf dıe sowjetische Nahost- Note Vo 17 Apriıl
kanal sınd. 957 Dıie sowjetischen Vorschläge werden abgelehnt.
15 Der französische Mınisterpräsident Guy Mollet g1bt 13 Könıg Saud besucht König usseın 1n Amman. In

eınem gemeinsamen Kommunique sprechen sıch die beidenden Beschluß der franzosıschen Regierung bekannt, den S1-
cherheitsrat anzurulen, damıt Ägypten aufgefordert werde, Monarchen für die Unabhängigkeit der arabıschen Länder,
sıch den sechs Prinziıplen des Sicherheitsrates VO 13. Ok- für dıe Verteidigung der geistigen Werte des Islams, dıe

Militärallianz miıt Syrien un: Ägypten, dıe posıtıve Neu-tober 1956 ANZUPAaSSCH.
tralıtäat und für cdıe Rechte der arabıischen Länder olf15 Zum Abschlufß eınes Besuches König Sauds VOoO  - Ara-

1en heiı Kön1g Feisal 1n Bagdad wurde eıne gememsame VOo  } Akaha un jeden Versuch, dıesen als internatıo-
Erklärung unterzeichnet: Der Irak un Saudıarabien sind ale Woasserstraße erklären, Au  n Bestätigt werden d1ie
entschlossen, ıhre Unabhängigkeit un ihr geistiges un ısla- (Gsrundsatze der arabıischen Liga un der Bandung-Konferenz.
miısches Erbe wahren. S1e werden sıch eıner ausländischen 15 er syrısche Verteidigungsminister Khaled e] Azem
Interventijon des Z10N1SMUSs un: Imper1alısmus, d1e die arabı- beschuldigt König Saud der aktıven Zusammenarbeit mi1t den

SA Dıie Betonung der posıtıven Neutralıtät sSe1 1iU! eınschen Natıonen bedrohen, wıdersetzen. Nur eıne endgültige
Regelung des Palästinaproblems konnen Frieden un die Versuch, die öffentliche Meinung ırrezulühren.
Stabilität 1 Nahen Osten wieder herstellen. Keıin arabisches Die Regierung Nurı Saıid trıtt zurück. König Faiısal
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geführt, daß die einseitige Erklärung bezüglich des Suez-
kanals unbefriedigend sei. 
27. 4.: König Hussein setzt zwei Militärgerichte für das West-
und Ostjordanland ein. Die Militärgouverneure erhalten 
Sondervollmachten. 
König Hussein fliegt zu einer Besprechung mit König Saud 
nach Riadh (Saudiarabien), von der er am 29. 4. zurückkehrt. 
In dem Kommunique über diese Besprechung wird die Poli-
tik des arabischen Nationalismus definiert: Konsolidierung 
der Unabhängigkeit der befreiten arabischen Staaten; mili-
tärische Zusammenarbeit gegenüber dem gemeinsamen Geg-
ner; keine Anschlüsse an irgendeinen ausländischen Pakt; 
Hilfe für die arabischen Völker, „die noch unter dem Joch 
des Imperialismus leiden"; Treue zur arabischen Liga. 
29. 4.: Besprechungen über die Lage in Jordanien zwischen 
dem syrischen Staatspräsidenten Kuwatiy und Nasser: „Ägyp-
ten, Saudiarabien und Syrien werden ständig in Fühlung 
bleiben, um die Lage in Jordanien im Lichte der arabischen 
nationalen Politik zu verfolgen." 
Der jordanische Außenminister S. Risai sagt auf einer Presse- . 

 konferenz, daß die jordanische Regierung nicht die Absicht 
hat, den amerikanischen Sonderbeauftragten J. P. Richards 
einzuladen. Die Beziehung zu Saudiarabien, Syrien und 
Ägypten soll brüderlich bleiben. Die Regierung beabsichtige 
nicht, den Rückzug der syrischen Truppen, die auf jorda-
nischem Gebiet stationiert sind, zu fordern. Jordanien werde 
gerne jede finanzielle Hilfe annehmen, sofern sie bedingungs-
los ist. 
Über 10 000 amerikanische Seeleute der 6. Flotte erhalten in 
Beirut einen demonstrativen Landurlaub. 
Die USA bieten König Hussein „in Anerkennung der tap-
feren Taten seiner Majestät des Königs Hussein der Regie-
rung und dem Volke von Jordanien zur Aufrechterhaltung 
der Integrität und Unabhängigkeit ihres Landes ..." eine 
finanzielle Hilfe von 10 Millionen $ an. 
30. 4.: Jordanien nimmt das amerikanische Hilfsangebot an. 
Das Außenministerium der UdSSR veröffentlicht eine Er-
klärung über die Lage in Jordanien, in der es unter ande-
rem heißt: Die Lage in Jordanien interessiere die Sowjet-
union nicht deshalb, weil in Jordanien innenpolitische Ver-
änderungen erfolgt seien, sondern deshalb, weil die Ereig-
nisse das Ergebnis einer groben ausländischen Einmischung 
darstellten, die eine schwere Gefahr für den Frieden sei. 
Die Ereignisse in Jordanien seien „eine deutliche Illustra-
tion der so laut ausposaunten Dulles-Eisenhower-Doktrin". 
10. 5.: Die Suezkanalbenutzervereinigung, die in London 
tagte, schloß mit einer Erklärung des Inhalts, daß die De-
klaration der ägyptischen Regierung nicht in Übereinstim-
mung mit der Resolution des Sicherheitsrates vom 13. Ok-
tober 1956 sei. Die Wiederaufnahme der Schiffahrt im Kanal 
seitens der Mitglieder der Vereinigung stelle keine Aner-
kennung der ägyptischen Deklaration dar. - Eine allgemeine 
Einigung unter den Mitgliedern wurde nicht erzielt. 
In Jerusalem finden Besprechungen zwischen Ministerpräsi-
dent Ben Gurion und dem Generalsekretär der UNO, Dag 
Hammerskjöld, statt, deren Gegenstand die Lage im Nahen 
Osten, der Kriegszustand zwischen Ägypten und Israel und 
die israelische Schiffahrt im Golf von Akaba und im Suez-
kanal sind. 
15. 5.: Der französische Ministerpräsident Guy Mollet gibt 
den Beschluß der französischen Regierung bekannt, den Si-
cherheitsrat anzurufen, damit Ägypten aufgefordert werde, 
sich den sechs Prinzipien des Sicherheitsrates vom 13. Ok-
tober 1956 anzupassen. 
18. 5.: Zum Abschluß eines Besuches König Sauds von Ara-
bien bei König Feisal in Bagdad wurde eine gemeinsame 
Erklärung unterzeichnet: Der Irak und Saudiarabien sind 
entschlossen, ihre Unabhängigkeit und ihr geistiges und isla-
misches Erbe zu wahren. Sie werden sich einer ausländischen 
Intervention des Zionismus und Imperialismus, die die arabi-
schen Nationen bedrohen, widersetzen. Nur eine endgültige 
Regelung des Palästinaproblems können Frieden und die 
Stabilität im Nahen Osten wieder herstellen. Kein arabisches 

Land solle sich in die inneren Angelegenheiten eines ande-
ren Landes einmischen. 
Auf einer Pressekonferenz erklärt Ministerpräsident Nuri es 
Said, daß die destruktive Tätigkeit der Kommunisten Ur-
sache der gegenwärtigen Spannungen im Nahen Osten sei. 
„Die große Mehrheit der Bevölkerung des Mittleren Osten, 
Israel ausgenommen, sind antikommunistisch." Sogar Syrien 
und Ägypten haben die kommunistische Partei verboten. 
21. 5.: Die israelische Regierung veröffentlicht eine Erklä-
rung, in der sie der „Eisenhower-Doktrin" zustimmt. Punkt 
2 dieser Erklärung lautet: Entsprechend der aus der Charta 
der Vereinten Nationen erwachsenden Verpflichtungen ver-
urteilt Israel jeden Angriff gegen die territoriale Integrität 
und politische Unabhängigkeit irgendeines Landes. Israel hat 
keine Aggressionsabsichten gegenüber irgendeinem Staat und 
wünscht die Aufrechterhaltung der politischen Unabhängig-
keit und territorialen Integrität der Länder des Mittleren 
Osten. 
Das Wirtschaftskomitee der Bagdadpakt-Organisation tagt 
vom 17. bis 21. 5. in Karachi. Die USA stellen Iran, Paki-
stan und der Türkei 12,5 Million $ zum Ausbau von Stra-
ßen und Eisenbahnen zur Verfügung. 
24. 5.: Auf Wunsch der jordanischen Regierung beginnt der 
Rückzug der syrischen Truppen, die seit November 1956 in 
Jordanien stationiert waren. Die jordanische Regierung be-
gründet ihren Wunsch damit, daß eine Notwendigkeit für 
die Stationierung syrischer Truppen nicht mehr gegeben sei. 
29. 5.: Der Sicherheitsrat befaßt sich mit einer Beschwerde 
Syriens gegen Israel wegen eines israelischen Brückenbaues 
in der entmilitarisierten Zone im Hule-Gebiet. Die Brücke 
diente dem Transport von Ausrüstungen zur Trockenlegung 
der Hule-Sümpfe. 
Die syrische Beschwerde wird mit neun Stimmen gegen die 
Stimmen der sowjetischen und irakischen Delegation abge-
lehnt. 
3. 6.: Die Regierung des Sudan spricht sich gegen die An-
nahme der „Eisenhower-Doktrin" aus. 
4. 6.: Der letzte britische Stützpunkt in Jordanien, Mafrak, 
wird der jordanischen Armee übergeben. König Hussein 
dankt bei dieser Gelegenheit der britischen Regierung für 
den prompten Rückzug, der für den guten Willen und die 
Freundschaft Großbritanniens zeuge. 
Die Wirtschaftskonferenz der Staaten der arabischen Liga, 
die in Kairo stattfand, beschließt die Förderung eines ein-
heitlichen Wirtschaftssystems der arabischen Staaten. 
10. 6.: Die jordanische Regierung fordert den ägyptischen 
Militärattache und den ägyptischen Generalkonsul in Jeru-
salem auf, Jordanien zu verlassen. Die beiden Diplomaten 
sollen in ein Komplott zum Sturze der jordanischen Regie-
rung und zur Ermordung des Königs verwickelt sein. 
Die ägyptische Regierung verlangt die Abberufung des jor-
danischen Botschafters in Ägypten. 
Das gemeinsame Oberkommando der ägyptischen und jor-
danischen Armee, das seit den Unruhen in Jordanien nicht 
mehr funktionierte, wird aufgelöst. 
11. 6.: Die drei Westmächte übermitteln der Sowjetregierung 
Antwortnoten auf die sowjetische Nahost-Note vom 17. April 
1957. Die sowjetischen Vorschläge werden abgelehnt. 
13. 6.: König Saud besucht König Hussein in Amman. In 
einem gemeinsamen Kommunique sprechen sich die beiden 
Monarchen für die Unabhängigkeit der arabischen Länder, 
für die Verteidigung der geistigen Werte des Islams, die 
Militärallianz mit Syrien und Ägypten, die positive Neu-
tralität und für die Rechte der arabischen Länder am Golf 
von Akaba und gegen jeden Versuch, diesen als internatio-
nale Wasserstraße zu erklären, aus. Bestätigt werden die 
Grundsätze der arabischen Liga und der Bandung-Konferenz. 
15. 6.: Der syrische Verteidigungsminister Khaled el Azem 
beschuldigt König Saud der aktiven Zusammenarbeit mit den 
USA. Die Betonung der positiven Neutralität sei nur ein 
Versuch, die öffentliche Meinung irrezuführen. 
19. 6.: Die Regierung Nuri es Said tritt zurück. König Faisal 
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VUÜO  . Irak betrauft den prowestlichen Senator Al Yawdat inıt ım Zentralgebiet des Aufstandes in (Iman ab, ın denen dAre
der Bıldung Ce1INer Regierung. Bevölkerung aufgefordert wird, alle festen Platze In un
20 Die agyptische RKegierung gıbt bekannt, da{fß 1E TE Nizwa bınnen 48 Stunden verlassen, da na Ablauft
U-Boote VOoO der SowJjetunion erworben habe Die Schiffe dieser Frıst die Stadt bombardiert wurde.
selen ZU Schutze der terrıtorialen Gewässer., des (solfs Vo 214 Eın Vo Israel gecharterter äanischer Dampfer PDas-
Akaba un des Suezkanals bestimmt. sıert den Suezkanal un trıfft 888 4 mit einer Reisladung
Sechs russısche Kriegsschiffe passıeren Aie Dardanellen. ın Haıfa eın ın israelisches Mıtglied der Besatzung,
zl  D Französısche Schilfe benutzen wieder en Suezkanal. Kylon wurde on en agyptischen Behörden ın Suez VOTI-
246 Zum Abschluß eınes Besuches Konig Husseıns beı haftet
Könıg Faisa]l in Bagdad wird eine ygemeınsame Erklärung Anläifslich des Jahrestages der Natıionalısıerung des

Suezkanals und des 5. Jahrestages der agyptischen Revo-veröffentlicht. Beide Staaten wollen den Freiheitskampf der
Algerier unterstutzen un versuchen, Palästina für dAr€e a‚rabı- lutıon hält Nasser in Alexandrıen eine Ansprache, in der
sche Welt zurückzugewinnen. Der olf Vo Akaba €1 arabı- dıe „Kisenhower-Doktrin“ nochmals ablehnt un eiıne

hKeihe On arabıischen Staafen erbıittert angreift: „ Alle arabı-sches Territorjalgewässer, beıde Parteien wurden dıie arabı-
schen Rechte auf en Golf, dessen (angebliche) Bedeutung schen Staaten mıt Ausnahme VO Syrien und Saudıarabien
für dıe Pılgerfahrt nach Mekka besonders hervorgehoben haben 19458 (im Palästina-Krieg) Verrat begangen, indem St1E

CS ablehnten, ıs ZUur Erreichung des Endzieles kämpfen.”wırd, verteidigen. Beide Parteien verlei:hen ihrer Entschlos-
senheit Ausdruck, dem Imperjualısmus wıderstehen. Britische Flugzeuge beschießen einıge rte ım ufstands-
Jordanien erhält VO  —_ Saudiarabien Milliıonen Piund un gebiet ın (Oman.
V:, Irak Miıllıon Pftund gemäß dem arabıschen Soli:darı- Das amerıkanısche Staatsdepartement dementiert Nachrich-
tatspakt. Die /Zahlungen sollen Stelle der englischen Sub- fen, daß der Aufstand durch eıiınen Interessenstreit zwıschen
ventionen fr Jordanien geleistet werden. Syrien un AgYyp- englischen und amerikanischen Olfirmen hervorgerufen wurce
ten haben bisher nıcht gezahlt. (der Imam wird angebliıch VUÜO: Saudiarabıen unterstützt).
U Das amerıkaniısche Staatsdeparterfient nımmt ıin eıner U, 7 Die britische 1uftwaffe Setz nach kurzer Unterbre-
Note, dıie dıe 11 arabischen Staaten übermittelt wiırd, dıe chung die Beschießung VOoO Nızwa fort Staatssekretär
in Ameriıka akkreditiert sind, eıner Demarche cdieser Staan- QDulles erklärt gegenüber einem Journalıisten, dafß wenıg
fen Stellung, in der dıie Einstellung der amerikanıschen Hıltfe ber den Streit ın ()man W1SSe, sıch eın Urteil bılden

Frankreich un eine Untersuchung der Verhältnisse in können.
55 Schaikh Mohammed e} Harıthy übermittelt den Bot-Algerıen gefordert wurde. In dieser Demarche der arabischen

Staaten wurde auch dıe Auffassung ZUuU Ausdruck gyebracht, schaftern der USA un der in Kaıro Noten ım Na-
da der olf VOo Akaba arabisches Territorialgewasser SCe1 INCI des Imam vVvUÜO ()man Die betreffenden Regierungen
In der ameri:kanıschen Antwortnote wırd darauf hingewle- werden darın aufgefordert, zugunsten des Imams inter-
SCNH, da dıe USA hber d:ıe Lage in Algerien cehr besorgt venteren. Die Note ist abgefaßt, als gabe 6S einen VC-

se1en, eine Einstellung der amerikanischen Militärhilfe raänen Staat, der vo Imam beherrscht un VUO Sultan
Frankreıch jedoch nıcht ıim Interesse der freien Welt lhege. angegrilffen worden ware. aut dıeser Note erklärte sıch der
Die USA seien nach WI1IeE VorT der Meınung, daß der olf Imam bereit, die TenNzen des Sultanats respektieren.
VvVÜO  —_ Akıhba eın internatıionaler deeweg SE 1I un: seien bereilt, Die arabische Lıga ruft dıe Teilnehmerstaaten der Bandung-
das echt der Ireien un Friedlichen Durchfahrt unter amerl1- Konferenz auf, dıe britische Aktıon In ()man einNZuU-

schreiten.kanıscher Flagge auszuüben.
Bei den Wahlen im Libanon erhalten dıe prowest- Bei den Kämpfen In ()man werden britische Boden-

lıchen Parteıen 5() VvoO insyesamt H6 Sıtzen des Parlaments. ruppen eingesetzt.
Die USA gewahren Jordanıen weıtere Militär- un al Nizwa ergıbt sich dem Sultan.

Wirtschaftshilfe ın Höhe VOoO Je Miıllıonen ÜDer A D4 autf dem dänıschen Frachter Im uUCZ-
15 Die USA gewähren dem Libanon Mılitar- un Wiırt- kanal festgenommene Matrose Eylon (s 0.) wırd aen
schaftshilfe in Höhe VOo  ; insgesamt 71 Millionen israelischen Behörden der JreNZE des (xaza-Streitens über-
15 Die agyptische Regierung gıbt die Aufdeckung einer geben., Eylon wurde während der SBAanNnzZcCn eıt in FEinzelhaft

gehalten. Den Vertretern des Roten TEUZES wurde nıcht BC-Verschwörung bekannt, dıie bereits TrelI Monate vorher statt-
gefunden haben soll {[J)as jel der Verschwörung SE€1 c1e tatteft, ıh besuchen.
Errmordung Aassers und dıie Befreiung des Irüheren Dik- ber Radio Kairo WIT eın offizielles syrısches Kommuni1que€
[afors Naguı1b BCeWESCNH, Personen wurden verhaftet, dar- ber dıe Aufdeckung eınes miıt amerikanıscher Hilfe VOT-

unter Zwe? trühere Minıster un einıge hohere Offiziere. bereiteten Komplotts ZU Sturze der syrıschen Regierung
14 Am un finden Wahlen ZuUur ersfen agypt!- veroffentlicht. Anführer der Verschwörer seıjen der rühere
schen Natı:onalversammlung Ssta: Die Kandıidaten werden Diktator A. Schischakly un der syrische Miılitärattache in
VOo  - der Regierung nominiert, den ählern bleibt jedoch Rom, Oberst Husseın, BECWESCNH., (Hussein S€] nach Rom BC-
dıie Wahl zwıschen mehreren der aufgestellten Kandıdaten. {flohen, Schischakly halte sich verborgen.) Beamte der 2mer1-
Nur ın den Bezirken. in denen Personen kandidieren. Vo  — kanıschen Botschaft häatten den Verschworern Autos un
denen die agyptısche Regierung wünscht, da S1E auf jeden Wohnungen ZUur Abhaltung VoO  — geheimen Versammlungen
Fall gewählt werden, wırd NUu Je eın Kandıdat ZUr Wahl ZU Verfügung gestellt. ussein 911 VOoOT den Verschwörern
zugelassen. erklart haben, dafß dıe SA Syrıen eine Wirtschaftshilfe In

Die bratische Regierung gıbt bekannt, dafs S16 dem Höhe Vo 300— 400 Millıonen (sıc!) für den Fall VETSDTO-
Ersuchen des Sultans vo Muskat un Oman entsprechen chen haben, dafß das gegenwartıge Regime gesturzt wurde.
un ıh einen Autstang des Imams V  — (Oman Als Gegenleistung habe sıch verpflichtet, m ıt Israe] einen
Hılfe kommen werde. Separaten Frieden schließen. Nach Gelingen des Staats-
9 T7 Ägypten erkennt die obligatorische Gerichtsbarkeit s{reiches hatten dıe USA och der Besetzung des Libanons
des internationalen Gerichtshofes für den Betriebh des uezZ- (sic!) durch Syrien zugestimmt.
kanals ID wird em (Gesetz für die Verwaltung des u€ezZ- Eune gyrößere Anzah! Oflfiziere der syrıschen AÄArmee wurden
kanals erlassen, das der agyptischen Kanalgesellschaft jede verhaftet.
Maßnahme untersagl, dıie der Konventi:on vo Konstantinopel 14 Die syrische Regierung verweiıst re1ı Angehörige der

amerikanıschen Botschaft des Landes.un der Erklärung der agyptischen Regierung VOoO April
957 widerspricht. Jede Diskruninierung VOoO  — Schiffen, die Das amerikanische Staatsdepartement protestiert Atre
den Kanal passıeren, ist untersagt. Das Vermögen der (Gre- Verleumdungen der syrıschen Regierung. Der syrische Bot-
sellschaft gılt als Privatvermögen., schafter in Washıington wırd ZUTI Persona 110 grata erklärt,
2% Flugzeuge der RAF werfen Flugblätter ber Nizwa der zweılte Sckretär der Botschaft des Landes verwiesen. Der

von Irak betraut den prowestlichen Senator Ali Yawdat mit 
der Bildung einer neuen Regierung. 
20. 6.: Die ägyptische Regierung gibt bekannt, daß sie drei 
U-Boote von der Sowjetunion erworben habe. Die Schiffe 
seien zum Schutze der territorialen Gewässer, des Golfs von 
Akaba und des Suezkanals bestimmt. 
Sechs russische Kriegsschiffe passieren die Dardanellen. 
21. 6.: Französische Schiffe benutzen wieder den Suezkanal. 
24. 6.: Zum Abschluß eines Besuches König Husseins bei 
König Faisal in Bagdad wird eine gemeinsame Erklärung 
veröffentlicht. Beide Staaten wollen den Freiheitskampf der 
Algerier unterstützen und versuchen, Palästina für die arabi-
sche Welt zurückzugewinnen. Der Golf von Akaba sei arabi-
sches Territorialgewässer, beide Parteien würden die arabi-
schen Rechte auf den Golf, dessen (angebliche) Bedeutung 
für die Pilgerfahrt nach Mekka besonders hervorgehoben 
wird, verteidigen. Beide Parteien verleihen ihrer Entschlos-
senheit Ausdruck, dem Imperialismus zu widerstehen. 
Jordanien erhält von Saudiarabien 5 Millionen Pfund und 
vom Irak 1 Million Pfund gemäß dem arabischen Solidari-
tätspakt. Die Zahlungen sollen an Stelle der englischen Sub-
ventionen für Jordanien geleistet werden. Syrien und Ägyp-
ten haben bisher nicht gezahlt. 
29. 6.: Das amerikanische Staatsdepartement nimmt in einer 
Note, die an die 11 arabischen Staaten übermittelt wird, die 
in Amerika akkreditiert sind, zu einer Demarche dieser Staa-
ten Stellung, in der die Einstellung der amerikanischen Hilfe 
an Frankreich und eine Untersuchung der Verhältnisse in 
Algerien gefordert wurde. In dieser Demarche der arabischen 
Staaten wurde auch die Auffassung zum Ausdruck gebracht, 
daß der Golf von Akaba arabisches Territorialgewässer sei. 
In der amerikanischen Antwortnote wird darauf hingewie-
sen, daß die USA über die Lage in Algerien sehr besorgt 
seien, eine Einstellung der amerikanischen Militärhilfe an 
Frankreich jedoch nicht im Interesse der freien Welt liege. 
Die USA seien nach wie vor der Meinung, daß der Golf 
von Akaba ein internationaler Seeweg sei und seien bereit, 
das Recht der freien und friedlichen Durchfahrt unter ameri-
kanischer Flagge auszuüben. 
1. 7.: Bei den Wahlen im Libanon erhalten die prowest-
lichen Parteien 50 von insgesamt 66 Sitzen des Parlaments. 
4. 7.: Die USA gewähren Jordanien weitere Militär- und 
Wirtschaftshilfe in Höhe von je 10 Millionen $. 
15. 7.: Die USA gewähren dem Libanon Militär- und Wirt-
schaftshilfe in Höhe von insgesamt 21 Millionen $. 
18. 7.: Die ägyptische Regierung gibt die Aufdeckung einer 
Verschwörung bekannt, die bereits drei Monate vorher statt-
gefunden haben soll. Das Ziel der Verschwörung sei die 
Ermordung Nassers und die Befreiung des früheren Dik-
tators Naguib gewesen. 14 Personen wurden verhaftet, dar-
unter zwei frühere Minister und einige höhere Offiziere. 
14. 7.: Am 3. und 14. 7. finden Wahlen zur ersten ägypti-
schen Nationalversammlung statt. Die Kandidaten werden 
von der Regierung nominiert, den Wählern bleibt jedoch 
die Wahl zwischen mehreren der aufgestellten Kandidaten. 
Nur in den Bezirken, in denen Personen kandidieren, von 
denen die ägyptische Regierung wünscht, daß sie auf jeden 
Fall gewählt werden, wird nur je ein Kandidat zur Wahl 
zugelassen. 
21. 7.: Die britische Regierung gibt bekannt, daß sie dem 
Ersuchen des Sultans von Muskat und Oman entsprechen 
und ihn gegen einen Aufstand des Imams von Oman zu 
Hilfe kommen werde. 
22. 7.: Ägypten erkennt die obligatorische Gerichtsbarkeit 
des internationalen Gerichtshofes für den Betrieb des Suez-
kanals an. Es wird ein Gesetz für die Verwaltung des Suez-
kanals erlassen, das der ägyptischen Kanalgesellschaft jede 
Maßnahme untersagt, die der Konvention von Konstantinopel 
und der Erklärung der ägyptischen Regierung vom 24. April 
1957 widerspricht. Jede Diskriminierung von Schiffen, die 
den Kanal passieren, ist untersagt. Das Vermögen der Ge-
sellschaft gilt als Privatvermögen. 
23. 7.: Flugzeuge der RAF werfen Flugblätter über Nizwa 

im Zentralgebiet des Aufstandes in Oman ab, in denen die 
Bevölkerung aufgefordert wird, alle festen Plätze in und 
um Nizwa binnen 48 Stunden zu verlassen, da nal' Ablauf 
dieser Frist die Stadt bombardiert würde. 
24. 7.: Ein von Israel gecharterter dänischer Dampfer pas-
siert den Suezkanal und trifft am 24. 7. mit einer Reisladung 
in Haifa ein. Ein israelisches Mitglied der Besatzung, R. 
Eylon, wurde von den ägyptischen Behörden in Suez ver-
haftet. 
25. 7.: Anläßlich des 1. Jahrestages der Nationalisierung des 
Suezkanals und des 5. Jahrestages der ägyptischen Revo-
lution hält Nasser in Alexandrien eine Ansprache, in der 
er die ,,Eisenhower-Doktrin" nochmals ablehnt und eine 
Reihe von arabischen Staaten erbittert angreift: „Alle arabi-
schen Staaten mit Ausnahme von Syrien und Saudiarabien 
haben 1948 (im Palästina-Krieg) Verrat begangen, indem sie 
es ablehnten, bis zur Erreichung des Endzieles zu kämpfen." 
Britische Flugzeuge beschießen einige Orte im Aufstands-
gebiet in Oman. 
Das amerikanische Staatsdepartement dementiert Nachrich-
ten, daß der Aufstand durch einen Interessenstreit zwischen 
englischen und amerikanischen Ölfirmen hervorgerufen wurde 
(der Imam wird angeblich von Saudiarabien unterstützt). 
29. 7.: Die britische Luftwaffe setzt nach kurzer Unterbre-
chung die Beschießung von Nizwa fort. - Staatssekretär 
Dulles erklärt gegenüber einem Journalisten, daß er zu wenig 
über den Streit in Oman wisse, um sich ein Urteil bilden 
zu können. 
5. 8.: Schaikh Mohammed el flarithy übermittelt den Bot-
schaftern der USA und der UdSSR in Kairo Noten im Na-
men des Imam von Oman. Die betreffenden Regierungen 
werden darin aufgefordert, zugunsten des Imams zu inter-
venieren. Die Note ist so abgefaßt, als gäbe es einen souve-
ränen Staat, der vom Imam beherrscht und vom Sultan 
angegriffen worden wäre. Laut dieser Note erklärte sich der 
Imam bereit, die Grenzen des Sultanats zu respektieren. 
Die arabische Liga ruft die Teilnehmerstaaten der Bandung-
Konferenz auf, gegen die britische Aktion in Oman einzu-
schreiten. 
7. 8.: Bei den Kämpfen in Oman werden britische Boden-
truppen eingesetzt. 
11.8.: Nizwa ergibt sich dem Sultan. 
13. 8.: Der am 24. 7.: auf dem dänischen Frachter im Suez-
kanal festgenommene Matrose R. Eylon (s. o.) wird den 
israelischen Behörden an der Grenze des Gaza-Streifens über-
geben. Eylon wurde während der ganzen Zeit in Einzelhaft 
gehalten. Den Vertretern des Roten Kreuzes wurde nicht ge-
stattet, ihn zu besuchen. 
Über Radio Kairo wird ein offizielles syrisches Kommunique 
über die Aufdeckung eines mit amerikanischer Hilfe vor-
bereiteten Komplotts zum Sturze der syrischen Regierung 
veröffentlicht. Anführer der Verschwörer seien der frühere 
Diktator A. Schischakly und der syrische Militärattache in 
Rom, Oberst Hussein, gewesen. (Hussein sei nach Rom ge-
flohen, Schischakly halte sich verborgen.) Beamte der ameri-
kanischen Botschaft hätten den Verschwörern Autos und 
Wohnungen zur Abhaltung von geheimen Versammlungen 
zur Verfügung gestellt. Hussein soll vor den Verschwörern 
erklärt haben, daß die USA Syrien eine Wirtschaftshilfe in 
Höhe von 300- 400 Millionen $ (sie!) für den Fall verspro-
chen haben, daß das gegenwärtige Regime gestürzt würde. 
Als Gegenleistung habe er sich verpflichtet, mit Israel einen 
separaten Frieden zu schließen. Nach Gelingen des Staats-
streiches hätten die USA noch der Besetzung des Libanons 
(sie!) durch Syrien zugestimmt. - 
Eine größere Anzahl Offiziere der syrischen Armee wurden 
verhaftet. 
14. 8.: Die syrische Regierung verweist drei Angehörige der 
amerikanischen Botschaft des Landes. 
Das amerikanische Staatsdepartement protestiert gegen die 
Verleumdungen der syrischen Regierung. Der syrische Bot-
schafter in Washington wird zur Persona non grata erklärt, 
der zweite Sekretär der Botschaft des Landes verwiesen. Der 
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amerıikanısche BHotschalter ın Damaskus. der SIC auf einer Jage Agyptens im Sinaikrieg und der W unsch der arabıischen
Urlaubsreise befindet, so11 nıcht ınehr nach Damaskus zurück- Monarchen, iıhren Ihron A erhalten, W ASs anpgesıchts der Z  -

kehren. nehmenden agyptischen Propaganda dıe herrschenden
Die englischen Bodentruppen verlassen Nizwa. 5ysteme In Jordanıen und auch in Saudiarabien Immer

Die Delegierten der arabıschen Staaten protestieren €1M schwieriger wurde. Ein übriges vollbrachte der VOo  — Ameriıka
Präsidenten des Sicherheitsrates SeEBEN die britische Inter- her zugleich ausgeubte politische ruck un Schutz
vent:on in (Oman Ägypten un Syrien hlıeben geografisch und uch polı-

Fın Sprecher des Foreign Office widerlegt die I hese tiısch ın der arabıschen Welt isollert. Während Ägypten Se1l-
Vo der angeblıchen Souveräniıtaät un!: terrıtorjalen Integrität 116  — alten Kurs der Annäherung die 5ow jetunion weıter-
eınNes Imamats vVvo ()man ährend der Sultan f)1]1 Oman verfolgte, ohne SeINE Beziehungen ZUNM Westen allzusehr
durch Verträge, die hıs 1NS 18. Ih zurückreıichen, als Herr- gefährden, un 11M Innern sowohl ommunisten als uch
scher VOo ()man un Muskat Anerkannt sel, wurden selbst arndere linksraclikale Kreise unterdruückte, gelang CX den
dıe arabıschen Staaten keinerlei diplomatische Beziehungen Russen ın Syrien kommunizistische un prosowjJetische Kreise
ZUIN Imam vVOo  — (OQman unterhalten. weıt unterstutzen, daß S1€E ım August dıeses Jahres
[ Der syrıische Minısterpräsident Schukry Kuwaltly mattels eINes Staatstreiches de tacto die Macht her den
trılft in Agypten eın und ırd cofort Vo  — Nasser emp{fan- Staat erhielten. Syrien iıst sehr je] weiter ın sowjetische
DEN Als Grund seines Besuches wırd eine arztlıche Behand- Abhängigkeit geraten, als CX selhst Ägypten angenehm seın
Jung angegeben. könnte. IDıie Vorgänge In Syrien nıchts weniıger als
19 Im alroer Hochverräterprozeß (S. 0.) haben bısher dıe russische Reaktion auf den Staatsstreich Könıg Husseıns
vier der dreizehn Angeklagten ı hre (Grestaäandnıisse wiıider- ın Jordanıen.
rufen. Drei davon, we1ıl re Geständnıisse unfter Foltern — Die amerikanısche Nahost- Politik, die ıe arabischen Staa-
preßt wurden. ten wenıgstens für eiıne gew1sse eıt einer EntscheidungIn W ashington finden Konsultationen zwıschen England und ZWA  5 hatte ZUr Folge, daß die arabıschen Staaten 1mM Mo-
den USA ber dıe Entwicklung in Syrıen sta ment stärker m ıt sıch selbst als mıt Israel beschäftigt sınd
21.5 Prasıdent Eiısenhower hezeichnet dıe FKreignısse Die Gefahr, dıe dem Irak un Jordanıen VOoO  — Syrien her
Damaskus aqls eiıne „interne Angelegenheıt”, bestunde da- droht, ıst für diese Staaten ım Augenblick schwerwiegenderher auch keine Berechtigung ZU Anwendung der Eisen- als eıne Weiterführung des ohnehın aussiıchtslosen Krıegs mıt
hower-Doktrin. Der Präsident bezeichnet das syrısche Re- Israel, da{fß ZUF eıt (September 1957 den ısraelıschen
gıme als „Jleftist” un weıgerte sıch ausdruücklich, 65 kom- renzen uhe herrscht wıe N1€E uch das Fluchtlings-
munıstisch CNNEN. problem beginnt SEeINE Kehrseite zeıgen. Bisher wurden
D7 Eın Sprecher der syrıschen Regierung gıbt bekannt, die Palästina-Flüchtlinge iın den arabıschen Stanten unter
dafß eıne Anzahl syrischer Offiziere verhaftet un den
lıbanesischen TrTeENzen Sicherheitsmaßnahmen

den erbärmlıchsten Bedingungen belieinander gehalten,getroffen cdiese ımmer wıeder Israel ausspielen können. Jetzt
wurden. erweiısen S1CH die Flüchtlinge VOTr allem ın Jordanıen, v O s1e
Könıg Feisal reist ach Istambul, miıt dem turkıschen den überwiegenden eı] der Bevölkerung darstellen. als eıne
Minısterpräasıidenten ber cOı1e Situation In Syrien sprechen. Gefahr für dıe arabıschen Staaten selbst, enn nıchts ist

leichter, als diese enttäuschten unı betrogenen Menschen auf-

Schlußbemerkung zuwiegeln. Sollten uch dıe Gerüchte, dıe Vo  —$ geheımen
Besprechungen reden zwıschen Israel und einıgen arabıschen

Nach dem Kückzug der israelischen Iruppen AUuUS$S (ıaza un Staaten uber eine Regelung der Flüchtlingsfrage, unwahr
der Wiedereröffnung Aes Suezkanals ist die Lage 1Im Mıtt- se1n, ıst doch sıcher., dai einıge der arabıschen Staaten
leren (Osten geografisch wıeder Zu STAat{us UQJUO nte nunmehr eher hereıt sind, e{was für dıe endgültige Nieder-
zurückgekehrt. Politisch haben sıch jedoch gewaltıge Ver- lassung der arabıschen Flüchtlinge außerhalb sraels A tun
anderungen ergeben. Da ıst ZzZuerst die Tatsache, daß Ame- Auch 1n AÄAgypten scheint 1ia  — d1€ gegenwartıge Sıtuation
rıika dıe Raolle Englands 1m Mıttleren Usten, wenn schon riıchtig einzuschätzen. Die Schiffahrt 1m (rolf VoO Akaba ist
nıcht als Kolonialmacht, doch als ordnender Machtftaktor vorerst unbehindert un! ist anzunehmen, dafß he1ı dıe-
übernommen hat Die Eisenhower-Doktrin, die Amerika ın SC Zustand bleibt, der gegenteılıgen Beteuerungen
vielerlei Hinsicht biındet, verpflichtet dA:e USA ZU einer tatı- der arabıschen Staaten, enn ıst etwas anderes., ob Ar e
BCN Beteiligung den Vorgängen 1ın diesem Raum urchfahrt erst erkämpft der verteidigt werden muß So-
Die FKisenhower-Doktrin, VO den meisten arabischen Staa- Sar in der Frage der isTraelıschen Schiffahrt 1m Suezkanal hat
ten eher als Warnung aufgefaßt, tuhrte eıner Verschie- Ägypten stillschweıgend e{wAas nachgegeben, indem VOÖ  -

bung der Machtverhaältnisse ım arabıschen Kaum Der agyp- israe! gecharterte Schiffe, wWwWenn auch nıcht hne Schikanen,
tısch-syrısche Block, dem als schwache Gilieder Jordanıen un den Kanal passıeren aäßt
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amerikanische Botschafter in Damaskus, der sich auf einer 
Urlaubsreise befindet, soll nicht mehr nach Damaskus zurück-
kehren. 
15.8.: Die englischen Bodentruppen verlassen Nizwa. 
Die Delegierten der arabischen Staaten protestieren beim 
Präsidenten des Sicherheitsrates gegen die britische Inter-
vention in Oman. 
16. 8.: Ein Sprecher des Foreign Office widerlegt die These 
von der angeblichen Souveränität und territorialen Integrität 
eines Imamats von Oman. Während der Sultan von Oman 
durch Verträge, die bis ins 18. Jh. zurückreichen, als Herr-
scher von Oman und Muskat anerkannt sei, würden selbst 
die arabischen Staaten keinerlei diplomatische Beziehungen 
zum Imam von Oman unterhalten. 
18. 8.: Der syrische Ministerpräsident Schukry L. Kuwatly 
trifft in Ägypten ein und wird sofort von Nasser empfan-
gen. Als Grund seines Besuches wird eine ärztliche Behand-
lung angegeben. 
19. 8.: Im Kairoer Hochverräterprozeß (s. o.) haben bisher 
vier der dreizehn Angeklagten ihre Geständnisse wider-
rufen. Drei davon, weil ihre Geständnisse unter Foltern er-
preßt wurden. 
In Washington finden Konsultationen zwischen England und 
den USA über die Entwicklung in Syrien statt. 
21. 8.: Präsident Eisenhower bezeichnet die Ereignisse in 
Damaskus als eine „interne Angelegenheit", es bestünde da-
her auch keine Berechtigung zur Anwendung der Eisen-
hower-Doktrin. Der Präsident bezeichnet das syrische Re-
gime als „leftist" und weigerte sich ausdrücklich, es kom-
munistisch zu nennen. 
22. 8.: Ein Sprecher der syrischen Regierung gibt bekannt, 
daß eine Anzahl syrischer Offiziere verhaftet und an den 
libanesischen Grenzen Sicherheitsmaßnahmen getroffen 
wurden. 
König Feisal reist nach Istambul, um mit dem türkischen 
Ministerpräsidenten über die Situation in Syrien zu sprechen. 

Schlußbemerkung 

Nach dem Rückzug der israelischen Truppen aus Gaza und 
der Wiedereröffnung des Suezkanals ist die Lage im Mitt-
leren Osten — geografisch — wieder zum status quo ante 
zurückgekehrt. Politisch haben sich jedoch gewaltige Ver-
änderungen ergeben. Da ist zuerst die Tatsache, daß Ame-
rika die Rolle Englands im Mittleren Osten, wenn schon 
nicht als Kolonialmacht, so doch als ordnender Machtfaktor 
übernommen hat. Die Eisenhower-Doktrin, die Amerika in 
vielerlei Hinsicht bindet, verpflichtet die USA zu einer täti-
gen Beteiligung an den Vorgängen in diesem Raum. 

Die Eisenhower-Doktrin, von den meisten arabischen Staa-
ten eher als Warnung aufgefaßt, führte zu einer Verschie-
bung der Machtverhältnisse im arabischen Raum. Der ägyp-
tisch-syrische Block, dem als schwache Glieder Jordanien und 
Saudiarabien angehörten, ist schon während der Suezkrise 
auseinandergefallen. In Jordanien konnte es König Hussein 
wagen, die prosowjetischen und proägyptischen Kreise aus 
der Armee und Regierung zu beseitigen (was ohne amerika-
nische Hilfe kaum möglich gewesen wäre). Der König von 
Jordanien hat so seinen Thron wenigstens für einige Zeit 
gerettet. Saudiarabien war ohnehin der selbständigste von 
allen arabischen Staaten. Grund für das Auseinanderbrechen 
des ägyptisch-syrischen Blocks war nicht zuletzt die Nieder- 

lage Ägyptens im Sinaikrieg und der Wunsch der arabischen 
Monarchen, ihren Thron zu erhalten, was angesichts der zu-
nehmenden ägyptischen Propaganda gegen die herrschenden 
Systeme in Jordanien und auch in Saudiarabien immer 
schwieriger wurde. Ein übriges vollbrachte der von Amerika 
her zugleich ausgeübte politische Druck und Schutz. 

Ägypten und Syrien blieben so geografisch und auch poli-
tisch in der arabischen Welt isoliert. Während Ägypten sei-
nen alten Kurs der Annäherung an die Sowjetunion weiter-
verfolgte, ohne seine Beziehungen zum Westen allzusehr zu 
gefährden, und im Innern sowohl Kommunisten als auch 
andere linksradikale Kreise unterdrückte, gelang es den 
Russen in Syrien kommunistische und prosowjetische Kreise 
so weit zu unterstützen, daß sie im August dieses Jahres 
mittels eines Staatstreiches de facto die Macht über den 
Staat erhielten. Syrien ist so sehr viel weiter in sowjetische 
Abhängigkeit geraten, als es selbst Ägypten angenehm sein 
könnte. Die Vorgänge in Syrien waren nichts weniger als 
die russische Reaktion auf den Staatsstreich König Husseins 
in Jordanien. 

Die amerikanische Nahost-Politik, die die arabischen Staa-
ten wenigstens für eine gewisse Zeit zu einer Entscheidung 
zwang, hatte zur Folge, daß die arabischen Staaten im Mo-
ment stärker mit sich selbst als mit Israel beschäftigt sind. 
Die Gefahr, die dem Irak und Jordanien von Syrien her 
droht, ist für diese Staaten im Augenblick schwerwiegender 
als eine Weiterführung des ohnehin aussichtslosen Kriegs mit 
Israel, so daß zur Zeit (September 1957) an den israelischen 
Grenzen Ruhe herrscht wie nie zuvor. Auch das Flüchtlings-
problem beginnt seine Kehrseite zu zeigen. Bisher wurden 
die Palästina-Flüchtlinge in den arabischen Staaten unter 
den erbärmlichsten Bedingungen beieinander gehalten, um 
diese immer wieder gegen Israel ausspielen zu können. Jetzt 
erweisen sich die Flüchtlinge vor allem in Jordanien, wo sie 
den überwiegenden Teil der Bevölkerung darstellen, als eine 
Gefahr für die arabischen Staaten selbst, denn nichts ist 
leichter, als diese enttäuschten und betrogenen Menschen auf-
zuwiegeln. Sollten auch die Gerüchte, die von geheimen 
Besprechungen reden zwischen Israel und einigen arabischen 
Staaten über eine Regelung der Flüchtlingsfrage, unwahr 
sein, so ist doch sicher, daß einige der arabischen Staaten 
nunmehr eher bereit sind, etwas für die endgültige Nieder-
lassung der arabischen Flüchtlinge außerhalb Israels zu tun. 
Auch in Ägypten scheint man die gegenwärtige Situation 
richtig einzuschätzen. Die Schiffahrt im Golf von Akaba ist 
vorerst unbehindert und es ist anzunehmen, daß es bei die-
sem Zustand bleibt, trotz der gegenteiligen Beteuerungen 
der arabischen Staaten, denn es ist etwas anderes, ob die 
Durchfahrt erst erkämpft oder verteidigt werden muß. So-
gar in der Frage der israelischen Schiffahrt im Suezkanal hat 
Ägypten stillschweigend etwas nachgegeben, indem es von 
Israel gecharterte Schiffe, wenn auch nicht ohne Schikanen, 
den Kanal passieren läßt. 
So weit die augenblickliche Situation. Die Zukunft birgt 
auch für Israel große Gefahren. Die USA und Rußland be-
waffnen heute die arabischen Staaten eher gegeneinander. 
Wenig aber ist so unwahrscheinlich als der Ausbruch eines 
ernsthaften Krieges zwischen den arabischen Staaten. Die 
heute gelieferten Waffen können jedoch in gar nicht so wei-
ter Zukunft gegen Israel Verwendung finden, so daß Ame-
rika moralisch gezwungen wäre, Israel gegen seine arabischen 
Nachbarn — die es heute bewaffnet — beizustehen. 
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